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Wahlergebnisse (Zweitstimmen)

BRD Schleswig- 
Holstein

Hamburg Bremen Nieder­
sachsen

Nordrhein- 
Westfalen

Hessen Rheinland- 
Pfalz

Saarland Baden- 
Württemb.

Bayern

SPD Bundestagswahl 1976 42,6% 46,4% 52,6% 54,0% 45,7% 46,9% 45,7% 41,7% 46,1% 36,6% 32,8%
Bundestagswahl 1980 42,9% 46,7% 51,7% 52,5% 46,9% 46,8% 46,4% 42,8% 48,3% 37,2% 32,7%

CDU/CSU Bundestagswahl 1976 48,6% 44,1% 35,9% 32,5% 45,7% 44,5% 40,8% 49,9% 46,2% 53,3% 60,0%
Bundestagswahl 1980 44,5% 38,9% 31,2% 28,8% 39,8% 40,6% 44,8% 45,6% 42,3% 48,5% 57,6%

FDP Bundestagswahl 1976 7,9% 8,8% 10,2% 11,8% 7,9% 7,8% 8,5% 7,6% 6,6% 9,1% 6,2%
Bundestagswahl 1980 10,6% 12,7% 14,1% 15,1% 11,3% 10,9% 10,6% 9,8% 7,8% 12,0% 7,8%

DKP Bundestagswahl 1976 0,3% 0,2% 0,8% 0,8% 0,2% 0,3% 0,4% 0,3% 0,5% 0,2% 0,2%
Landtagswahl 0,2% 1,0% 0,8% 0,3% 0,3% 0,4% 0,4% 0,5% 0,3% 0,3%
Bundestagswahl 1980 0,2% 0,1% 0,5% 0,5% 0,1% 0,2% 0,3% 0,2% 0,3% 0,1% 0,1%

Grüne Landtagswahl 2,4% 4,5% 5,1% 3,9% 3,0% 2,0% - 2,9% 5,3% -
Bundestagswahl 1980 1,5% 1,4% 2,3% 2,7% 1,6% 1,2% 1,8% 1,4% 1,1% 1,8% 1,3%

KBW Bundestagswahl 1976 20 018 1 325 949 1 647 3 979 3 903 3 327 1 046 - 3 842 -
Landtagswahl 804 686 533 2 803 2 358 2 710 2 277 - 2 062 3 042
Bundestagswahl 1980 8 285 423 400 405 1 505 1 672 1 270 534 - 1 285 791

Volksfront Bundestagswahl 1980 9 344 680 492 351 984 2 415 993 576 228 1 488 1 137
NPD Bundestagswahl 1976 0,3% 0,3% 0,2% 0,3% 0,1% 0,2% 0,3% 0,4% 0,4% 0,4% 0,4%

Bundestagswahl 1980 0,2% 0,1% 0,2% 0,2% 0,3% 0,1% 0,2% 0,2% 0,2% 0,2% 0,2%
eap Bundestagswahl 1980 7 814 298 208 173 803 1 895 866 761 338 1 233 1 239
0,1970 der Stimmen bei den
Bundestagswahlen 1980 = 37 947 1 704 1 106 455 4 755 10 919 3 500 2 453 749 5 453 6 785

Bundestagswahlergebnis 1980: Eine schwere ideo­
logische Belastung für die Arbeiterbewegung

Auskalkuliert bösartig waren sich noch 
in den letzten Wochen die Parlaments­
catcher an den Hals gefahren. Aber 
schon am Wahlabend stellten sich be­
ste parlamentarische Sitten ein. Seit 
das Wahlergebnis da ist, müht sich die 
komplette bürgerliche Öffentlichkeit, 
Publizisten, Parteipolitiker, Pfaffen 
und was man will, das schöne politi­
sche Kapital zusammenzuhalten, den 
Sperriegel gegen Forderungen und In­
teressen der Arbeiter und der Volks­
massen zu befestigen, den die west­
deutsche Monopolbourgeoisie durch 
das Stimmergebnis der Bundestags- 
- ahl in die Hand bekam. Die Glanz­
punkte dieses Wahlergebnisses - das 
jer westdeutschen Monopolbourgeoi­
sie übrigens auch internationalen Ge­
wichtszuwachs schenkt, da sie als aus­
nehmend geschickter Dompteur der 
stets gefährlichen Bestie Volk sich pro­
filiert - verteilen sich auf alle der drei 
Parlamentsfraktionen, wenn auch 
nicht gleichmäßig.

Die SPD, in Wahlkampfführung, 
Regierungstätigkeit und bekannten Re­
gierungsvorhaben weit entfernt, den 
Forderungen der Arbeiterbewegung 
entgegenzukommen, stellt weiterhin 
den Kanzler Schmidt. Die Steigerung 
der Versicherungskosten für Altersren­
te und Krankheit steht bereits fest. Die 
Steuerreform wird für die Arbeiterlöh­
ne sowie für viele Angestelltengehälter 
keine Entlastung bringen. Falls die 
Wirtschaftskonjunktur Schwächean­
zeichen erkennbar werden läßt, wird 
eine Kapitalistenfütterung stattfinden, 
gegen die alles Bisherige sich als Brosa­
men darstellen mag. Mit rasantem 
Tempo steuert die Regierung auf ein 

neues Haushaltssicherungsgesetz zu. 
Die außenpolitische Aufgabenbestim­
mung hat Schmidt von der Friedenspo­
litik zur Friedenssicherung, von der 
Friedenssicherung zur Sicherheitspoli­
tik und von der Sicherheitspolitik zur 
Aufgabe der Herstellung des militäri­
schen Gleichgewichts entfaltet. Inzwi­
schen lautet die Priorität: ,»Herstellung 
des militärischen Gleichgewichts, wo­
möglich durch Verträge“. In der Öf­
fentlichkeit macht sich Schmidt breit 
mit Ausführungen, wie gerade durch 
zügige und forsche Aufrüstung Abrü­
stungsverträge erzielt würden.

Der Regierungsflügel der SPD ver­
tritt inzwischen offen eine Politik, die 
einer konservativ bürgerlichen Regie­
rung mindestens die geschlossene Ab­
lehnung durch die Gewerkschaftsbe­
wegung, wahrscheinlich aber sogar den 

Nach der Wahl: Große Versöhnung der ,,Rivalen von gestern“ („Die Welt“).

Abgang bei Wahlgelegenheiten ein­
bringen würde. Das Kunststück, den 
Stimmblock der Arbeiterbewegung im 
Rahmen der SPD zusammenzuhalten, 
gelang durch die Taktik, vielerorts die 
Aufstellung von Kandidaten zuzulas­
sen, die - wenigstens sanft und im 
Rahmen des Erlaubten - gegen die 
Politik der Regierung auch schon mal 
was gesagt hatten. Jetzt spielt die bür­
gerliche Publizistik mit der Frage, ob 
nun eigentlich Schmidt mehr durch sei­
ne ,,Linken“ diskreditiert sei oder ob 
seine Linken mehr durch die Politik 
der SPD beschädigt wären. Sofern die 
kämpfende Arbeiterbewegung versu­
chen würde, sich über die SPD-Abge­
ordneten parlamentarische Rücken­
deckung zu verschaffen, tun sich die 
schönsten Möglichkeiten für die parla­
mentarische Opposition auf, mit der 
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erstarkten FDP Regierung zu werden.
Ohnehin wäre es ein naiver Trug­

schluß, die Unionsparteien als die gro­
ßen Verlierer dieses Wahlkampfes an­
zusetzen. Die parlamentarische Oppo­
sition hat vorgeführt, daß und wie sich 
in der BRD eine sozialdemagogische, 
regierungskritische Oppositionspolitik 
entwickeln läßt, die in allen politischen 
Fragen konservativ und sogar reaktio­
när auftreten kann, ohne an aufgeflo- 
gener Scheinheiligkeit zu Grund gehen 
zu müssen. Jetzt kann die Opposition 
auf die Vorstöße der Regierung gegen 
Forderungen und Interessen der Arbei­
terbevölkerung warten und darauf 
rechnen, daß jeder dieser Vorstöße die 

Opposition auf dem Wege der Ablö­
sung der Regierung weiterbringt, in 
Verbindung mit einer Propaganda, die 
in den Klassenkämpfen selber spaltend 
wirkt. Wär es nicht so, daß zählbare 
Teile der Arbeiterbevölkerung durch 
die Politik der SPD dieser sozialdema­
gogischen Richtung ausgeliefert blei­
ben, wenn nicht gar ihr zugetrieben 
werden, wäre nicht erklärlich, wie die 
Unionsparteien stärkste Bundestags­
fraktion bleiben konnten. Und nicht 
nur von dieser christlich-verlogenen 
Seite her befindet sich die Arbeiterbe­
wegung unter Druck.

Die FDP hat mit dieser Wahl mehr 
gewonnen als Parlamentsmandate. Die 

Politik der FDP, waghalsig, wie sie mit 
der gesuchten Konfrontation Lambs­
dorffs mit den Gewerkschaften ange­
legt war, spekulierte auf einen strategi­
schen Erfolg: Die klassische soziale Ba­
sis findet der Liberalismus in den klein­
bürgerlich selbständigen Gesellschafts­
klassen, die der Gang der kapitalisti­
schen Entwicklung ins Heer der Lohn­
abhängigen befördert. Diese Basis 
schrumpft. Der FDP gelang jedoch in 
diesem Wahlkampf bei der zunehmen­
den Masse der AT-Angestellten sowie 
bei den entsprechenden Beamtengrup­
pen ein erheblicher Zugewinn. Der 
Umfang dieser neuen Mittelklassen 
nimmt mit der Entwicklung des Kapi-

Internationale Presse zum Wahlergebnis
Neue Zürcher Zeitung, 7.10.:
,,Einmal mehr hat der westdeutsche 
Wähler mit dem Stimmzettel in ein­
drücklicher Weise klargemacht, daß 
er die Bundesrepublik — ehedem als 
,,Staat von Bonn“ verächtlich ge­
macht - als seine politische Heimat 
bejaht ... Es gibt in der Bundesrepu­
blik nach wie vor keine Mehrheit für 
sozialistische Politik ... Das ver­
mehrte Gewicht der Freien Demokra­
ten innerhalb der Koalition wird in 
der Regierungspolitik zur Geltung 
kommen müssen, und es wird soziali­
stische Regungen der SPD - etwa in 
der Weiterentwicklung der Mitbe­
stimmung - bremsen. Das wird die 
Spannungen nicht zuletzt innerhalb 
der Sozialdemokratie erhöhen. 
Schmidts Möglichkeiten, seine Partei 
zu disziplinieren, sind heute noch en­
ger beschränkt . . . “

Le Figaro (Paris), 7.10.:
„Die Probleme stellen sich am 26. 
Oktober, wenn die beiden Regierung­
sparteien die delikaten Fragen erör­
tern, über die man sich verständigen 
muß: Vorbereitung des Haushalts 
1981 (November bis Dezember), 
Prioritätensetzung in der Energie­
wirtschaft, ganz entgegengesetzte Po­
sitionen in der Montanmitbestim­
mung, und in der Außenpolitik die 
Neuordnung des Gemeinsamen 
Agrarmarkts. Andere Differenzen 
gibt es in sozialen Fragen, besonders 
bei der Rentenreform .. . Und ist es 
übrigens nicht symptomatisch, daß 
am Sonntag die geringste Wahlbetei­
ligung ausgerechnet unter den Ju­
gendlichen zu verzeichnen war, de­
nen Willy Brandt das Wahlrecht ge­
geben hatte . . . Außerdem rechnet 
man mit Kritik von Seiten der Ge­
werkschaftssozialdemokratie, deren 
Positionen sich vor der Wahl verhär­
tet haben . . . “

The Times (London), 7.10.:
„Sieg für die deutsche Mitte. Wenn die 
Christdemokraten die westdeutschen 
Wahlen am Sonntag gewonnen hätten, 
wäre ihre Politik keineswegs so ver­
schieden gewesen von der der gegen­
wärtigen Koalition, wie ihre Feinde 
fürchteten und ihre Freunde hofften 
... Herr Strauß ist nicht Mrs. That­
cher. Er ist nicht so ideologisch festge­
legt in Wirtschaftsfragen und hätte 
nicht mehr als die Akzente in der west­
deutschen Außenpolitik geändert .. .
Nicht etwa deshalb ist also der Sieg von 
Schmidts Koalition zu begrüßen, weil 
sie einen scharfen Kontrast zu der Al­
ternative bildet, sondern weil sie viel­
mehr Stabilität, Kontinuität und Er­
fahrung bietet in einer Zeit, die sicher 
schwierig wird . .. Seit dem letzten 
Sonntag müssen sie (die Freien Demo­
kraten) mehr auf ihre Reserven unter 
den Christdemokraten achten. Das be­
deutet auch, daß ein Koalitionswechsel 
im Prinzip leichter wird. Doch die Ab­
sicht ist klar, die nächsten vier Jahre in 
der gegenwärtigen Koalition zu blei­
ben. Ein Bruch ist nur wahrscheinlich, 
wenn Schmidt aus Gründen der Ge­
sundheit oder des Prinzips zurücktritt 
und wenn dann das Leben mit den Lin­
ken unerträglich wird. Die Freien De­
mokraten sind Liberale im traditionel­
len Sinn, gegen Machtmonopole und 
exzessive Staatseingriffe in der Wirt­
schaft. Obwohl die linken Sozialdemo­
kraten viel weniger als ihre britischen 
Freunde an Nationalisierungen und 
Gewerkschaftsmacht interessiert sind, 
wollen sie mehr Staatskontrolle über 
die Investitionen. Hier kann es Wider­
sprüche geben und auch in anderen 
Fragen der Innenpolitik, wie auf dem 
Gebiet der Verteidigung und der Kern­
energie. Doch jetzt, zum Zeitpunkt ih­
rer Bildung, scheint die Koalition gut 
in der Lage zu sein, Kompromisse aus­
zuarbeiten . . . “

International Herald Tribüne (LISA), 
7.10.:

„Alles verlief exakt nach Plan bei 
den westdeutschen Wahlen am Sonn­
tag ... Keine Splitterpartei bekam 
genug Stimmen, um das reibungslose 
Funktionieren des politischen Pro­
zesses zu stören; die Freien Demokra­
ten von der Mitte bekamen genug 
Stimmen, um Kanzler Helmut 
Schmidt beim Gegensteuern gegen 
den linken Flügel seiner SPD zu hel­
fen; und die CDU/CSU gewann 
mehr Stimmen und Sitze im Bundes­
tag als die Sozialdemokraten

Zum ersten Mal seit 15 Jahren hat die 
BRD ein Handelsbilanzdefizit, das 
nicht allein an den höheren Ölpreisen 
liegt. Die auswärtigen Beziehungen, 
von Osteuropa bis zum Mittleren 
Osten, sind komplizierter und weni­
ger steuerbar geworden. Bonn hat 
nicht mehr Kontrolle über die Ereig­
nisse in Polen oder am Golf als Ita­
lien oder Belgien . . . Das Ermuti­
gendste ist, daß Schmidt klar sein Ta­
lent für Staatskunst und für die Rege­
lung der inneren Probleme bewiesen 
hat. Mit einer größeren Parlaments­
mehrheit kann er seine Politik mit ge­
steigerter Energie und Phantasie ver­
folgen.“

Iswestija (Moskau), 6.10.:

„Die Resultate zeigen zweifellos, daß 
die große Mehrheit der Bürger der 
BRD die Politik billigt, die von der 
Regierungskoalition eingeschlagen 
ist, und insbesondere ihre Außenpo­
litik, die sich gründet auf die Fortset­
zung der Entspannung, des Dialogs 
mit der UdSSR und auf den Ausbau 
der Kooperation zum gegenseitigen 
Nutzen mit ihren östlichen Nachbarn

l c 
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talismus zu. Ob der Stimmzuwachs 
mehr durch die Tätigkeit des linken 
oder des rechten FDP-Flügels erzielt 
worden sei, ist umstritten. Von der 
Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung 
aus gesehen, die ein Interesse hat, diese 
Schichtungen in ihre Kampffront ein­
zubinden, wächst jedenfalls die Gefahr 
der Herausbildung einer ,,leistungsbe­
wußten“, demokratisch verbrämten 
und gewerkschaftsspaltenden liberalen 
Zentrumsbildung in Angestellten- und 
Beamtenkreisen. Im übrigen mag der 
Gewinn der FDP bei der älteren Gene-

Wahlboykott der Einwohner von 
Raindorf (bei Fürth) wegen Giftmüll­
deponieplänen. Bild: Aufspießen der 
Wahlbenachrichtigungen.

ration mehr zu Lasten von CDU und 
CSU gegangen sein, bei der jüngeren 
mehr zu Lasten der SPD und beim 
Nachwuchs auf diese Posten, der sich 
in so großer Zahl in verschiedenen Sta­
dien der Ausbildung befindet, zu La­
sten der Grünen bzw. alternativen 
Richtung. Freilich ist die Sorge der Li­
beralen berechtigt, die befürchten, dies 
Wählerpublikum bei der nächsten Ge­
legenheit wieder verlieren zu können, 
die Erfahrung lehrt, daß starke soziale 
Bewegungen diese Klassen leicht aus 
den Armen des Liberalismus reißen 
können.

Die politischen Gruppierungen und 
Parteien, die aus der Zeit der außerpar­
lamentarischen Opposition herstam­
men, sind alle auf Stimmergebnisse ge­
worfen, die eher den Umkreis von Leu­
ten beschreiben, die Mitglieder dieser 
Organisationen persönlich kennen und 
in einzelnen Fragen mit ihnen Zusam­
menarbeiten, als etwa einen öffentli­
chen politischen Einfluß. Sie waren al­
lesamt nicht in der Lage, die Sozialde- 
magogie der Union so deutlich zu ver­
arbeiten, daß diese offene Flanke der 
Arbeiterbewegung wenigstens propa­
gandistisch gedeckt gewesen wäre. So 
stand dann Strauß da für die personifi­

Forderungen der Gewerkschaften 
an die neue Bundesregierung

Anträge zum Gewerkschaftstag 
IG Druck
Rentenalter senken
Der Gewerkschaftstag fordert den 
Hauptvorstand auf, sich beim DGB- 
Bundesvorstand dafür einzusetzen, 
daß die gewerkschaftliche Forde­
rung, das Rentenalter auf das 60. Le­
bensjahr zu senken, endlich durchge­
setzt wird.
Selbstverwaltung der Sozialversiche­
rung
Der Gewerkschaftstag fordert den 
Gesetzgeber auf, die vollständige 
Selbstverwaltung durch die Versi­
cherten bei allen Sozialversicherung­
strägern einzuführen.

Anträge zum Gewerkschaftstag 
der IG Metall
Renten auch für ausländische Arbeit­
nehmer, mit deren Heimatländern 
kein Sozialversicherungsabkommen 
besteht
Der 13. ordentliche Gewerkschafts­
tag möge beschließen: Der Vorstand 
der IG Metall wird aufgefordert, auf 
den Gesetzgeber und die Träger der 
Rentenversicherung dahingehend 
einzuwirken, daß auch nichtdeut- 
schen rentenberechtigten Arbeitneh­
mern Rente in die Heimatländer ge­
zahlt wird.
Entrichtung der Krankenkassenbei­
träge in voller Höhe durch Arbeitge­
ber
Der 13. ordentliche Gewerkschafts­
tag möge beschließen: Die Delegier­
ten des 13. ordentlichen Gewerk­
schaftstages fordern den Vorstand 
auf, den Gesetzgeber zu veranlassen, 
daß die Krankenkassenbeiträge in 
voller Höhe vom Arbeitgeber zu ent­
richten sind.

zierte Reaktion, gegen die der Libera­
lismus allemal erträglich scheint.

So geht jetzt dann der 9te deutsche 
Bundestag ans Werk. Der schreiende 
Widerspruch von fortschreitend guter 
Entwicklung der Kampfkraft der Ar­
beiterbewegung und auch vorwärts­
drängender politischer Reifung der Ar­
beiterbewegung hat sich bis dahin aus­
gebildet, daß auf den Gewerkschaftsta­
gen leidenschaftlich die Zukunft der 
Arbeiterbewegung umkämpft ist und 
dieselbe Arbeiterbewegung in der poli­
tischen Öffentlichkeit ohne Sprecher 
dasteht. - Eine in gewissen Hinsichten 
vergleichbare Lage hat auch ii) den 
sechziger Jahren bestanden. Die Bour­
geoisie antwortete damals den sozialen 
und zunehmend auch politischen Be-

Finanz- und Steuerpolitik
Konzentration künftiger weiterer 
Veränderungen des Einkommens­
steuertarifs auf Tarifbestandteiie, die 
Arbeitnehmer entlasten (Verände­
rung der Proportionalzone, Verrin­
gerung der Steuersätze ausschließlich 
in der unteren Progressionszone, An­
hebung des Arbeitnehmerfreibe­
trags). Frei- und Pauschbeträge müs­
sen regelmäßig überprüft und der 
Einkommensentwicklung angepaßt 
werden.
Anhebung des Weihnachtsfreibetra­
ges auf 1 000 DM und Einführung ei­
nes Urlaubsfreibetrages.
(aus Entschließung des 13. o. Ge­
werkschaftstages der IG Metall)
Beschlüsse des Gewerkschaftsta­
ges der ÖTV
Zur Arbeit in Schichten, zur Nacht­
arbeit und unregelmäßigen Zeiten 
Die Gewerkschaft Öffentliche Dien­
ste, Transport und Verkehr fordert 
den Gesetzgeber auf, nachstehende 
Regelungen zur Arbeit in Schichten, 
zur Nachtarbeit und zur Arbeit zu 
unregelmäßigen Zeiten zu tret len 
bzw. bereits bestehende Regelungen 
zu verbessern:
Verbot der ständigen Nachtarbeit. 
Verkürzung der Lebensarbeitszeit für 
Arbeitnehmer, die Wechselschicht­
oder Nachtarbeit leisten, auf das 55. 
Lebensjahr.
Verbot der Mehrarbeitsstunden 
(Überstunden) für Arbeitnehmer, die 
Wechselschicht-, Nachtarbeit und 
Arbeit zu unregelmäßigen Zeiten lei­
sten.
Verbot von Anreizsystemen bei der 
Ent gelt regelung für Arbeitnehmer, 
die Wechselschicht- oder Nachtarbeit 
leisten.

wegungen der Studenten und der Ar­
beiterjugend mit dem Versprechen so­
zialer Fürsorge bei gewisser Liberalität. 
Das Versprechen der Liberalität be­
gründete einen Ausbau des staatlichen 
Unterdrückungsapparats hin zum Viel­
fachen an Personal- und Sachmilteln. 
Inzwischen versucht die westdeutsche 
Monopolbourgeoisie in der internatio­
nalen Arena dasselbe Spiel. Ihre wirkli­
chen Absichten lassen sich aus dem Mi­
litärhaushalt, dem Zinswucher gegen­
über den Entwicklungsländern und 
den wilden Konkurrenztiraden, mit de­
nen sie die Arbeiterklasse gegen andere 
Völker zuerst antreiben und dann auf­
hetzen will, besser ablesen als an den 
demokratischen Säuseltönen, die sie 
schon auch mal dahersummi.

S



Sä Carneiro gewinnt 
Wahlen in Portugal

Bei den Wahlen in Portugal 
hat Sä Carneiro, amtierender 
Premierminister und Kandidat 
des rechten Parteienblocks 
„Demokratische Allianz“, 
47% der Stimmen und 136 von 
250 Parlamentssitzen erhalten. 
Die Sozialisten haben 73 Sitze, 
die revisionistische KP 40 Sit­
ze, die Marxisten-Leninisten 1 
Sitz. Die Imperialisten haben 
Portugal immer in der NATO 
festgehalten und wollen Mitte 
nächsten Jahres die Verhand­
lungen über den EG-Beitritt 
Portugals abschließen. Bisher 
haben sie mit etwas über einer 
Milliarde DM relativ wenig 
Kapital in Portugal angelegt. 
Das 1977 verabschiedete Ge­
setz über Auslandsinvestitio­
nen, das den freien Transfer 
von Dividenden und Profiten 
ins Ausland regelt, reicht ih­
nen nicht. Die Banken sind 
noch verstaatlicht, der Revolu­
tionsrat hat im Frühjahr die 
Zulassung von Privatbanken 
verhindert. Sä Carneiro plant 
die Abschaffung des Revolu­
tionsrats.

DK: USA wollen höhe­
re Rüstungsausgaben

Die dänische Regierung plant, 
1981 bis 1985 ihre Rüstungs­
ausgaben nur um die Infla­
tionsrate zu erhöhen. Obwohl 
sie 1979 mit 6,7 Mrd. dkr im­
merhin pro Kopf der Bevölke­
rung über doppelt soviel wie 
die italienischen Imperialisten 
für die Rüstung ausgab, hat ihr 
jetziger Plan zu scharfen Dro­
hungen der US-Imperialisten 
geführt. US-Kriegsminister 
Brown warnte in zwei Briefen 
vom 23.1. und 18.4., die die 
Regierung jetzt veröffentlich­
te, es werde ihm „außeror­
dentlich schwerfallen, ... die 
Verpflichtungen zur Entsen­
dung von Verstärkungen nach 
Dänemark und die Errichtung 
von alliierten Rüstungsmate­
rialdepots zu rechtfertigen“. 
Die Antwort der Regierung: 
Der „Vorschlag“ der NATO, 
die Ausgaben um real 3% 
jährlich zu erhöhen, sei ge­
prüft und verworfen worden.

Estnische Schüler 
demonstrieren

Etwa 2000 Schüler zwischen 15 
und 18 Jahren demonstrierten 
am 1. und 3. Oktober in Tal­
linn, der Hauptstadt der Estni­
schen Sowjetrepublik. Das be­
richtet eine estnische Emigran­
tengruppe in Stockholm. Die 
Schüler forderten bessere 
Schulmahlzeiten, wärmere 
Klassenräume und die Rück-

Belgien: Regierung 
Martens stürzt

Anfang letzter Woche ist die 
belgische Regierung Martens 
zurückgetreten. Der Anlaß: 
Zur Verringerung des Defizits 
der Sozialversicherungen 
(1981: 34,7 Mrd. bfr) sollten 
die Beiträge um 13,4 Mrd. bfr 
erhöht und durch Arzneimit­
telbeschränkungen, höhere 
,»Eigenleistungen“ der Rent­
ner, schärfere ,»Zumutbar­
keitsbestimmungen“ für Ar­
beitslose sowie eine polizeimä­
ßige Aufsicht über die ,»Be­
rechtigung“ von Krankheiten 
der Lohnabhängigen 15 Mrd. 
bfr Ausgaben ,,eingespart“ 
werden. Den Liberalen war 
das nicht genug. Die Beitrags­
erhöhungen, von denen ein 
Teil von den Kapitalisten ge­
tragen werden soll, müßten 
verringert, die Ausgabenkür­
zungen drastisch erhöht wer­
den. Unter dem Druck der Ge­
werkschaften lehnten das die

Niederlande: Soldatenproteste 
gegen Wehrsoldsenkung

,,Stoppt den Gehaltsdieb­
stahl!“ Unter dieser Losung 
begann die niederländische 
Soldatengewerkschaft 
VVDM mit einer Kundge­
bung in Den Haag am 17.9. 
(Bild) eine Serie von Protest­
aktionen. Sie richten sich ge­
gen die von der Regierung 
geplante drastische Senkung 
des Wehrsoldes der etwa 
50000 Wehrpflichtigen. Die 
Regierung will 1981 den ge­
setzlichen Mindestlohn für 
Jugendliche um 7 bis 2()°7o 
senken. Der an diesen Min- 
destlohn gekoppelte Wehr­
sold würde dadurch für acht­
zehnjährige Wehrpflichtige 
von 684 hfl auf 557 hfl sin­

Wehrsold für nieder­
ländische Wehrpflichtige 

(in DM pro Monat)

Alter seit 1.7.80 Regierungs | 
plan 1981

18
19
20

629 DM
691 DM
752 DM

512 DM j
615 DM :
701 DM .

Quelle VVDM I DM gleich 1.09 hll

Sozialdemokraten ab. Die Ko­
alition von Christdemokraten, 
Sozialdemokraten und Libera­
len brach auseinander. Welche 
Regierung immer jetzt zustan­
de kommt, die Finanzbour­
geoisie macht ihren Schnitt: 
1981 muß die Regierung über 
200 Mrd. bfr als Zins auf die 
Staatsschuld rausrücken.

Grönland will sich von 
der EG lostrennen

Anfang 1981 führt Grönland 
eine Volksabstimmung über 
den Austritt aus der EG durch. 
Zu erwarten ist, daß die erfor­
derliche Mehrheit der 30000 
Wahlberechtigten für den Aus­
tritt erreicht wird. Dänemark, 
das Grönland im Rahmen sei­
nes Staatsverbandes zum Bei­
tritt genötigt hatte, hat zuge­
stimmt. Vor einem Jahr mußte 
es innere Selbstverwaltung ■>. 
gestehen. Jetzt will es die Ho 
heit in der Außen- und Sicher­
heitspolitik behalten wegen 
Fisch, Öl und Uran.

ken, für Neunzehnjährige 
von 751 hfl auf 668 hfl und 
für Zwanzigjährige von 817 
hfl auf 762 hfl. Unmittelbar 
nach Bekanntwerden dieser 
Pläne begann die VVDM, 
auf Versammlungen in den 
Kasernen den Widerstand 
der Wehrpflichtigen zu orga­
nisieren. Für den 28.10. ruft 
sie mit Unterstützung der 
beiden Gewerkschaftsbünde 
FNV und CNV zu einer lan­
desweiten Demonstration in 
Utrecht auf. Die VVDM 
wurde 1968 von Wehrpflich­
tigen gegründet. 1976 er­
kämpften sich die Wehr­
pflichtigen unter ihrer Füh­
rung das Recht auf gewerk­
schaftliche Versammlungen 
und Propaganda in den Ka­
sernen und setzten die An­
bindung des Solds an den ge­
setzlichen Mindest lohn für 
Jugendliche durch. Als näch­
stes Ziel strebt die VVDM, in 
der etwa 17000 Wehrpflichti­
ge organisiert sind, 
Durchsetzung eines Tarifver­
trages für die Wehrpflichti­
gen an. ______
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Wanderung russischer Siedler. 
Einige führten die Fahne der 
alten Estnischen Republik mit. 
Estland ist seit dem 6.8.1940 
Mitglied der Sowjetunion, 
nachdem das estnische Parla­
ment die Aufnahme beantragt 
hatte. Die Sozialimperialisten 
betreiben seit zwei Jahrzehn­
ten eine systematische Russifi- 
zierung. Die Esten sind ein den 
Finnen verwandtes Volk.

Die Rüstungsindustrie 
hat Exportprobleme

Die Rüstungsindustrie hat die 
Bundesregierung beauftragt 
festzustellen, welche Produkte 
sie in den RGW-Ländern ga­
rantiert absetzen kann. Damit 
befaßten sich sowohl der Wirt­
schafts- wie der Verteidigungs­
ausschuß unter dem Arbeitsti­
tel ,,Problematik von Ostex­
porten, die mißbrächlich zur 
Waffenproduktion benutzt 
werden können“. Es ging 
nicht um die Verfehlungen der 
Firma Gildemeister, deren Ge­
schäfte ruchbar geworden wa­
ren, sondern es geht um das 
delikate Problem, wie zur Auf­
rüstung der RGW-Staaten bei­
getragen werden kann, ohne 
daß die westliche Supermacht 
einschreitet. Alle bürgerlichen 
Parteien w'ünschen eine einver­
nehmliche Lösung. Der Rü­
stungsindustrie geht es um die 
Neufassung der Export listen, 
um allgemeine Zulassung mög­
lichst vieler Produkte, für die 
sie Absatzmärkte im Ausland 
sucht. Ihre Konzerne wün­
schen so wenig wie möglich auf 
Einzelentscheidungen des Bun­
desamts für die gewerbliche 
Wirtschaft angewiesen zu sein, 
dem die Kontrolle bei der Aus­
fuhr von Embargowaren, also 
Kriegswaffen, Kernbrennstof­
fen, elektronischen Teilen 
usw. obliegt und das jeweils 
mit den Bundesländern ver­
handelt.

Bundesregierung gegen 
EG-Stahlkrisenplan

Die Bundesregierung ist gegen 
einen Stahlkrisenplan der EG- 
Kommission, den die acht an­
deren EG-Staaten unterstüt­
zen. Nach Paragraph 58 der 
Pariser Verträge kann in einer 
Krise die EG-Kommission den 
einzelnen Stahlkonzernen Pro­
duktionsquoten vorschreiben, 
deren Höhe von der bisherigen 
Produktion abhängt. Die 
BRD-Stahlmonopole sind da­
gegen: Sie haben ihren Anteil 
an der Rohstahlproduktion in 
der EG von 30,9% im Jahr 
1977 auf 33,63% im ersten 
Halbjahr 1980 erhöht. Der 
EG-Ministerrat berät in dieser 
Woche erneut liher Hpn Plan



Krieg Iran-Irak
Supermächte lauern auf Gelegenheit 
für Einmischung am Golf
Die Hinterlassenschaft der Gendar­
menrolle, die der Iran unter dem 
Schahregime für die US-Supermacht 
gegen die anderen Golfstaaten gespielt 
hatte, hat die Beziehungen der jungen 
Islamischen Republik zu ihren arabi­
schen Nachbarn von vornherein bela­
stet. Jetzt ist es mit Irak zum offenen 
Krieg gekommen.

1969 kündigte der Iran einseitig das 
1847 geschlossene und 1937 erneuerte 
Abkommen über den Grenzverlauf im 
Schatt-el-Arab. Danach unterstand der 
ganze Fluß dem Irak, der sonst über 
keine allseitig verwendbaren Seehäfen 
verfügt. In Nordirak schürte das 
Schahregime, das den Kurden im Iran 
selbst keinerlei Rechte zugestand, die 
Aufstände der dortigen Kurden. Durch 
Vermittlung Algeriens wurde der Kon­
flikt zwischen beiden Ländern 1975 

i

vorläufig beigelegt. Für den Preis der 
Beendigung der iranischen Einmi­
schung in der Kurdenfrage gestand 
Irak die Verlegung der Grenze im 
Schatt auf die Flußmitte zu.

Als die britischen Imperialisten 1971 
aus dem Golf abziehen mußten, erhob 
das Schahregime Anspruch auf Bah­
rain. Am Tag vor der Unabhängigkeit 
der Vereinigten Arabischen Emirate 
besetzte die iranische Marine drei zu 
deren Territorium gehörende Inseln in 
der Straße von Hormuz, mit Wissen 
der Briten. Seit Ende 1973 intervenier­
ten iranische Truppen gegen den natio­
nalen Befreiungskampf in Oman.

ausgestreut, um es zunächst zu demen­
tieren. Am Tag des offenen Kriegsaus­
bruches war der irakische Vizepräsi­
dent in Moskau, wahrscheinlich zu 
Verhandlungen über das gleiche The­
ma. Für die US-Supermacht ist erklär­
termaßen die Frage nur, wann sie mili­
tärisch am Golf intervenieren würde: 
wenn durch Sperrung der Straße von 
Hormuz die ,,Ölversorgung des We­
stens“ gefährdet sei, die Golfstaaten 
also so tief in den Krieg verwickelt 
sind, daß eine Intervention kaum auf 
wirksamen Widerstand treffen würde. 
Die Sozialimperialisten wettern - wie 
vor der Invasion Afghanistans - laut­
hals über die ,,Umtriebe der USA“.

Solange sich die Supermächte anma­
ßen, die ,,Ölversorgung“ in eigene Ma­
rineinfanteristenregie zu nehmen, sind 
die Golfstaaten zu ziemlich aufwendi­
ger Rüstung gezwungen. Vorschläge zu 
einem Golfabkommen sind in der Ver­
gangenheit immer wieder an Vor­
machtansprüchen des Schahregimes, 
die uneingeschränkten US-Hegemonis- 
mus bedeutet hätten, gescheitert. Heu­
te ist der Iran niemandes Gendarm 
mehr. Irak ist es, trotz seines Freund­
schaftsvertrages mit der Sowjetunion, 
auch nicht. Erst der bewaffnete Kon­
flikt schafft handfeste Ansatzpunkte 
für imperialistische Einmischung, und 
zwar mit jedem Tag, den der Krieg län­
ger dauert, mehr.

UNO-Generalversammlung
Erste Erfolge des Demo­
kratischen Kampuchea

Bereits vor Eröffnung der 35. General- 
Versammlung der UNO am 22.9. hatte 
der Premierminister von Singapur Lee 
Kuan Yewz im Namen der fünf ASE­
AN-Staaten (Singapur, Thailand, Ma­
laysia, Indonesien, Philippinen) er­
klärt, die Länder der Dritten Welt 
müßten ihre Stimme in der UNO dafür 
einsetzen, ein klares „Nein“ gegen alle 
diejenigen Staaten zu erheben, die be­
haupten, „die Kriege gegen Afghani­
stan und Kampuchea seien gerecht“ 
(Economist, 20.9.80). Am 22.9. wurde 
die Rechtmäßigkeit des Sitzes des De­
mokratischen Kampuchea, vertreten 
durch seinen stellvertretenden Mini­
sterpräsidenten Ieng Sary, durch eine 
Kommission der Generalversammlung 
bestätigt. Über 16 Staaten, darunter 
auch Kanada, Norwegen, Jugoslawien 
und China, forderten in den Verhand­
lungstagen bis zum 3.10. den Abzug 
der sowjetischen Truppen aus Afgha­
nistan und den der sowjetisch-vietna­
mesischen Truppen aus Kampuchea.

Weder der neue Vorsitzende der Ge­
neralversammlung von Wechmar noch 
Genscher, der am 24.9. sprach, unter­
stützten diese Forderungen. Am 30.9. 
hielt Ieng Sary eine Rede vor der Gene­
ralversammlung, in der er den Abzug 
der vietnamesischen Truppen und die 
Durchführung freier Wahlen forderte 
und sich zur Kontrolle der Wahlen 
durch die UNO bereiterklärte. Weitere 
Schwerpunkte der Forderungen der 
Länder der Dritten Welt in den bisheri­
gen Verhandlungstagen waren der Ab­
zug der US-Truppen aus Südkorea, der 
Ausschluß Israels aus der UNO wegen 
seiner Siedlungspolitik in den besetzten 
Gebieten und die Änderung der gegen­
wärtigen Wellwirtschaftsordnung, ins­
besondere der Kontrollrechte der im­
perialistischen Länder über die Roh-

Jetzt hat der letzte Premierminister 
des Schahregimes Bakhtiar aufgeru­
fen, den Krieg zum Sturz der Republik 
zu nutzen. Dann ist er von Paris abge­
flogen, vermutlich nach Bagdad, wo 
sich bereits haufenweise Schahgeneräle 
tummeln. Wegen ihrer keineswegs de­
mokratischen Nationalitätenpolitik 
muß die islamische Führung des Iran 
um die Einheit des Landes fürchten 
und damit rechnen, daß im Fall einer 
Niederlage die großpersische Konterre­
volution Auftrieb bekommt. All das 
erschwert eine rasche Beendigung des 
Krieges.

Die iranische Armee ist größtenteils 
mit amerikanischen, die irakische mit 
sowjetischen Waffen ausgerüstet. Die 
US-Imperialisten haben das Gerücht, 
im Austausch gegen die Geiseln ließe 
sich über Ersatzteillieferungen reden.



Stoffe und Finanzen der Länder der 
Dritten Welt.

Die westdeutsche Presse ist ent­
schlossen, über die Forderungen der 
Länder der Dritten Welt und den Ver­
lauf der Vollversammlung nicht zu be­
richten. Es wäre auch nur hinderlich 
bei der Ausmalung des epochalen Er­
eignisses, daß „zum ersten Mal ein 
Deutscher“ (Die Zeit, 19.9.) den Vor­
sitz der Generalversammlung führt.

Schon die Umstände der Amtsüber­
nahme liegen zwar im Rahmen der Po­
litik der westdeutschen Finanzbour­
geoisie in den internationalen Organi­
sationen, fallen aber doch aus dem des 
Bildes von der neuen deutschen feinen 
Art in internationalen Angelegenhei­
ten. Zehn Tage vor Beginn der Gene­
ralversammlung hatte Kanzler Schmidi 
die spanische Regierung genötigt, ihn 
Kandidatur für den Vorsitz der Gene 
ralversammlung zurückzuziehen mi 
dem Druckmittel des spanischen NA 
TO- und EG-Beitritts. (Latin Ameri 
can Weekly Review, 12.9., und ABC 
Madrid, 17.9.)

Also wurde Freiherr v. Wechmar - 
Jahrgang 1923, Vater aktiver Wehr 
machtsoffizier, Oberschule in Königs 
berg und Berlin, Leutnant in Afrika 
von 1947 bis 1958 Leiter des Bonnei 
Büros der amerikanischen Nachrich 
tenagentur UPI, ZDF-Osteuropa-Stu 
dio, Regierungssprecher, seit 197: 
FDP-Mitglied und seit 1974 UNO-Ver 
treter - Vorsitzender der Generalver 
Sammlung. Gleich bei seiner Antritts 
rede protestierte die Arabische Liga ge 
gen den Freiherrn. Er hatte nicht ein 
mal vorgegeben, die Forderungen de 
Länder der Dritten Welt zu akzeptie 
ren, sondern gleich den geplanten Auf 
tritt Genschers vorbereitet. Gensche 
will sich über „internationale Flücht 
lingsprobleme“ auslassen (SZ, 23.9.) 
Wechmar lobte die Resolution 242, ii 
der die Palästinafrage als „Flüchtlings 
Problem“ behandelt wird. Währen« 
der Freiherr in der Generalversamm 
lung den „ansehnlichen, verdientei 
Prestigegewinn“ (Die Zeit) der west 
deutschen Finanzbourgeoisie aufführ 
te, blockierten die westdeutschen Ver 
treter in der Kommission zur Vorberei 
tung der Verhandlung über eine neu< 
Weltwirtschaftsordnung gemein san 
mit den amerikanischen und britischei 
Imperialisten die Vorlage einer Verfah 
rensregelung an die Vollversammlung.

„Berechenbarkeit“ nannte Gen­
scher in der Wahldiskussion im Fernse­
hen das hervorstechende Merkmal der 
Außenpolitik der westdeutschen Regie­
rung. Das ist nicht von der Hand zu 
weisen.

Das Demokratische Kampuchea for­
dert freie Wahlen und ist zu einer Kon­
trolle durch die UNO bereit. Die so­
wjetische Marionettenregierung Heng 

Samrins in Phnom Penh hat inzwi­
schen erklärt, sie werde im nächsten 
Jahr Wahlen durchführen.

Gelingt es nicht, der Forderung nach 
Abzug der vietnamesischen Truppen 
und nach Anerkennung des Demokra-

Internationale Arbeiterbewegung
Die polnische Regierung bekämpft 
die Gewerkschaftsforderungen
Mit dem einstündigen Generalstreik 
am 3. Oktober 1980 haben die neuen 
polnischen Gewerkschaften das Ziel 
verfolgt, die zwischen der Regierungs­
kommission und den Arbeiterräten ge­
troffenen Vereinbarungen sowie die 
Anerkennung der Gewerkschaften 
durchzusetzen. Hauptforderungen wa­
ren Höherstufung aller Arbeiter um je­
weils eine Stufe in der Lohntabelle, be­
sondere Berücksichtigung der unter­
sten Lohngruppen, Kontrolle der Prei­
se und Gewährleistung der Versorgung 
mit bestimmten Grundnahrungsmit­

Technische Hochschule in Lodz, Zentrum der polnischen Textilindustrie

teln und Gütern des täglichen Ge­
brauchs. Forderungen, durch die die 
Gewerkschaftsbewegung in der Bewe­
gung breiter Teile des Volkes Fuß ge­
faßt hat, waren insbesondere die nach 
Aufhebung der Zensur und Beseiti­
gung der Privilegien der neuen Bour­
geoisie.

Dieser Stoßrichtung gegen die Be­
vorzugung von höheren Funktionären 
in Staat und Gesellschaft entkleidet, 
wird die Forderung nach Abschaffung 
von Privilegien jetzt von Presseorga­
nen, die der Parteiführung ergeben 
sind, benutzt, um zwischen den etwas 
besser gestellten Schichten der Arbeiter 
und den ärmeren zu spalten. In einer 

tischen Kampuchea durch die Bundes­
regierung in Westdeutschland Gewicht 
zu verleihen, dann ist der Kurs der 
westdeutschen Regierung gegen das 
Demokratische Kampuchea abzuse­
hen.

Reportage der Monatsschrift „Per- 
spektiwy“ werden die Arbeiter im 
Bergbau, einer führenden Branche in 
den Streiks, angegriffen: „Wer mehr 
hat, der hat mehr Sorgen . . . Um das 
Thema Sozialfonds zu beschließen, sei 
gesagt, daß die gegenwärtigen Schwie­
rigkeiten, die manche an ihren Sozial­
einrichtungen schon seit Jahren bauen­
den Bergwerke haben, ganz einfach 
,Wohlstandsprobleme4 sind. Denn 
Zahlen weisen auf, daß der Sozial­
fonds im Bergbau pro Kopf doppelt so 
hoch ist wie im Landesdurchschnitt.“

Die Bergleute hätten größere Privile­
gien als Angestellte anderer Wirt­
schaftszweige, wird behauptet. Dazu 
gehörten Kredite für Werktätige, die 
heiraten, Darlehen für Wohnungsteil­
zahlungen oder den Bau eines Einfami- 

| lienhauses zu günstigen Bedingungen.
Ein Kredit für den Hausbau könne bei 
einer Amortisierung von 60% in 50 
Jahren abgezahlt werden. Eigentlich 

' hatte sich aber niemand gegen das 
I „Privileg“ gewendet, sein Leben lang 
I den Kredit für eine Unterkunft abzu­

zahlen. Gedacht war vielmehr an Än­
derung der Lage, daß ein normaler 
Lohnabhängiger sich Urlaub nur alle 
drei Jahre leisten kann, oder daran, 
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daß das Fleisch zum Teil unerschwing­
lich geworden ist und aus dem Konsum 
zu verschwinden droht, während es in 
die Läden für die führenden Funktio­
näre geschoben wird oder für den Ex­
port bestimmt ist.

Die polnische Regierung hat eine 
Untersuchung durchgeführt über die 
Generation der jungen Bergleute in 
den Jahren 1976/77, deren Fluktuation 
die Schwierigkeit belegt, Fachkräfte 
für den Bergbau mit seinen schweren 
und gefährlichen Arbeitsbedingungen 
zu gewinnen. 60% der Bergleute waren 
zu dem Zeitpunkt unter 24 Jahre alt. 
70% von ihnen verließen die Branche 
im ersten Arbeitsjahr, fast alle aber, 
nämlich 95%, in den ersten fünf Ar­
beitsjahren. Die Regierung faßte den 
plan, ein Vierschichtsystem bis Ende 
des Jahres 1981 überall durchzusetzen. 
Unterstützung hoffte sie durch die Zu­
sicherung zu gewinnen, daß die Zahl 
der Arbeitstage von 30 auf 23 im Mo­
nat gesenkt werden könne. Die freien 
Tage sollten über die ganze Woche ver­
teilt sein, und dadurch sollte auch eine 
ökonomischere Ausnutzung der Ein­
richtungen zur Erholung und Freizeit­
gestaltung für mehr Arbeiter erreicht 
werden. Gegenwärtig stockt die Kohle­
förderung. Wegen Nichterfüllung der 
Forderung, daß an freien Wochenen­
den nur noch freiwillig gearbeitet zu 
werden braucht, sind die Bergleute 
zum Teil auch da, wo das Vierschicht­
system bereits eingeführt war, zum 
Dreischichtsystem zurückgekehrt. Die 
Regierung klagt darüber, daß die Koh­
leschiffe in den Häfen leer bleiben.

Die Bergarbeiter werden speziell kri­
tisiert, insbesondere diejenigen mit Fa­
milie, wegen ,,Festhalten an der tradi­
tionellen Pflichtenteilung in der Fami­
lie“ und praktisch Boykott der Be­
triebskantinen. Sie ziehen es vor, zum 
Mittagessen nach Hause zu gehen, 
wahrscheinlich wegen der besseren 
Qualität des Essens und der Möglich 
keit, einen Teil des Familienlebens, das 
durch die ununterbrochene Schichtar 
beit zerstört wird, aufrechtzuerhalten

Die Bewegung der polnischen Arbei 
ter hat große Hoffnungen in weiten 
Teilen des Volkes geweckt. Die Stu 
deuten debattieren über eigene Vertre 
t ungskörper, die gewerkschaftlicher 
Charakter haben sollen. Die Journali 
sten fordern Freiheiten. Diese Initiati 
ven werden ohne Führung und Erfolg 
bleiben, wenn die Arbeiterbewegung 
Niederlagen erleidet. Sie wird dann erst 
recht nicht imstandesein, den Bauern, 
die nach wie vor am schwersten arbei­
ten und am wenigsten an der Versor­
gung nm Dienstleistungen und Sozial­
versicherungen teilnehmen, eine Per­
spektive zu bieten. Zum Beispiel be­
trägt die Versorgung mit Wasser auf 
dem Lande pro Kopf und Tag nur 2 7

Liter. Als Richtwert für den persönli­
chen Verbrauch gelten 215 bis 220 Li­
ter. Die polnischen Städte erreichen im 
Durchschnitt immerhin 150 Liter pro 
Kopf. Die Lage auf dem Lande ver­
schlechtert sich durch Absenkung des 
Grundwasserspiegels und Verödung 
der alten Brunnen, oft Folge der Ge­
winnung von mineralischen Rohstof­
fen in großem Maßstab. Die Wasserlei­
tungen, soweit vorhanden, sind in 
schlechtem Zustand, was bedeutet, 
daß bei der notwendigen Anwendung 
von Chemikalien beim Ackerbau im­
mer mehr Schadstoffe ins Grundwas- 
ser gelangen und die Qualität des Was­
sers verschlechtern. Die Aufbereitung 
des Trinkwassers wird immer aufwen­
diger. Zwar hat die polnische Regie­
rung den Bauern zugestehen müssen, 
daß sie, gleichgültig, ob sie ihr Land an 
den Staat abgeben oder nicht, eine Al­
tersrente erhalten. Diese ist jedoch weit 
geringer als die der Arbeiter. Lernt die 
Arbeiterklasse nicht, sich mit der Lö­
sung solcher Probleme zu befassen, so 
kann ihr die Verbindung mit den Bau­
ern nicht gelingen. Aktuell wird die La­
ge durch schlimme Mißernten, insbe­
sondere von Getreide, Kartoffeln und 
Zuckerrüben, erschwert.

Zweifellos wird die polnische Regie­
rung, wenn sie ihr Konzept der einge­
schränkten Reproduktion der Massen 
und der Rationalisierung der Produk­
tionsprozesse in den Hauptzweigen der 
Industrie gegen die Gewerkschaften 
nicht durchsetzen kann, unter zuneh­
menden Druck ihrer Gläubiger kom­
men. Bereits jetzt ist Polen mit etwa 20 
Mrd. Dollar bei den kapitalistischen 
Ländern verschuldet. Es mußte bei den 
Banken schon Kredite aufnehmen, um 
die Zinsen auf frühere Kredite bezah­
len zu können. Anfang Oktober hat 
Österreich abgelehnt, Polen einen Kre­
dit zur Errichtung eines Kohlekraft- 

; werks zu geben. Die westdeutschen 
Banken erwägen öffentlich, ob sie wei­
ter derartige Kredite vergeben sollen. 
Die polnische Regierung hat keine 
Wahl. Sie kann nicht den Forderungen 
der Gewerkschaftsbewegung, schon 
gar nicht ihren Lohnforderungen, 

( nachkommen, ohne sich ans Messer zu 
; liefern. Sie versucht den Kern dieser 

Bewegung zu isolieren, indem sie per­
sonelle Änderungen in der Führung 

i von Partei, Staat und bisheriger Ge­
werkschaft durchführt. Sie kann schon 

1 versuchen, einen Teil der Bewegung zu 
1 befrieden, weil sie zu großen Teilen 

von Mitgliedern der Partei, die Refor­
men wünschen, getragen wird, wenn­
gleich gerade deswegen die Regierung 
auch vorsichtig mit ihr umgehen muß. 
Auf der anderen Seite sind die neuen 
Gewerkschaften darauf angewiesen, ei­
nige Forderungen durchzusetzen, sonst 
wird die Einheit, die sie auch unter 
Einschluß von sprengenden und anti­

kommunistischen Kräften, insbesonde­
re der katholischen Kirche, herstellen 
konnten, zerbrechen. Die Festigung 
der gewerkschaftlichen Organisation 
auf der Ebene des ganzen Landes 
könnte dann kaum gelingen.

Besatzungsstatut
Erfolgloser Streik der 
Reichsbahnarbeiter

Westberlin. ,,Entweder der Streik 
bringt uns wirklich was ein, oder wir 
schmeißen die Klamotten hin und ge­
hen stempeln.“ Diese Äußerung von 
einem der 3700 Westberliner Beschäf­
tigten der Deutschen Reichsbahn zum 
Zeitpunkt der ersten zentralen Streik­
versammlung zeigt den Mut und die 
Verzweiflung der Westberliner Eisen­
bahner, die zunächst ohne gewerk­
schaftliche Unterstützung gegen ihren 
Dienstherren, die Direktion der Deut­
schen Reichsbahn der DDR, antraten. 
Es ist ihnen nicht gelungen, über die 
Forderungen nach 160 DM Lohnerhö­
hung, vier Tagen mehr Urlaub, freier 
Arztwahl, Reduzierung der Überstun­
den, besserer sozialer Betreuung, 
Überarbeitung des gesamten Lohnge­
füges und Verzicht auf jegliche arbeits­
rechtlichen Repressalien gegen am 
Streik Beteiligte auch nur Verhandlun­
gen zu erzwingen.

Die Reichsbahndirektion hatte be­
reits im Frühjahr 90 überwiegend im 
technischen Bereich Beschäftigte ent­
lassen. In den ersten Tagen des Streiks 
entließ sie weitere 100 fristlos. Noch 
ausstehende Lohnzahlungen leistete sie 
nur gegen Abgabe des Dienstauswei­
ses. Eine weitere Reduzierung des 
Fahraufkommens hatte sie bereits frü­
her angekündigt. Gegen die Eisenbah­
ner wurde DDR-Bahnpolizei einge­
setzt, mit Hunden ausgerüstet. S- 
Bahn-Zugführer aus der DDR mußten 
ohne Streckenkenntnisse und Strek- 
kenüberwachung in Westberlin fahren.

Gegen die Streikenden handelte 



auch der Westberliner Senat, in Über­
einstimmung mit der Bundesregierung. 
Lediglich 20,8% des gesamten Güter­
verkehrs zwischen Westberlin und dem 
Bundesgebiet gehen über die Schiene. 
Der Senat traf sofort umfangreiche 
Maßnahmen, um die entstandenen 
Ausfälle über die Wasserwege und vor 
allem über die Straße zu transportie­
ren. Speditionsunternehmen aus West­
berlin und Norddeutschland wurden 
angeheuert, um Transporte zu über­
nehmen. Als nach fünf Streiktagen der 
Senat aufgefordert wurde, mit der 
DDR zu verhandeln zwecks Übernah­
me der Betriebsrechte, lehnte er ab und 
forderte im Gegenteil die Wiedereröff­
nung von S-Bahn-Strecken nach Pots­
dam und anderen DDR-Orten im Rah­
men des Besucherverkehrs.

Das Interesse der westlichen Besat­
zermächte galt in der Hauptsache der 
Aufrechterhaltung der eigenen Versor­
gungszüge nach Frankfurt, Bremerha­
ven, Braunschweig und Straßburg, die 
von besonderen Bahnhöfen in West­
berlin abgehen und für deren ungehin­
derten Verkehr die UdSSR sich in dem 
New Yorker Abkommen vom 4. Mai 
1949 verpflichtete. Gegen Ende des 
Streiks forderte die britische Besatzer­
macht die Streikleitung auf, den be­
setzten Containerbahnhof zu räumen.

Die Illusionen nach einer ,,großen 
Lösung“, d.h. Durchsetzung der For­
derungen durch Änderung der Be­
triebsrechte der S-Bahn, sind im Streik 
zerbrochen. Zwar ist der Westberliner 
Senat nicht uninteressiert an einer 
Übernahme der Betriebsrechte über die 
S-Bahn, aber er will sie billig haben. 
Schöne Worte der Sympathie mit den 
Forderungen der Reichsbahner fallen 
nicht schwer, wenn man sie nicht erfül­
len muß, sondern andere. Tatsächlich 
scheint ein erfolgreicher Streik ohne 
Vertretungsrechte der GdED und Un­
terstützung des DGB kaum möglich.

Volkswagen werk
Arbeitsintensivierung
gegen nächste Krise

Braunschweig. Die VW-Kapitalisten, 
die Ende 1979 noch prognostiziert hat­
ten, daß sie mit dem bereits erwarteten 
Fallen des Gesamtautomobilmarkts ih­
ren Marktanteil relativ zur Konkurrenz 
ausbauen könnten, sehen dieses Ziel 
gefährdet. Für das erste Halbjahr 1980 
hatte VW im Inland einen Absatzrück­
gang von 9% zu verzeichnen. Zwar 
konnte der Marktanteil mit 31% ge­
genüber dem Vorjahr bei einem Ge- 
samtrückgang des Inlandsmarktes von 
12,3% gehalten werden, aber auch nur 
mit weiterhin fallender Tendenz. Von 
der Enge des Marktes profitierte nicht 
in erster Linie VW mit den kleinen Mit-

Die körperliche Belastbarkeit wird durch Ergometer ermittelt

telklassemodellen, sondern im wesent­
lichen die japanischen Automobilkon­
zerne.

Das ist für die VW-Kapitalisten um 
so schmerzlicher, als sich auf dem US- 
Markt eine ähnliche Tendenz abzeich­
net. Gleichzeitig kommt die Expansion 
auf den europäischen Volumenmärk­
ten ins Stocken und erreichte nur noch 
eine Steigerung von 1,9% (plus 17,7% 
gesamt im Jahre 1979).

Schien 1979 noch das Kalkül der 
VW-Kapitalisten voll aufzugehen, mit 
verstärktem Kapitalexport vornehm­
lich in die USA und nach Lateinameri­
ka, wo sie auf dem Pkw- und Lkw- 
Sektor sich eine Monopolposition ero­
bert haben, sowie Umstrukturierungen 
und Milliardeninvestitionen in den in­
ländischen Werken die Rekordprofite 
halten zu können, ist ihnen jetzt mit 
den Japanern ein ebenbürtig aggressi­
ver Konkurrent erwachsen. Nicht die 
Aggressivität der japanischen Kapitali­
sten in der Ausbeutung und beim Vor­
dringen auf dem Weltmarkt stört die 
VW-Kapitalisten, sondern, daß diese 
Konkurrenz ihnen die bereits abge­
steckten Expansionsaussichten schmä­
lert, verschärft durch das doch stärker 
als erwartete Fallen des Gesamtmark­
tes insbesondere auf den sogenannten 
„traditionellen Märkten“ in Europa 
und den USA.

VW-Finanzchef Thomee hat in der 
Presse einen Jahresabschluß angekün­
digt, der nur knapp unter dem Rekord­
jahr 1979 liegen wird, und den Aktio­
nären eine ordentliche Dividende zuge­
sichert. Dennoch sehen sich die VW- 
Kapitalisten einem Tempoverlust bei 
der Durchsetzung ihrer Pläne gegen­
über. Als flankierende Maßnahmen zu 
den Milliarden, die in den inländischen 
Werken investiert worden sind und 
weiter investiert werden sollen, war mit 
der umfangreichen Einführung der 
MTM-Akkordermittlung und der Aus­
dehnung der Wechselschichtarbeit be­
absichtigt, neue Marken der Schweiß­
auspressung zu setzen. Zwar ist es 
Schmücker gelungen, die Aufnahme 
von MTM und Wechselarbeit in die 

Tarifverträge zum Lohnrahmen (1979) 
und zur Lohndifferenzierung zu er­
zwingen, aber die Betriebsräte und Be­
legschaften der VW-Werke konnten 
bisher die Festlegungen dieser Tarife 
auch dazu nutzen, die Pläne 
Schmückers zu durchkreuzen und ver­
schiedene Schranken gegen höhere 
Vernutzung der Arbeitskraft zu errich­
ten. Die Einführung des MTM-Sy- 
stems kommt nur stockend voran, und 
die Festlegung des Lohnrahmentarif­
vertrages auf 1,5 Min. Mindesttaktzeit 
w'ird von Betriebsräten dazu genutzt, 
die volle Anwendung von MTM an den 
neuen Maschinen zumindest zu verzö­
gern, wie im Werk Braunschweig an 
dem „Raketenband“ für die Feder­
beinmontage (20 Sek. Takt) oder an 
der automatisierten Montagetaktstraße 
für die Golf-Hinterachse (18 Sek. 
Takt). Mit Stückzahlerhöhungen nach 
der Akkordpausenverlängerung 1979 
hat sich Schmücker nicht voll durch­
setzen können, und der Ausdehnung 
von Springerpausen konnte durch Be­
triebsvereinbarung insbesondere im 
Braunschweiger Werk ein empfindli­
cher Riegel vorgeschoben werden. Die 
Lohndifferenzierung konnte von den 
Belegschaften und den Betriebsräten 
zu Höhergruppierungen in nicht unbe­
trächtlichem Umfang genutzt werden, 
gerade auch im Bereich der unteren 
Lohnniveaus, in Braunschweig allein 
fast 300 der etwas über 900 Akkordar­
beiter im zweituntersten Akkordniveau 
um eine Stufe (54 Dpf./Std.). Die Ab­
sicht der Betriebsführung, die Arbeits­
systeme, in denen Wechselarbeit zuläs­
sig ist, allein auf Grundlage der beste­
henden Lohngruppen zu bilden und 
darüber auch auszuweiten, ist im we­
sentlichen durchkreuzt worden, wie 
auch die Ausdehnung der Bereiche, in 
denen die Arbeiter von Abteilung zu 
Abteilung verschoben werden können, 
nicht in vollem Umfang durchgesetzt 
werden konnte.

Mit der „Japan-Kampagne“ will 
Schmücker jetzt den Tempoverlust 
wieder wettmachen. Eine durch Chau­
vinismus gespaltene Belegschaft wird 
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ic t mehr imstande sein, sich den ver- 
s arkt vorgetragenen Angriffen der Ka- 
pi allsten zu widersetzen, wie auch die 
Lage auf dem Arbeitsmarkt ihr Übri­
ges tun soll. Auf der Betriebsversamm­
lung im VW-Werk Braunschweig, 
30.9., hat Schmücker dann auch raus­
gelassen, was er unter dem „Kampf ge­
gen die Japaner“ versteht. Ein Kran­
kenstand von über 10% bei VW gegen­
über ca. 5% bei den Japanern sei 
schon ein erheblicher Kostennachteil. 
Über die Spaltung der Belegschaft in 
Kranke und Faule will Schmücker die 
Entlassungen wegen Krankheit durch­
setzen, die, wie im Werk Braun­
schweig, schon wieder einen erhebli­
chen Umfang angenommen haben. 
Auf Kritik an Arbeitsbedingungen und 
Verletzungen der Tarifverträge sagte er 
auf der Versammlung, daß die Arbei­
ter ,.ja keiner auf Knien gebeten hat, 
in dieser ,Hölle' zu bleiben“. Gegen 
die Sonderzahlung, die von Betriebsrat 
und fast allen der zwölf Diskussions­
redner gefordert wurde, wandte er 
sich, weil sie jetzt wirklich nicht in die 
Landschaft passe. Es zeichne sich so­
wieso schon ab, daß sich das Unter­
nehmen mit den Auswirkungen der Ta­
rife zum Lohnrahmen und zur Lohn­
differenzierung wahrscheinlich über­
nommen habe. Insbesondere würde die 
für den 1.9.81 vereinbarte weitere Ver­
längerung der Akkordpausen um ins­
gesamt 16 Min. einen kaum zu verkraf­
tenden Kapazitätsverlust bedeuten. Es 
gäbe aber im Vorstand keine detaillier­
ten Absichten, diese Festlegung vorzei­
tig zu kündigen. Die Absicht von 
Schmücker ist auf jeden Fall, um eine 
Anrechnung auf den Akkord herum­
zukommen. Im Werk Braunschweig 
hat die Betriebsführung inzwischen 
"hon dem Betriebsrat mitgeteilt, daß 
de die zusätzlichen Minuten nicht den 
bestehenden Pausen zuschlagen, son­
dern ans Schichtende legen will, wenn 
der Akkord schon geschafft ist.

Die Lohnstunde kostet (1978) in 
Japan 14,67 DM und in der BRD 3600 
DM. Im Jahre 1979 kostete eine Lohn­
stunde im VW-Werk Mexiko 6,00 DM 
und bei VWoA 19,63 DM“, ließ er in 
die Mitarbeiterzeitung (10/80) als Dro­
hung schreiben. Mit der Propaganda 
der „hohen Sozialleistungen bei VW“ 
verfolgt er die Absicht, die VW-Arbei­
ter von den übrigen Metallarbeitern 
abzuspalten.

Absichten Schmückers wurden 
au der Betriebsversammlung von den 
Arbeitern angegriffen. Es wurde sich 
gegen einen Krisenabschlag in der 
nächsten Lohnrunde ausgesprochen 
und für einen Abschluß nicht unter 
Metall. Zur Unterstützung der Mantel- 
tarifauseinandersetzungen in der nie­
dersächsischen Metallindustrie wurde 
aufgefordert und der Kampf der VW- 
Arbeiter in den Ländern der Dritten 
Welt unterstützt.

AEG- Telefunken
Sanierung soll Profite 
sprudeln lassen

Mitte September hat Heinz Dürr, der 
neue Vorstandsvorsitzende der AEG- 
Telefunken, das „mit Spannung er­
wartete“ neue ,,Führungskonzept“ 
vorgestellt, das die Sanierung des Kon­
zerns beschleunigen soll. Der Kern des­
selben ist die Absicht, das mittlere und 
untere Management zu mehr Leistun­
gen zu kitzeln; es gibt Streichungen 
von Hierarchiestellen und Verlagerung 
dieser Kompetenzen nach unten, Neu­
ordnung der Karriereplanung und der 
Aufstiegsmöglichkeiten. Dürr hat klar­
gestellt: „Die Verwalter müssen den 
Unternehmern im Konzern weichen

. . . Nicht Umsatz, sondern das Ergeb­
nis ist entscheidend.“ Betriebsleiter 
und Ressortleiter, die nicht ausreichen­
de Ergebnisse, sprich Profite vorwei­
sen können, sollen keine Aufstiegs­
chancen mehr haben.

Im Juli hatte das ,,Handelsblatt“ 
drei Tage vor der Aktionärshauptver­
sammlung der AEG in einer Finanz­
analyse Dürr bescheinigt, daß die Sa­
nierung des Konzerns an den richtigen 
Stellen ansetze: „Die Finanzanalyse 
weist nach, daß sowohl die geringe Fle­
xibilität der Personalaufwendungen als 
auch die nur mäßige Expansion des 
Unternehmens den AEG-Konzern in 
seine heutige Lage gebracht haben.“ 
Es sei zwar in den vergangenen Jahren 
gelungen, die Zahl der Beschäftigten 
im Inlandskonzern beträchtlich zu sen­
ken und gleichzeitig den „Rohertrag 
pro Beschäftigten zu erhöhen“, jedoch 
sind die ,,Erfolge durch Lohnerhöhun­
gen und Verschiebungen in Richtung 
qualifizierterer und damit teurerer Ar­
beitskraft zunichte“ gemacht worden. 
Unter dem Leitfaden: zu hohe Löhne 
und relativ zu viele qualifizierte Ar 

I beitskräfte läßt Dürr jetzt seine Truppt 

in den einzelnen Werken tätig werden. 
Mit dem Druckmittel der weiter anste­
henden Entlassungen wird das Arbeits­
tempo intensiviert, erkämpfte Sozial­
leistungen werden gestrichen, es gibt 
zahlreiche Versuche, Abgruppierungen 
vorzunehmen. Die Großbanken, die 
die AEG kreditieren, wollen Ergebnis­
se sehen. In den vergangenen sechs 
Jahren haben die Banken im Schnitt 
jährlich 355 Millionen DM an Zinsen 
aus dem Konzern geholt.

US-Energiepolitik
Energiemonopole gegen 
,,staatliche Gängelung“

Einen Monat vor den Präsidentschafts­
wahlen setzt die US-Finanzbourgeoisie 
ihre beiden Hauptkandidaten in Trab, 
um eine weitere Forcierung ihres Ener­
gieprogramms vorzubereiten. Reagan 
würde „den Ölgesellschaften freie 
Hand lassen“, griff ihn Carter an, wo 
es doch darauf ankomme, „den Um­
gang mit und das Denken über Ener­
gie“ zu ändern: „Wir müssen der 
Energieeinsparung höchste Priorität 
einräumen.“ Reagan konterte: Die 
USA könnten ausreichend Energie 
produzieren, wenn nur die Regierung 
ihre bürokratische Bevormundung auf­
höre.

Bürokratische Bevormundung? Am 
1.6.79 hatte Carter mit der Freigabe 
der Preise für auf US-Gebiet geförder­
tes Öl und Gas begonnen. Zu diesem 
Zeitpunkt lagen die US-Rohölpreise 
bei durchschnittlich 13$ je Barrel (1 
Barrel = 159 Liter). Bis 1.6.81 sollen 
die Preise auf Weltmarktniveau steigen 
(zur Zeit 30$ je Barrel). Die US-Fi­
nanzbourgeoisie rechnet dadurch mit 
Extraprofiten von jährlich über 100 
Mrd. DM und steigender' Förderung, 
während sich die Heizöl-^ Gas- und 
Benzinpreise der Volksmassen binnen 
zwei Jahren mehr als verdoppeln wer­
den. Im Juli 1979 verhängte die Regie­
rung für alle öffentlichen Gebäude eine 
zulässige Höchsttemperatur von 65° 
Fahrenheit (18,3° Celsius). Am 1.4.80 
folgte die „Windfall-Profit-Tax“: 
Jährlich ca. 28,4 Mrd. $ sollen durch 
diese Steuer auf Gewinne der Ölgesell­
schaften erhoben werden. Tatsächlich 
schlagen die Ölgesellschaften die neue 
Steuer einfach auf die Preise für die 
Volksmassen drauf. Aus dem Erlös 
dieser Steuer bekommen die US-Bour- 
geois jährlich ca. 8 Mrd. $ für die Ent- 

I wicklung „alternativer Energien“ in 
den Rachen geworfen, vor allem für 
Kohlesynthetisierung. Um den US-lm- 
perialisten eine stärkere Stellung auf 
dem Welt-Energiemarkt zu verschaf­
fen, soll mit staatlicher Hilfe der US- 

i Kohleexport (1979 60 Mio. t) um min-
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destens 100 Mio. t gesteigert werden.
Die Kritik Reagans an Carters ,,Be­

vormundung“ zielt auf vier Punkte. 
Erstens soll die „Windfall-Profit“- 
Steuer abgeschafft werden. Dafür kön­
ne und müsse zweitens die Regierung 
die Preiskontrollen auf Öl und Gas so­
fort und vollständig aufheben. Drit­
tens sollen die ,»öffentlichen“ Lände­
reien, auch die Reservate der Indianer 
und Inuit, rascher und vollständig für 
die Energiegewinnung freigegeben wer­
den. Auf diesen Ländereien befindet 
sich ein großer Teil der US-Energiere- 
serven. So lagern allein im Bundesstaat 
Utah fast alle US-Ölsandvorräte - ca. 
4 Mrd. Tonnen Öl - auf Bundesland. 
Die Kapitalisten fordern schon lange

Bischöfe

Synode zur „christlichen Familie“: 
Staatsanwalt und Beichtstuhl

Für den 12.10. hat der Papst zu einem 
weltweiten Gebetstag für die derzeit im 
Vatikan tagende Bischofssynode zum 
Thema „Die christliche Familie in der 
modernen Welt“ aufgerufen. Die Sy­
node soll „aufzeigen, was es heißt, 
Christus im Ehe- und Familienleben 
nachzufolgen“. In der katholischen 
Soziallehre taucht die Familie regelmä­
ßig nur als besonders schlagendes Ar­
gument zur Rechtfertigung des Privat­
eigentums auf. „Die Natur selbst (hat) 
das Privateigentum mit dem Bestand 
der menschlichen Gesellschaft und ih­
rer wahren Kultur innerlich verbun­
den, mit dem Bestand und der Ent­
wicklung der Familie.“ Warum? „Wie 
soll er (der Familienvater) aber jenen 
Pflichten gegen die Kinder nach kom­
men können, wenn er ihnen nicht einen 
Besitz, welcher fruchtet, als Erbe hin­
terlassen darf?“

Tatsächlich können die Proletarier 
ihren Kindern nichts hinterlassen, erst 
recht kein Kapital, ,,welches 
fruchtet“. Daß die Lohnarbeiter keine 
Produktionsmittel haben und daher 

profitablere Pachtbedingungen für die­
ses Land. Auf über 40 Mio. Hektar 
Bundesland in Alaska - fast alles ehe­
maliges Indianer- und Inuitland - 
dürfen die US-Ölmonopole bis zum 
Abschluß einer „Energiestudie“ in 
fünf Jahren nichts fördern. Viertens 
sollen alle Umweltschutzvorschriften 
für Kraftwerke, Kohletagebau etc. ge­
lockert werden.

Zweck des Ganzen: kaltlächelnde 
Plünderung der Volksmassen durch die 
Energiemonopole mit solcher Wucht, 
daß die staatlichen Verbrauchskontrol­
len gelockert werden können, während 
die US-Bourgeoisie, angestachelt 
durch die steigenden Profite, sich zum 
,,Energieexporteur“ mausern kann.

auch im Familienverband nichts pro­
duzieren können, hat dem Sakrament 
der Ehe einen empfindlichen und auf 
die Dauer tödlichen Schlag versetzt. Im 
Einleitungsreferat des Münchner Kar­
dinals Ratzinger hört sich das Problem 
so an: Die freien und wechselnden Be­
ziehungen entsprächen dem Zustand 
des unbeständigen Lebens des Men­
schen in einer sich dauernd ändernden 
Welt.

Weil nicht sein kann, was nach Got­
tes Gebot nicht sein darf, haben die 
Pfaffen einen neuen Dreh. „Die Fami­
lie muß gegen die ungerechtfertigten 
Usurpationen ihrer Rechte durch den 
Staat geschützt werden.“ Daß die 
Wahrnehmung gesellschaftlicher Auf­
gaben der Reproduktion wie Kinderer­
ziehung oder Krankenversorgung als 
bürokratische Unterwerfung dieser 
Aufgaben unter den Unterdrückungs­
apparat des bürgerlichen Staates statt­
findet, dient der christlichen Demago­
gie zum Ansatzpunkt. Nicht die bür­
gerlichen Fesseln der Vergesellschaf­
tung von Produktion und Reproduk­

tion seien schlimm, sondern die Verge­
sellschaftung selbst.

Nun kann freilich selbst die geballte 
geistliche Kraft von 216 Bischöfen und 
einem Heiligen Vater die Menschheit 
nicht ins Mittelalter zurückversetzen. 
Das ist auch nicht beabsichtigt. Bei nä­
herer Betrachtung stellt sich der 
„Schutz der Familie vor Usurpationen 
ihrer Rechte“ erstens als „Schutz“ der 
Versicherungskassen vor Inanspruch­
nahme ihrer Leistungen durch die Ver­
sicherten heraus. „Der Staat darf.sich 
nicht in die Funktionen einmischen, 
die die Familie erledigen kann (Subsi­
diaritätsprinzip).“ Eine äußerst ko­
stendämpfende Theologie ist das. 
Zweitens entpuppen sich die Rechte 
der Familie gegenüber der Schule als 
das sattsam bekannte „Elternrecht“. 
Dies besteht in dem Recht der katholi­
schen Kirche, Konfessionsschulen zu 
unterhalten bzw. zu kontrollieren, und 
in dem „Recht“ der katholischen El­
tern, alsdann ihre Kinder dorthin zu 
schicken.

Da nimmt es nicht wunder, daß von 
dem ganzen Streit über den Wahl-Hir­
tenbrief der westdeutschen Bischöfe 
das einzige dauerhafte Resultat ein fei­
erliches Bekenntnis der staatstragen­
den Parteien zur Beibehaltung der - 
Kirchensteuer ist.

Ausdrücklich soll auf der Synode die 
Verurteilung solcher „abscheulichen 
Praktiken“ wie Scheidung, Abtrei­
bung, Homosexualität, Empfängnis­
verhütung ,,usw.“ bekräftigt werden. 
Allenthalben werden jetzt Kampagnen 
für Verschärfung des Abtreibungsver­
bots angeleiert, in Italien durch Seine 
Heiligkeit persönlich. Auf daß die 
Staatsanwaltschaft der „Seelsorge“ 
unter die Arme greife.

Einige Auseinandersetzungen
scheint es im Bischofskorps darum zu 
geben, wie rigoros in der Frage der 
Empfängnisverhütung verfahren wer­
den soll. Die US-Bischöfe haben mit­
geteilt, daß in den USA 76,5% der ka­
tholischen Frauen „künstliche Metho­
den der Empfängnisverhütung“ an­
wenden und nur 26% der Priester das 
für unmoralisch halten. Der stramme 
Kurienkardinal Felici hat auf diese 
Verwechslung des „Sittengesetzes“ mit 
den Ergebnissen von Meinungsumfra­
gen erwidert: „Für mich ist dieses Do­
kument (die Pillenenzyklika Hutnanae 
Vitae) abgeschlossen, es gibt keinen 
Grund, darüber erneut zu diskutieren. 
Man soll den Statistiken nicht glauben, 
da Statistiken nichts aussagen.“ Selbst 
nach den genannten Daten würden sich 
immerhin 23,5% in diesem Punkt nicht 
versündigen, was eine stolze Zahl ist. 
Vor allem aber: Je mehr Sünden je si­
cherer begangen werden, desto infamer 
können die Beichtväter mit dem rei­
chen Schatz der Gnadenmittel, den sie 
zu verwalten haben, drohen und 
locken.
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Mittelstreckenraketen
Die USA bereiten den Waffengang mit der Sowjet 
union vor, Schmidt treibt Westeuropa zusammen

Gut drei Jahre lang hatten die USA das 
Projekt ,,Modernisierung der NATO- 
Nuklearstreitkräfte in Europa“ in der 
Nuklearen Planungsgruppe des Paktes 
vorkochen lassen. Am 12. Dezember 
letzten Jahres dann faßten die Außen- 
und Verteidigungsminister der NATO- 
Staaten auf einer Sondersitzung den 
verlangten Beschluß: Von 1983 an bis 
1988 werden die USA demnach 572 nu­
kleare Mittelstreckenraketen in Europa 
stationieren, 108 ballistische Hyper­
schall-Flugkörper vom Typ Pershing II 
und 464 Tomahawk-Marschflugkörper 
(cruise missile). Alle 108 Pershing II 
werden in der BRD disloziert, weiter­

hin 96 Marschflugkörper, die übrigen 
in Großbritannien (160) und Italien 
(112); Belgien und die Niederlande sol­
len die Stationierung von je 48 Marsch­
flugkörpern übernehmen. Gleichzeitig 
ziehen die USA 1000 der derzeit 7000 
in Europa gelagerten nuklearen Ge­
fechtsköpfe ab.

Als ,,Nachrüstungs”beschluß haben 
die Bourgeoispolitiker den NATO-Be- 
schluß in der Öffentlichkeit plaziert. 
Der Name täuscht. Zwar trifft zu, daß 
die UdSSR mit ihren hochmodernen 
Mittelstreckensystemen großer Reich­
weite operative wie strategische Ziele 
überall in Europa treffen kann, wäh-

8 Aufruf der ßanderrtgieruns

Kampf dem Atomtod in der ganzen Welt
Sicherung des Weltfriedens und damit Sicherheit und Frei­
heit für unser Volk - Das sind die obersten Ziele der Politik 
der Bundesregierung.
Gerade der Bevölkerung Nordrhein-Weslfalens hat ein gcwjjsentas entfesf-esHer Krieg. cor 
Zwei!« Weltkrieg, schwerste Verlust gebracht. Vor der Wiederholung einer solchen Kcbs« 
slrophe müssen wir uns schützen. Die NATO, der die Bundesrepublik seit 1?S5 ancehort, hat 
uns bisher Frieden, Freiheit und Sicherheit erhalten. D>e«e$ weltweite Eondr-i? do*? nicht ier- 
sic"t werden. Schon -ringst verfugen sowjetische Divisionen — mehr cns zwanzig stehen »i:*H 
in der Sowjetxcne — über taktische Atomwaffen.
Nicht fauche Propheten sollen über unsere Lebensfragen entscheiden;

Wahre Friedenspolitik darf nur realistische Politik sein.
Die Bundesregierung stellt fest:

1. Der Nordaflantikpakt iji ein Verteidigungsbündnis.

2. Es geht bei allen Anstrengungen der NATO nur um eins: die Erhaltung de$ Frieden«.

3. Wer die NATO einseitig schwächt, gefährdet Frieden und Freiheit,

4. Atomare Mittel- oder Langstreckenraketen der NATO werden weder an Rhein und Ruhr 
noch sonstwo in der Bundesrepublik stationiert

5. Die Bundesregierung hat wiederholt feierlich erklärt, daß sie jedem Abkommen der Graß« 
möchte über eine allgemeine, kontrollierte Abrüstung von vornherein vorbehaltlos xuslimmt.

Nicht Wehrlosigkeit sichert den Frieden! Nicht nur der 
Atomkrieg, sondern jeder Krieg muß verhindert werden.
Daher fordert die Bundesregierung:

Allgemeine, kontrollierte Abrüstung der konventionellen 
und atomaren Streitkräfte
Kampf dem Atomtod in der ganzen Welt.
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rend sich die NATO durch das Mittel­
streckenraketenaufrüstungsprogramm 
erst in die Lage versetzt, von Europa 
aus entsprechende Angriffe auf das 
Staatsgebiet der UdSSR vortragen zu 
können. - Als Begründung für die 
,,Nachrüstung” hält insbesondere die 
1977 in Dienst genommene SS-20-Ra- 
kete der Sozialimperialisten her, die 
6000 km weit trägt und über Mehr­
fachgefechtsköpfe mit jeweils unab­
hängiger Zielplanung und großer 
Sprengkraft verfügt. Aber nicht erst 
mit der SS-20 ist die Sowjetunion zu 
nuklearen Angriffen auf Europa gerü­
stet; und mit der Stationierung ihrer 
Mittelstreckenraketen will die NATO 
dann auch nicht einfach nur „gleich­
ziehen”.

Praktisch läuten die USA die Vorbe­
reitungsrunde für den Waffengang mit 
dem Rivalen ein. Selbst sind sie mit den 
Interkontinental-Raketen schon lange 
imstande, strategische Ziele in der 
UdSSR zu treffen. Jedoch nur bei vol­
lem Risiko des strategischen Gegen­
schlages, d.h. der Gefährdung ihres ei­
genen Staatsgebietes. War indes das 
Risiko des interkontinentalen strategi­
schen Schlagabtausches zwischen den 
beiden Supermächten nie besonders 
hoch, so entfällt es mit der Stationie­
rung der modernen Mittelstreckenra­
keten in Europa fast vollständig. Die 
US-Supermacht kalkuliert, den Riva­
len um die Weltherrschaft auf lange 
Sicht ausschalten und gleichzeitig die 
lästigen Konkurrenten im eigenen 
Bündnis im Kontinentalkrieg verheizen 
zu können.

Heute bereits verfügen die BRD, 
Großbritannien, die Niederlande, Bel­
gien, Italien, Griechenland und die 
Türkei sowie die US-Truppen in Euro­
pa im Rahmen der NATO über rund 
300 taktische Nuklearraketen (zusätz­
lich zu den ca. 1000 nuklearfähigen 
taktischen Kampfflugzeugen). Aber 
zwei Drittel dieser Trägersysteme sind 
Gefechtsfeldwaffen mit Reichweiten 
von unter 160 km, großteils sogar un­
ter 15 km. Auch das übrige Drittel wird 
kaum Ziele auf dem Staatsgebiet der 
UdSSR erreichen; die Reichweite der 
Pershing la-Raketen, mit denen die 
Bundeswehr ausgerüstet ist und die bis­
lang noch die schlagkräftigste boden­
gestützte Mittelstreckenrakete der NA­
TO in Europa ist, beträgt 740 km. Ei­
nen ausreichend großen Aktionsradius 
haben, die US- und britischen unter­
seebootgestützten Nuklearraketen ein­
mal außer Acht gelassen, nur die 150 in 
Großbritannien stationierten nuklear-
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bestückten F-l 11-Kampfflugzeuge der 
USA (1800 km) und die 56 britischen 
Vulcan-Bomber (2000 km). Bei der 
entwickelten Luftabwehr der Sowjet­
union ist ihre Wirkung jedoch be­
grenzt, auch können die Flugzeugba­
sen im Kriegsfälle leichter vernichtet 
werden als die beweglichen Abschuß­
rampen der modernen Mittelstrecken­
raketen.

Gegenüber der bisherigen taktischen 
Nuklearbewaffnung der NATO in Eu­
ropa sind diese tatsächlich von anderer 
Qualität. Die Pershing II, die im übri­
gen dieselben Anlagen wie ihr Vorgän­
ger la benutzen kann, hat einen Ak­
tionsradius von 1 800 km. Noch größe­
re Reichweite, nämlich bis zu 2 500 km, 
erreichen die Tomahawk-Marschflug­
körper; mit ihnen können die US-Im- 
perialisten in den westlichen Militärbe­
zirken der Sowjetunion bis einige hun­
dert Kilometer hinter Moskau beliebige 
strategische und operative Ziele tref­
fen. Nach Behebung zahlreicher 
Schwächen früherer Marschflugkörper 
- der erste und einfachste war die von 
den deutschen Imperialisten im zweiten 
Weltkrieg gegen Großbritannien einge­
setzte V-l - bieten die cruise missiles 
den USA mehrere Vorteile: Sie sind 
mit Turbotriebwerken mit geringem 
Treibstoffverbrauch ausgerüstet, da­
her ihre großen Reichweiten bei klei­
nem Gewicht, sowie mit mikroelektro­
nischen Lenksystemen, die bei einer 
Abweichung von nur 30 m extrem ho­
he Treffgenauigkeit ermöglichen. Da 
sie 30 m tief fliegen können und auf­
grund ihres geringen Radar-Reflexi­
onsvermögens auf dem Radarschirm 
nur sehr schwer zu erkennen sind, kön­
nen sie die Luftabwehr weit leichter 
durchdringen als etwa die F-l 11- 
Kampfflugzeuge. Vergnügt konstatie­
ren die US-Imperialisten, daß die ge­
samte, kürzlich noch modernisierte 
Luftabwehr der UdSSR gegen die crui­
se missile noch kein Mittel hat. Über­
dies sind die Kosten der Tomahawks 
mit 2,6 Mio. $ pro Stück verhältnismä­
ßig gering.

Die behauptete Überlegenheit der 
Sozialimperialisten und ihres War­
schauer Paktes auf konventionellem 
Gebiet besteht im wesentlichen in ihrer 
Fähigkeit, große Verbände in den west­
lichen Militärbezirken der Sowjetunion 
und in Osteuropa zusammenzuziehen 
und sie rasch durch Polen und die 
DDR hindurch nach Mitteleuropa zu 
fuhren, während sie gleichzeitig mit ih­
ren Mittelstreckenraketen und Backfi­
re-Bombern die Heranführung und 
Aufstellung von Reserven der NATO 
bedrohen.

Jetzt stellen ihrerseits die USA die 
Mittel bereit, die Aufstellung der sozi­
alimperialistischen Stoßverbände weit 
in deren Hinterland zu verhindern. Zu­
mindest ist die Gefahr der frühen Ver-

1980 fuhren erstmals zwei westdeut­
sche Kriegsschiffe zu Manövern in 
den Indischen Ozean.

Die Marschflugkörper (2500 km 
Reichweite) erreichen von der BRD 
aus fast den Ural, die Pershing II 
(1800 km) die Ukraine.

Einsatzmöglichkeiten der Marsch­
flugkörper (cruise missiles).

nichtung dieser Verbände für die 
UdSSR erheblich gewachsen und in 
gleichem Maße ihre Fähigkeit zu Über­
rumpelungserfolgen vermindert.
Gleichzeitig bedrohen die Pershing II 
und cruise missiles die Nachschubwege 
des Warschauer Paktes, und zwar be­
reits auf dem Staatsgebiet der Sowjet­
union.

Der Warschauer Pakt verliert, so­
weit er sie überhaupt besitzt, seine 
konventionelle Überlegenheit. Die So­
zialimperialisten wären gezwungen, 
statt mit großen Panzerverbänden 
schnell in der Mitte vorstoßen zu kön­
nen, mit verhältnismäßig kleinen Ver­
bänden auf der ganzen Breite der mög-

Seerouten
,,Maritime Interessen

Die westlichen Imperialisten sind auf 
die Verbindungslinien der Weltwirt­
schaft angewiesen, die Sozialimperiali­
sten dagegen kaum. Ein Seekrieg der 
UdSSR würde die westlichen Imperiali­
sten, in der Hauptsache aber die west­
europäischen Imperialisten, strategisch 
treffen. Die UdSSR könnte die Verbin­
dungen Europas zum nordamerikani­
schen Kontinent im Nordatlantik und 
die nach Afrika und zum Nahen Osten 
erheblich stören und die Schlagkraft 
der westeuropäischen Imperialisten 
entscheidend schwächen. Für die 
BRD-Imperialisten ist daher die Ver­
stärkung ihrer Kriegsflotte zwingend:

,,Probleme der Versorgungssiche­
rung: 1. Sicherung der normalen Roh­
stoffimporte, darunter a) Verhinde­
rung eines kritischen Anteils des War­
schauer Pakts an den Importen, b) Si­
cherung der Rohstoffquellen in der 
Dritten Welt, c) Sicherung des See­
transports . . . Zur Lösung der unter 
Ziffer 1 genannten Probleme (Siche­
rung der normalen Rohstoffimporte) 
ist die BRD auf die Solidarität der in 
gleicher Interessenlage befindlichen 
Vertrags- und Bündnispartner angewie­
sen, allein ist sie zu schwach - jedoch 
aus höchst eigenem Sicherheitsinteres­
se zu einem angemessenen eigenen Bei­
trag gefordert. Methoden und Maß­
nahmen wären . . . wesentliche Erhö­
hung des Beitrags zur maritimen Ver­
teidigung (und damit auch zur Siche­
rung der Rohstoffimporte aus Über­
see). - In Anbetracht der großen au­
ßenwirtschaftlichen Abhängigkeit sind 
die lebens- und verteidigungswichtigen 
maritimen Interessen der BRD wesent­
lich größer als die des Deutschen Rei­
ches vor 1945 . . .“ (H. Gierschke, Eu­
ropäische Wehrkunde 3/75)

Die Ausweitung des NATO-Operati- 
onsgebietes über den Wendekreis des 
Krebses hinaus (gestrichelte Linie auf 

lichen Front zu operieren. Ein solcher 
Angriff wäre zwangsläufig mit hohen 
Verlusten verbunden, und insbesonde­
re würden die verbündeten Truppen 
der osteuropäischen Pakt-Staaten 
schwere Verluste erleiden. Die NATO- 
Militärstrategen gehen jedenfalls kühl 
davon aus, daß, wenn es gelingt, die 
laufende Verstärkung und Unterstüt­
zung der Warschauer Pakt-Truppen 
durch aus Osten, vor allem Westruß­
land heranrückende Streitkräfte der 
,,zweiten und dritten Welle” zu unter­
binden, die ,,erste Welle” von den 
NATO-Streitkräften isoliert und ver­
nichtet werden könne. Von den Divi­
sionen der Sowjetunion sind 31 in der
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der BRD wesentlich größer als die des Deutschen Reichs vor 1945 ...“

der Karte) wird erwogen, um den See­
weg um das Kap gegen den Seekrieg 
der UdSSR zu schützen und den Län­
dern der Dritten Welt zu drohen. Die 
westdeutsche Monopolbourgeoisie 
sieht dabei die Chance, endlich Flagge 
auf allen Weltmeeren zu zeigen und ihr 
Gewicht im Bündnis weiter zu erhö­
hen. Leisler Kiep erklärte kürzlich, daß 
die ,,Interessen Europas und der Bun­
desrepublik . .. auch im extremen Fall 
die Bereitschaft beinhalten müssen, 
deutsche Marineeinheiten im Südatlan­
tik oder am Kap einzusetzen“. (Spie­
gel, 28. Juni 1980)

Aber als strategische Antwort auf ei­

nen Seekrieg seitens der UdSSR, der 
auf die Lähmung der Produktionska­
pazitäten vor allem Westeuropas zielt, 
hatten die westlichen Imperialisten bis­
lang nur die strategischen Bomber, die 
Interkontinentalraketen und die U- 
Boot-Raketenwaffe der USA. Derarti­
ge Atomschläge der USA gegen die 
Produktionskapazitäten der UdSSR 
würden einen Gegenschlag gegen die 
USA herausfordern. Mit den Mittel­
streckenraketen können die USA die 
UdSSR strategisch treffen, ohne ihr ge­
samtes Staatsgebiet einem Gegenschlag 
auszusetzen. Hauptsächlich fällt die 
Haftung für einen Mittelstreckenrake­

tenschlag gegen die UdSSR auf die 
westeuropäischen Imperialisten, die 
Hauptbetroffenen von einem See­
krieg der UdSSR. Die BRD-Imperia- 
listen gehen das hohe Risiko ein in 
der Kalkulation, daß wegen der Mit­
telstreckenraketen ein Angriff der 
UdSSR sich eher gegen die Flanken 
Europas richtet, daß der Gegenschlag 
der UdSSR zunächst die rückwärti­
gen Nachschubstellungen trifft (z.B. 
Rotterdam - Antwerpen) und daß 
ein Schlag mit Mittelstreckenraketen 
gegen die Aufmarschstellungen und 
Produktionspotentiale der UdSSR 
den Weg nach Osten öffnet.

DDR, der CSSR, Polen und Ungarn 
stationiert. 64 stehen in den Militärbe­
zirken Baltikum, Weißrußland, Karpa­
ten, Kiew, Leningrad, Moskau und 
Odessa. Für die Sozialimperialisten je­
denfalls, deren militärische Erfolgsaus­
sichten stark von der Möglichkeit der 
Überrumpelung abhängen, wächst 
nicht nur das Risiko der Niederlage, 
sondern auch das Ausmaß der mögli­
chen Niederlage.

Die Behauptung, es diene die NA­
TO-Mittelstreckenraketenaufrüst ung 
der ,,Abschreckung“ und also dem 
Frieden, gehört zum Standard-Ver­
dun kelungsrepertoir aller Bourgeois­
politiker, die sich für den Beschluß 

stark gemacht haben. Das Gegenteil ist 
der Fall. Wer wollte schon annehmen, 
daß die USA die Möglichkeit, den Ex­
pansionsdrang ihres größten Rivalen 
nachhaltig und spürbar zu dämpfen, 
ungenutzt lassen? Und wer wollte an­
nehmen, daß die Sowjetunion in dieser 
Aussicht tatenlos verharrt? Sie hat den 
NATO-Aufrüstungsbeschluß mit ih­
rem Einmarsch in Afghanistan beant­
wortet, wo ihre Truppen seither prakti­
sche Kampferfahrungen sammeln. Sie 
wird so aufzurüsten versuchen, daß sie 
Mitteleuropa von der Süd- und der 
Nordflanke der NATO her angreifen 
kann.

Und sie wird zweifellos jeden Ein­

satz nuklearer Mittelstreckenraketen 
gegen ihr Staatsgebiet von Mitteleuro­
pa aus mit Raketenbeschuß mitteleuro­
päischer Ziele, zuallererst der Nordsee- 
und Atlantikhäfen, über die die Masse 
des Nachschubs aus den USA, Kanada 
und Großbritannien rollt, beantwor­
ten.

Mit weitreichenden Folgen haben 
sich die westeuropäischen Finanzbour­
geois mit ihrer Zustimmung zum Sta­
tionierungsbeschluß dem Kalkül der 
USA unterworfen. Die nuklearen Mit­
telstreckenraketen werden auf europäi­
schem Territorium stationiert; sie blei­
ben in der ausschließlichen Verfü­
gungsgewalt der USA. Nur der US­
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Entschließungen des 13. o. Gewerkschaftstages 
der IG Metall: 3. Entspannung und Abrüstung

Ausgehend von den Grundsätzen der internationalen Gewerkschaftsbewegung fordert 
der 13. ordentliche Gewerkschaftstag erneut zu einer Politik der Entspannung und Ab­
rüstung auf. Die Aufrechterhaltung des Friedens hat für die Arbeitnehmer absoluten 
Vorrang. Trotz aller ideologischen Gegensätze in der Welt gibt es keine Alternative zu 
einer Politik der Entspannung und des friedlichen Neben- und Miteinanders der Völ­
ker. Im letzten Jahrzehnt sind in wesentlichen Bereichen Erfolge beim Übergang von 
der Konfrontation zur Kooperation erzielt worden.

Die vertrauensbildende Atmosphäre in den Ost-West-Beziehungen wurde jedoch 
durch den militärischen Einmarsch der Sowjetunion in den blockfreien Staat Afghani­
stan nachhaltig gestört. Der 13. ordentliche Gewerkschaftstag verurteilt diese militäri­
sche Aggression der Sowjetunion, er fordert den vollständigen Rückzug der sowjeti­
schen Truppen aus Afghanistan und hofft, daß die UdSSR zur Entspannungspolitik 
zurückkehrt.

Die Ratifizierung des SALT-II-Abkommens durch den amerikanischen Kongreß ist 
eine Voraussetzung für die Fortführung der Verhandlungen zwischen den Großmäch­
ten über eine wirksame Reduzierung der strategischen Waffen (SALT III). Die derzeit 
jährlich auf 500 Milliarden Dollar gestiegenen weltweiten Rüstungsausgaben müssen 
dringend durch internationale Vereinbarungen gesenkt werden.

Entspannung und Abrüstung kann nicht ohne oder gegen eines der großen weltpoliti­
schen Lager erreicht werden. Deshalb wendet sich der 13. ordentliche Gewerkschafts­
tag auch und gerade in der derzeitigen Lage gegen eine Politik des kalten Krieges.

Der 13. ordentliche Gewerkschaftstag verurteilt den Beschluß des NATO-Rates zur 
Bestückung West-Europas mit Mittelstrecken-Raketen. Er hält Abrüstung und Ent­
spannung als Grundvoraussetzung für eine, die Arbeitnehmer überzeugende Reform­
politik. Er fordert alle gesellschaftlichen und politischen Kräfte in der Bundesrepublik 
Deutschland auf, sich für die Sicherung des Friedens durch eine Politik der Entspan­
nung einzusetzen.

Eine europäische und internationale Friedensordnung muß das Lebensrecht aller Na­
tionen, deren Selbstbestimmung und die Unverletzlichkeit der Grenzen respektieren. 
Der Gewerkschaftstag ist sich bewußt, daß für die an der Nahtstelle der Bündnissyste­
me gelegene und exponierte Bundesrepublik Deutschland die Perspektive des Friedens, 
der Entspannung und der Abrüstung ganz besonderes Gewicht hat.

Auf diesem Wege war die Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(KSZE) ein Meilenstein, der den Erwartungen der Gewerkschaftsbewegung entsprach. 
Sie ist der umfassendste Kooperationsversuch zwischen Ost und West, den es seit Ende 
des zweiten Weltkrieges in Europa gegeben hat. Dies gilt von den drei Hauptbereichen 
der Schlußakte gleichermaßen, nämlich in den Fragen der Sicherheit, der Zusammenar­
beit in den Bereichen der Wirtschaft und Wissenschaft sowie in humanitären und ande­
ren Bereichen. Die IG Metall fordert die beteiligten Länder auf, in der bevorstehenden 
Nachfolgekonferenz diese Politik wirksam fortzusetzen.

Ein wesentlicher Bestandteil der Entspannungspolitik ist die Normalisierung der Be­
ziehungen zwischen den beiden deutschen Staaten. Trotz Belastungen von Seiten der 
DDR ist die Bilanz der bisherigen Bemühungen zur Verwirklichung des Grundlagenver­
trages insgesamt positiv. Die IG Metall hat die Deutschlandpolitik der sozialliberalen 
Koalition von Anfang an unterstützt und bekennt sich ungeachtet aller Schwierigkeiten 
erneut zur Fortführung der innerdeutschen Entspannungspolitik.

Der Gewerkschaftstag erwartet von der Bundesregierung, daß sie auch künftig alle 
Möglichkeiten der Entspannungspolitik ausschöpft und alle Möglichkeiten, zu Abrü­
stungsvereinbarungen zu gelangen, nutzen wird. Sie muß mit gebotener Zähigkeit und 
Umsicht an den internationalen Verhandlungen über beiderseitige ausgewogene Trup­
penreduzierung (MBFR) durch eigene Initiativen aktiv mitwirken. Rüstungspolitische 
Alleingänge der Militärbündnisse oder einzelner Bündnisstaaten müssen unbedingt ver­
mieden werden.

Der Gewerkschaftstag verurteilt deshalb die neuesten rüstungstechnologischen Ent­
wicklungen in den Vereinigten Staaten, die die Führung eines begrenzten Atomkrieges 
ermöglichen.

Die Sowjetunion wird aufgefordert, die Produktion und die Stationierung neuer 
Mittelstreckenraketen einzustellen, damit die NATO ihren Nachrüstungsbeschluß an­
nullieren kann. Unabhängig davon fordert der Gewerkschaftstag die Bundesregierung 
auf, zusammen mit den westlichen Bündnispartnern eine nicht an Bedingungen ge­
knüpfte Verhandlungsbereitschaft zu zeigen.

Der Gewerkschaftstag bekräftigt die ablehnende Haltung der IG Metall gegenüber 
der Ausweitung der deutschen Rüstungsexporte. Die Bundesregierung wird aufgefor­
dert, weiterhin keine militärischen Güter in Spannungsgebiete zu liefern. Die Erfah­
rung hat gezeigt, daß Rüstungsproduktion auf Dauer keine Beschäftigungssicherheit 
bietet. Das Vollbeschäftigungsziel ist kein Hinderungsgrund für Abrüstungspolitik.

Der Gewerkschaftstag fordert, daß alle beteiligten Regierungen sich für die Siche­
rung des Friedens, für Entspannung und für Abrüstung bei den entsprechenden inter­
nationalen Verhandlungen einsetzen.
Aus: Der Gewerkschafter, September 1980, Sonderdruck

Präsident kann die Raketen zum Ein­
satz freigeben, gegebenenfalls auch der 
Oberste Alliierte Befehlshaber Europa 
SACEUR, der zwar in dieser Eigen­
schaft formell dem NATO-Verteidi- 
gungsplanungsausschuß und darüber 
dem NATO-Bündnis verantwortlich, 
als gleichzeitiger Oberbefehlshaber der 
US-Streitkräfte in Europa aber direkt 
dem US-Präsidenten unterstellt ist.

Zwar hat der britische Verteidi­
gungsminister Pym Anfang 1980 laut­
hals erklärt, niemals werde eine der in 
Großbritannien stationierten Marsch­
flugkörper ohne Zustimmung der briti­
schen Regierung abgeschossen werden 
können. Der NATO-Pressesprecher 
beim Hauptquartier in Brüssel hat je­
doch, auf unsere Nachfrage, Pym aus­
drücklich dementiert und jeden Veto- 
Anspruch der europäischen Stationie­
rungsländer weit von sich gewiesen.

Mit anderen Worten: Mit der Zu­
stimmung zur Stationierung der nukle­
aren Mittelstreckenraketen auf ihrem 
Territorium, die sie auch noch mit 300 
Mio. $ bezahlen müssen (Gesamtko­
sten des Beschlusses: 6 Mrd. $) geben 
die westeuropäischen Finanzbourgeois 
Souveränitätsrechte preis und über­
nehmen die volle Haftung für die Fol­
gen. Sie ermuntern die US-Supermacht 
zum Krieg, dessen Schlachtfeld Europa 
sein wird, und liefern gleichzeitig der 
sozialimperialistischen Supermacht 
den möglichen Kriegsvorwand.

Ausgerechnet der deutsche Schmidt, 
Weltkrieg-II-Leutnant, kann das Ver­
dienst auf seine Brust heften, den NA- 
TO-Beschluß unter den europäischen 
Bündnismitgliedern und damit über­
haupt durchgesetzt zu haben.

Anfang 1975 bereits deutet das US- 
Verteidigungsministerium in seinem 
Jahresbericht für 1976/77 das Interesse 
der BRD an der Teilnahme bei ,,Ent­
wicklung und Stationierung“ der Pers­
hing 11 an. Am 28.10.1977, mehrere 
US-Dokumente vermerken es aus­
drücklich, fordert der Kanzler in Lon­
don als ,,erster europäischer Führer“ 
recht deutlich die Mittelstreckenrake­
tenaufrüstung: ,,Durch SALT neutra­
lisieren sich die strategischen Nuklear­
potentiale der USA und der Sowjet­
union. Damit wächst in Europa die Be­
deutung der Disparitäten auf nuklear­
taktischem und konventionellem Ge­
biet zwischen Ost und West . . . Die 
Allianz muß bereit sein, für die gültige 
Strategie ausreichende und richtige 
Mittel bereitzustellen . . . “ - Zu dieser 
Zeit hatten schon längst die Verteidi­
gungsminister der USA, der BRD und 
Großbritanniens einen ,,privaten Mei­
nungsaustausch“ (US-Wireless File, 
7.12.1979) über die Stationierung von 
Pershing 11 und Tomahawk-Marsch­
flugkörpern aufgenommen.

Während die Vorbereitungen für 
den Mittelstreckenraketenbeschluß al-



US-Soldaten bewachen US-Atomsprengköpfe in der Pfalz

so schon mit voller Kraft, wenngleich 
in exklusivem Kreis, angelaufen sind, 
verhandelt die Nukleare Planungs­
gruppe der NATO offiziell noch über 
die Einführung der Neutronenwaffe 
und überschütten Carter & Co. die Öf­
fentlichkeit mit der ,,Neutronenbom­
bendiskussion“. Nicht ganz erfolglos. 
Der Widerstand gegen die Neutronen­
bombe war bis tief in alle westeuropäi­
schen Sozialdemokratien, so auch die 
SPD, hinein überaus heftig. Demge­
genüber hatte Schmidt auf dem SPD- 
Parteitag im November 1979 relativ 
wenig Mühe, den Widerstand gegen 
die Stationierung der Pershing II und 
Marschflugkörper zu brechen. Bereits 
in den Auseinandersetzungen 1977/78 
hat die westdeutsche Bundesregierung 
den widerlichen Part des europäischen 
Schäferhundes übernommen. Am 4. 
April 1978 informierte Carter den an­
gereisten Genscher über seine - drei 
Tage später verkündete - Entschei­
dung, die Produktion der Neutronen­
waffe auf unbestimmte Zeit zu ver­

1958: DGB-Demonstration gegen die atomare Aufrüstung der BRD

schieben. Genscher hatte daraufhin 
nichts Eiligeres zu tun, als, mit Blick 
auf die ja schon betriebene Mittel­
streckenraketenstationierung, zum er­
sten Mal öffentlich die Zustimmung 
der BRD zur Produktion der Neutro­
nenwaffe zu erklären. Inzwischen hat 
Carter, fast in aller Stille, die Produk­
tion der Neutronenwaffe übrigens frei­
gegeben.

Als die Carter-Regierung im Früh­
jahr 1979offiziell die Entscheidung für 
die Mittelstreckenraketenaufrüstung 
der NATO traf - halbamtliche US- 
Darstellung: „Die Schmidt-Rede (1977 
in London; Red.) stachelte die Carter- 
Administration zur Tätigkeit an.“ 
(US-Wireless File, 9.9.80) -, hatte 
Schmidt jedenfalls die meisten europä­
ischen NATO-Mitglieder, vor allem 
das anfangs zögernde Italien, zur Zu­
stimmung getrieben. Belgien, das zwar 
allgemein dem Beschluß zugestimmt 
hat, sich auf die Stationierung im eige­
nen Land bis Ende 1981 aber nicht 
festlegen will, und die Niederlande, die 

sich ihre Entscheidung bis ebenfalls 
Ende 1981 vorbehalten, allerdings 
nicht. Beide Länder wären v.a. auf­
grund ihrer großen Häfen die ersten, 
die unter den Nuklearbeschuß der So­
zialimperialisten gerieten, und bereits 
wenige Angriffe würden die hochzen­
tralisierten Produktionskapazitäten 
der geographisch kleinen Länder ver­
nichten. Ihr anhaltender Widerstand 
veranlaßte den Kanzler, kaum von sei­
ner Moskau-Reise im Juni dieses Jah­
res zurückgekehrt, zu der drohenden 
Aufforderung: Für weiteres Gezaudere 
sei nun, da Er die UdSSR zu Verhand­
lungsbereitschaft bewegt habe, wirk­
lich kein Grund mehr.

1958 hatte die Adenauer-Regierung, 
unter dem Druck einer starken Bewe­
gung gegen die atomare Aufrüstung 
der BRD, in einem feierlichen Aufruf, 
unterschrieben von allen Ministern, er­
klärt: ,,Atomare Mittel- und Lang­
streckenraketen der NATO werden we­
der an Rhein und Ruhr noch sonstwo 
in der Bundesrepublik stationiert.“ 
Das war - zumindest halbwegs - ge­
logen. Wenige Wochen zuvor nämlich 
hatte dieselbe Bundesregierung die 
Aufrüstung der Bundeswehr mit takti­
schen Trägersystemen von Reichweiten 
bis zu ca. 200 km beschlossen. 1959 
dann wurde die Bundeswehr mit Mata­
dor-, Nike Ajax-, Nike Hercules- und 
Honest John-Raketen ausgestattet. 
Die ehrgeizigen Absichten hatte Ade­
nauer schon 1957 in der „Welt“ so 
dargelegt: „Unterscheiden Sie doch die 
taktischen und die großen atomaren 
Waffen. Die taktischen Waffen sind 
nichts weiter als die Weiterentwicklung 
der Artillerie. Selbstverständlich kön­
nen wir nicht darauf verzichten, daß 
unsere Truppen auch in der normalen 
Bewaffnung die neueste Entwicklung 
mitmachen. Die großen Waffen haben 
wir ja nicht. Aber wie sehr die Ent­
wicklung im Fluß ist, sehen Sie daraus, 
daß Großbritannien erklärt hat, es 
wolle eine nukleare Macht werden.“ 
- Zu diesem Zeitpunkt hatten die US- 
Imperialisten, die in Großbritannien, 
Italien und der Türkei nukleare Lang­
streckenraketen stationiert hatten, die 
sie Mitte der 60er Jahre aufgrund der 
Entwicklung der Interkontinentalrake­
ten wieder abzogen, bereits atomare 
Sprengköpfe in der BRD gelagert.

Schmidt rundet, nachdem ein An­
lauf der BRD Anfang der 60er Jahre, 
selbst „Atommacht” zu werden, vor 
allem am Widerstand der imperialisti­
schen Konkurrenten in Europa ge- 

I scheitert war, in würdiger Nachfolge 
| Adenauers den Bruch der öffentlichen 
1 Verpflichtung, niemals nukleare Mit­

tel- oder Langstreckenraketen in der 
i BRD zu stationieren, vollends ab: Erst 
! unter seiner Regierung werden wirklich 
; Mittelstreckenraketen, und nicht nur 
I nukleare Gefechtsfeldwaffen, auf 
' westdeutschem Territorium stationiert.
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VW Südafrika: Streik 
gegen Niedrigstlöhne

Je mehr Kapital die westdeut­
sche Bourgeoisie im Ausland 
anlegt, desto öfter führen die 
Arbeiter in zahlreichen Län­
dern der Welt Kämpfe gegen 
elende Niedrigstlöhne west­
deutscher imperialistischer 
Konzerne. VW Südafrika ist 
die größte Autofabrik im 
Land, VW beutet dort 3 500 
Arbeiter aus. Im Juni und Juli 
dieses Jahres streikten die 
schwarzen Arbeiter drei Wo­
chen lang für eine Erhöhung 
des Mindeststundenlohns von 
1,15 Rand auf 2 Rand (etwa 
4,40 DM). Die Kapitalisten bo­
ten 1,40 Rand (3 DM), wäh­
rend sie den Facharbeitern 
3,35 Rand (7,40 DM) statt bis- | 
her 2,50 Rand zahlen wollten, j 
VW baute auf die geringen | 
Geldmittel der Gewerkschaf- i 
ten und das Verbot der Unter­
stützung aus dem Ausland. 
Die Arbeiter mußten bei 1,49

Die meisten sind illegal — Rechte 
der Gewerkschaften in Südafrika

Registrierung: Alle Gewerk­
schaften müssen sich bei ei­
ner Regierungsstelle registrie­
ren lassen. Diese entscheidet, 
ob die Gewerkschaft regi­
striert wird oder nicht. Einen 
Anspruch darauf hat sie 
nicht. Wird sie registriert, 
muß sie regelmäßig ihr Kas­
senbuch prüfen lassen. „Ille­
gale Ausgaben“, z.B. für 
Streikfonds, sind also nicht 
möglich. Außerdem muß sie 
ihre Mitgliederlisten vorle­
gen. Erst acht azanische Ge­
werkschaften haben sich re­
gistrieren lassen, mehr als 20 
nicht (registriert sind außer­
dem 54 Gewerkschaften indi­
scher Arbeiter, 40 „gemisch­
te“ und 80 Vereinigungen 
der Siedler). Mitglieder der 
Gewerkschaften können jetzt 
auch die Arbeiter aus den

Rand, etwa 3,30 DM, abschlie­
ßen. Der Streik wurde von den 
Arbeitern in den anderen Au­
towerken wie auch von VW- 
Arbeitern und Metallgewcrk- 
schaften in Europa breit unter­
stützt.
Siemens India erkennt 

Gewerkschaft an
Siemens India Ltd. ist einer 
der größten Hersteller von 
Elektromotoren, Schaltern 
und elektromedizinischem Ge­
rät in Indien. Die Kapitalisten 
versuchen, wie in anderen 
Ländern auch, die gewerk­
schaftliche Organisierung 
durch ihnen genehme ,,gelbe“ 

Gewerkschaften zu unterlau­
fen. Deshalb fördern sie die 
,»Siemens Staff Association“, 
die Vereinigung der Siemens- 
Beschäftigten. 1 100 Arbeiter 
der Werke Kalwa und Worli, 
die sich in der Metallarbeiter­
gewerkschaft AEW organisiert 
hatten, mußten vom Dezember 
1977 bis August 1978 streiken, 
weil Siemens sich weigerte, mit 
ihrer Gewerkschaft über Erhö­
hung der niedrigen Löhne 
auch nur zu verhandeln. Die 
AEW ist Mitglied des Gewerk­
schaftsbundes INTUC. Nach 
sieben Monaten Streik entließ 
Siemens 950 Arbeiter. Mit Un­
terstützung der Metallarbeiter 
anderer Betriebe konnten die 
Belegschaften die Entlassun­
gen zurückschlagen und die 
Anerkennung der Gewerk­
schaft durchsetzen.

VW do Brasil gegen 
40-Stunden-Woche

Volkswagen do Brasil ist mit 
33900 Arbeitern und Ange­

Homelands werden.

Lohn Verhandlungen, 
Streiks. Nicht-registrierte 
Gewerkschaften dürfen nicht 
mit den Kapitalisten verhan­
deln. Darum gibt es große 
Streikkämpfe. Wenn eine re­
gistrierte Gewerkschaft mit 
einem Lohnangebot der Ka­
pitalisten nicht zufrieden ist, 
muß sie zuerst eine paritäti­
sche Schlichtungsstelle anru­
fen. Ist das fruchtlos, muß 
sie den Arbeitsminister anru­
fen. Erst wenn das ergebnis­
los bleibt, darf sie zum Streik 
aufrufen- Das ist bislang 
noch nicht geschehen. Alle 
Streiks sind also illegal, die 
Arbeiter machen sich des 
Vertragsbruchs schuldig wie 
auch des (kriminellen) Verge­
hens des Aufenthalts in den 

stellten das größte Automobil­
kapital in Brasilien und der 
größte Kapitalist überhaupt. 
VW hat 1979 über die Hälfte 
aller in Brasilien produzierten 
Personenwagen hergestellt, 
521272 Stück. In zwei großen 
Streiks im November 1979 und 

; im April und Mai dieses Jahres 
. legten die brasilianischen Ar- 
; beiter die imperialistischen Au- 
■ towerke lahm. Sie forderten

Lohnerhöhung, vierteljährli­
che Inflationszuschläge, min­
destens einjährige Arbeitsver­
träge, Arbeitszeitverkürzung 
von 48 auf 40 Stunden, Aner­
kennung der Gewerkschaften. 
Nach 41 Tagen mußten die Ar­

beiter den Streik ohne Erfolg 
abbrechen. Der Durchschnitts­
lohn der Metallarbeiter in Sao 
Bernardo lag im Januar bei 
14115 Cruzeiros (etwa 559 
DM) im Monat.

Liberia: Streiks in 
den Erzbergwerken

Mehrere Streiks führten die 
Erzbergarbeiter in Liberia in 
diesem und im letzten Jahr ge­
gen die imperialistischen Berg­
werksgesellschaften durch. Die 
meisten der 20000 Arbeiter 
verdienen weniger als 250 DM 
im Monat. Den größten Streik 
führten die 4800 Arbeiter der 
LAMCO-Berg werksgesell- 
schaft, einer schwedisch-ame­
rikanischen Firma, die auch 
Erz an westdeutsche Monopo­
le liefert. 3 Wochen lang 
streikten sie im August letzten 
Jahres erfolgreich für Lohner­
höhungen. In kleineren Streiks 
wehrten sich die Arbeiter der 

,,weißen Gebieten“ ohne Ar­
beit. Nach dem Gemeindear­
beiterstreik in Johannesburg 
wurden 1 200 der 10000 strei­
kenden Arbeiter deportiert. 
Vertrauensleute. Registrierte 
und nicht-registrierte Ge­
werkschaften wählen Ver­
trauensleute. Es gibt keiner­
lei gesetzlichen Schutz für 
sie. Versammlungen wäh­
rend der Arbeitszeit sind ver­
boten.
Veröffentlichungen der Ge­
werkschaften werden regel­
mäßig von der Regierung 
verboten.
Finanzen werden von der Re­
gierung kontrolliert. Sie hat 
am 6. Juni dem registrierten 
Gewerkschaftsbund FOSA- 
TU z.B. verboten, Geld von 
den 14 Mitgliedsgewerk­
schaften einzuziehen. An­
nahme von Geldern von Ge­
werkschaften aus dem Aus­
land ist prinzipiell verboten.

anderen beiden Firmen, u.a. 
der Bong Mining Co., an der 
Thyssen, Hoesch und Krupp 
beteiligt sind. Mehr als ein 

‘ Viertel der Erzexporte Liberias 
wird in die BRD geliefert.

Costa Rica: Züblin ge­
gen Baugewerkschaft

Das westdeutsche Baukapital 
Züblin kaufte sich 1977 über 
eine Scheinfirma in Costa Rica 

| für den Ausbau des Hafens 
! Puerto Limon ein. 1978 wurde 
1 mit dem Bau begonnen. Im 
, Geschäftsbericht 1979 schreibt 
I Züblin: ,,Züblin gehört zu 

dem vergleichsweise kleinen 

Kreis der deutschen Baubetrie­
be, denen ein teilweises Aus­
weichen vom ertragsschwa­
chen Inlandsmarkt auf das risi­
koreichere Auslandsgeschäft 
möglich war.“ 400 von Züblin 
in Costa Rica ausgebeutete Ar­
beiter traten am 7. April 1980 
gegen die elenden Löhne, für 
Sicherheitseinrichtungen und 
Anerkennung der Bauarbeiter­
gewerkschaft in den Streik. 
Züblin entließ am 17. April al­
le Arbeiter und erklärte, daß 
nur wieder eingestellt wird, 
wer zu den alten Bedingungen 
weiterarbeitet.

Portugal: Streiks in 
Automobilwerken

Die portugiesischen Automo­
bilarbeiter arbeiten ausschließ­
lich in Montagewerken der Im­
perialisten - vor allem Gene­
ral Motors, Ford, Renauit, 
Daimler Benz, VW und British 
Leyland. Die Löhne der 65000 
Autoarbeiter liegen etwa bei 
einem Viertel der Arbeiterlöh­
ne in Mitteleuropa. 50% des 
ausländischen Kapitals in Por­
tugal stammten 1978 aus der 
EG, nur noch 11,3% aus den 
USA. Am 13. März und zwei 
Tage Ende Mai streikten die 
Metallarbeiter für mehr Lohn 
und bessere Tarifverträge.

Seeleute kämpfen für 
ITF-Tariflöhne

Der Internationale Transport­
arbeiterbund ITF führt eine 
Kampagne gegen die Niedrigst­
löhne auf Schiffen. Im April 
hielten die Arbeiter die „Ter- 
zia“ in Philadelphia, USA, 
fest. Die 24 philippinischen 
Besatzungsmitglieder hatten 
sich beschwert, daß die 
Schiffskapitalisten ein am 7. 
Januar mit ihnen geschlossenes 
Abkommen, daß sie ITF-Löh- 
ne zahlen, drei Tage später ge­
brochen hatten. Die „Terzia“ 
gehört der Baltika-Schiffahrts­
gesellschaft Reith & Co. Die 
westdeutschen Reith-Kapitall­
sten mußten eine Bankgarantie 
über 750000 DM vorlegen, ehe 
die Gewerkschaft das Schiff 14 
Tage nach der Landung frei­
gab. Der ITF-Tarif liegt bei 
670 Dollar im Monat minde­
stens. - Zur gleichen Zeit 
streikte in Rotterdam die Be­
satzung der unter panamai­
scher Flagge laufenden „Hans 
Oldendorff“ erfolgreich. Den 
17 Seeleuten war der Lohn von 
410 Dollar auf 391 Dollar ge­
kürzt worden. Die „Hans Ol­
dendorff“ gehört den west­
deutschen Rhenania-Kapitali- 
sten. Über die Registrierung 
des Schiffes in Panama wollen 
sie Heuer und Steuern sparen.
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Arbeitsdienst
Unbezahlte Zwangsarbeit anstatt 
Arbeitserlaubnis für Asylanten

Bielefeld. Mit dem Nachtragshaushalt 
1979 und im Haushalt 1980 von NRW 
hat die Landesregierung die Zahl der 
Kammern bei Asylgerichten um fünf 
erhöht, drei neue Kammern bei Ver­
waltungsgerichten und zwei neue Sena­
te bei Oberverwaltungsgerichten sollen 
eingerichtet werden. Damit soll der 
Richtwert der Landesregierung, höch­
stens 10% der Asylanträge positiv zu 
bescheiden, durchgesetzt werden. Ob­
wohl Asylanten im ersten Jahr keine 
Arbeitserlaubnis erhalten, hat die 
Stadt Herford eine Methode gefunden, 
diese Arbeitskraft auszubeuten. Ge­
zwungenermaßen leben die Asylanten 
von der Sozialhilfe, sind von der Stadt 
in einer Hotel genannten Absteige un­
tergebracht, erhalten ein Frühstück 
und 7 DM Taschengeld am Tag. Nun 
sollen sie vorderhand in der Stadtgärt­
nerei oder auf dem Friedhof arbeiten: 
„Ohne Geld, nur mit einer Aufwands­
entschädigung“. Ihre Arbeit fällt nicht 
unter die Sozialversicherungs- und 
Steuerpflicht und braucht keine Ar­
beitserlaubnis. Diese Art Zwangsarbeit 
hat Tradition, und es ist erklärlich, 
wenn sich alle Landtagsparteien einig 
sind in der Ablehnung zentraler Sam­
mellager, denn: „Das ist ein Horror­
bild für die internationale Reputation 
der Bundesrepublik“ (Grundmann, 
CDU). Dafür strebt die Landesregie­
rung Sammelunterkünfte bei den Ge­
meinden an, für bis zu 150 ausländi­
sche Arbeiter.

Ausdrücklich hat Rau in seiner Re­
gierungserklärung darauf verwiesen, 
daß gerade das Land NRW und seine 
Vorläuferprovinzen über einige Erfah­
rungen im Anwerben und Bereitstellen 
von ausländischer Arbeitskraft für die 
Kapitalisten verfügen. Hunderttausen­
de polnischer Arbeiter wurden im 19. 
Jahrhundert zum Ausbau der Bergwer­
ke an der Ruhr angeworben. Nach dem 
1. Weltkrieg waren es wieder Polen 
und Italiener. Vorwiegend für die Aus­
beutung im Bergwerk nutzten die Ka­
pitalisten diese Arbeitskräfte. 1925 wa­
ren ca. 410000 polnische Arbeiter in 
Deutschland beschäftigt, im französi­
schen Elsaß waren 1930 von 300000 
Bergarbeitern 113000 Ausländer, vor­
wiegend Polen und Tschechen. Nach 
1950 steigt die Zahl der beschäftigten 
ausländischen Arbeiter in der BRD ste­
tig, von 1960 bis 1973 rapide auf über 2 
Millionen. 1973 wird von der Bundes­
regierung ein Anwerbestopp verhängt, 
die Anwerbestellen im Ausland ge­
schlossen, zwischen 1973 und 1980 

wird die Zahl der ausländischen Arbei­
ter um ca. 600000 gesenkt. Nicht er­
faßt werden in der Statistik die Ar­
beitskräfte aus den RGW-Staaten, die 
die westdeutsche Bourgeoisie auf ihren 
Arbeitsmarkt gelockt hat. Mit Ent­
wicklung der Krise beginnt sie jedoch 
auch hier Klagen zu führen über die 
Probleme, die „deutsche Volkszuge­
hörigkeit“ dieser Leute festzustellen.

Rund 19 Millionen Einwanderer ins­
gesamt seit 1950 verzeichnet die Stati­
stik, dem stehen ca. 10 Millionen Fort­
züge und Auswanderungen gegenüber. 
Die politischen und gewerkschaftlichen 
Rechte dieser Einwanderer sind völlig 
unterschiedlich. Können sie „deutsche 
Volkszugehörigkeit“ nachweisen, so 
steht ihnen die Einbürgerung zu, kom­
men sie aus EG-Ländern, so haben sie 
Aufenthalts- und Arbeitsrecht, kom­
men Arbeiter aus Nicht-EG-Ländern, 
so besteht zum Teil Visumszwang für 
sie; über ihr Aufenthalts- und Arbeits­
recht wird je nach Lage auf dem Ar­
beitsmarkt entschieden. Stellen sie ei­
nen Antrag auf politisches Asyl, so 
dürfen sie ein Jahr nicht arbeiten und 
sind zu Zwangsarbeit oder Schwarzar­
beit gezwungen. Ein beträchtlicher Teil 
von Arbeitskräften ist aus der Arbeits­
losenversicherung vollständig entfernt.

Öffentlicher Dienst
Nach Klunckers Selbst­
kritik - was nun?

Im Wahlkampf hatte sich Helmut 
Schmidt an dem Thema Staatsver­
schuldung vorbeigeschwindelt nach 
dem Motto: Ein Häuslebauer muß 
eben Schulden machen. Jetzt, nach ge­
glücktem Stimmenfang, geht es an die 
Sanierung der Staatsfinanzen und wird 
mit den Haushaltsberatungen im No- 
vember/Dezember die Rechnung prä­
sentiert. Eine ausgesprochen niedrige 
Lohnerhöhung für die Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst wird der staatli­
che Dienstherr anstreben, eine noch­
malige Verschärfung der Rationalisie­
rung steht ins Haus, verbunden mit 
Stellenstreichungen. Die in den letzten 
Monaten veröffentlichten kommuna­
len Haushaltspläne 1981 gehen in diese 
Richtung und sehen verschiedentlich 
direkten Stellenabbau vor - bei den 
unteren Lohn- und Gehaltsgruppen, 
wo die Arbeit gemacht wird und sich 
die Arbeitshetze in den letzten Jahren 

enorm verschärft hat. Seit dem Früh­
jahr wird außerdem über ein neues 
Haushaltssicherungsgesetz 1981 speku­
liert, wie es Schmidt schon 1975 vor­
exerziert hat. Abbau nicht abgesicher­
ter Zuschläge, Streichung der Zusatz­
versorgung und Arbeitsmarktabgabe 
für Beamte sind im Gespräch.

Die Entwicklung der Bruttolöhne 
und -gehälter im öffentlichen Dienst 
ergibt nach Abzug der offiziellen Preis­
steigerungsrate, daß die Abschlüsse 
nach 1974 im großen und ganzen im­
mer niedriger geworden sind und kaum 
noch eine Erhöhung gebracht haben. 
Die wachsende Steuerprogression, die 
ständig steigenden Beitragssätze zur 
Sozialversicherung und der Anstieg der 
Bemessungsgrenzen der Sozialversiche­
rung haben die Reallöhne für die Mas­
se der Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst nach 1974 sogar ins Minus rut­
schen lassen. Sockel- und Mindestbe­
träge bei einigen Abschlüssen haben 
diese Wirkung für die unteren Lohn- 
und Gehaltsgruppen allerdings etwas 
gemildert. Besonders getroffen worden 
sind durch die Abzugslast die Frauen 
in Steuerklasse V; die Steuerreform 
1975 hat die Abzugslast mit einem 
Schlag von 33% auf 48% hochschnel­
len lassen, und bis 1978 sind die Abzü­
ge sogar auf 54% des Bruttolohns bei 
BAT VII gestiegen. Der 6,9-%-Ab- 
schluß von 1980 schließlich ist - ge­
messen an der offiziellen Preissteige­
rungsrate - einer der schlechtesten der 
letzten Jahre.

Der ÖTV-Gewerkschaftstag hat die 
Tarifpolitik der letzten Jahre und be­
sonders den letzten Tarifabschluß kri­
tisiert, weil „es nicht gelungen ist, in 
dem erwarteten und sicherlich auch 
notwendigen Umfang einen zusätzli­
chen Ausgleich für die unteren Ein­
kommen durchzusetzen“ (Kluncker). 
Eine Hauptvorstandsentschließung, in 
der es hieß: „Die Tarifpolitik der ÖTV 
hat auch in den Jahren 1976 bis 1979 
gute Erfolge gezeigt“, wurde nicht an­
genommen, stattdessen eine des Be­
zirks NRW II, in der kein Wort von er­
folgreicher Tarifpolitik steht. In vielen 
Anträgen zum Gewerkschaftstag wur­
de eine stärkere Anhebung der unteren 
Lohn- und Gehaltsgruppen und eine 
Streichung der untersten Lohn- und 
Gehaltsgruppen verlangt. Bei der Auf­
stellung der Forderung für 1981 wird 
man sich danach richten können.

Nach der eindeutigen Kritik an den 
Abschlüssen der letzten Jahre auf dem 
Gewerkschaftstag ist eine deutlich hö­
here Forderung als in den letzten Jah­
ren sinnvoll; alles andere würde den In­
teressen der Bewegung in den öffentli­
chen Diensten widersprechen.

Der ÖTV-Gewerkschaftstag hat au­
ßerdem die Grundsätze des ÖTV- 
Hauptvorstandes zur Arbeit in Schich­
ten und zur Arbeit zu unregelmäßigen
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Der ÖTV-Gewerkschaftstag verabschiedete das Aktionsprogramm gegen Nacht- 
und Schichtarbeit.

Zeiten bestätigt. Dieses Aktionspro­
gramm gegen überintensive Arbeitslast 
bei Schichtarbeit gewinnt jetzt beson­
deres Gewicht, weil für verschiedene 
Bereiche des öffentlichen Dienstes Ta­
rifverhandlungen darüber anstehen; 
z.B. über die Bereitschaftsdienste der 
Krankenhausärzte. In den letzten Ta­
gen haben die Beschäftigten der Post 
in verschiedenen Städten mehrstündige

Seehäfen
Im Hamburger Hafen Einführung 
von Konti-Schicht erneut verhindert
Hamburg. Seit Jahren versuchen die 
Kapitalisten, im Hafen voranzukom­
men in Richtung Kontischicht. Bei den 
letzten Verhandlungen um den Rah­
mentarif und die Sonderbestimmungen 
für den Hamburger Hafen sind sie ge­
scheitert. Jetzt wollte die Betriebsfüh­
rung der Hamburger Hafen- und La­
gerhaus Aktiengesellschaft (HHLA) ei­
nen neuen Vorstoß landen, indem am 

Beiin Löschen von Zitronen im Schiff
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Warnstreiks durchgeführt, u.a. beim 
Luftpostvertrieb auf dem Frankfurter 
Flughafen und bei der Paketzustellung 
in München. Die Postgewerkschaft 
fordert, daß Arbeit am Wochenende, 
an Feiertagen und in Nachtschicht als 
eineinhalbfache Arbeitszeit berechnet 
wird, dazu Zusatzurlaub und regelmä­
ßige gesundheitliche Untersuchungen 
für Schichtarbeiter.

Containerterminal Burchardkai jede 
siebte Woche eine ständige III. Schicht 
gearbeitet werden soll. Bisher konnten 
die Hafenarbeiter nur einmal in der 
Woche zur III. Schicht verpflichtet 
werden.

Die dänische Maersk-Linie und die 
Hapag-Lloyd haben der HHLA angeb­
lich mit dem Abzug ihrer Schiffe ge­
droht, wenn die HHLA nicht eine Ab­

fertigung rund um die Uhr zusichert.
Unter dem Druck der Drohung mit 

dem Verlust von Arbeitsplätzen und in 
einer Betriebsratssitzung, wo elf Er­
satzbetriebsräte anwesend waren, wur­
de vom Betriebsrat in Abweichung von 
seiner bisherigen Politik folgende Be­
triebsvereinbarung unterschrieben: 
„Die Mitarbeiter des Burchardkai kön­
nen innerhalb von jeweils sieben Wo­
chen für eine Woche (montags bis frei­
tags) zur ständigen III. Schicht am 
Burchardkai vermittelt werden.“ Die 
Betriebsvereinbarung sollte eine Lauf­
zeit von neun Monaten haben, und 
zwar bis zum 15. Juni 1981.

Sofort nach Bekanntwerden dieser 
Vereinbarung wird von der Belegschaft 
der Kampf organisiert. Am 11. Sep­
tember versammeln sich fast alle Kolle­
gen der Frühschicht am Burchardkai 
einschließlich der Handwerker und 
Angestellten. Der Betriebsratsvorsit­
zende und der ÖTV-Sekretär werden 
für ihre Zustimmung zur ständigen 111/ 
Schicht angegriffen. Die Pausenver­
sammlung der etwa 500 Hafenarbeiter 
bringt die Entschlossenheit zum Aus­
druck, durch Verweigerung der Mehr­
arbeit die Betriebsvereinbarung zu­
rückzukämpfen.

Am Tag darauf wird bekannt, daß 
aufgrund von Abfertigungsschwierig­
keiten am Burchardkai bereits zwei 
Schiffe abgezogen worden sind. Die 
bürgerliche Presse versucht, die Beleg­
schaft der HHLA gegen den Betriebs­
rat und gegen die Gewerkschaft aufzu­
hetzen. Die HHLA-Betriebsführung 
bietet neue Verhandlungen an und for­
dert die Kollegen auf, ,,in bisher ge­
wohntem Maße wieder freiwillig Mehr­
arbeit zu leisten, um so . . . die Contai­
nerposition der HHLA nicht noch 
mehr zu gefährden“.

Gestützt auf den Kampf der Kölle-, 
gen am Burchardkai und auf die Un­
terstützung dieses Kampfes im ganzen 
Hafen, der sowohl auf der Funktio­
närskonferenz der ÖTV-Abteilung 
Seehäfen zum Ausdruck kommt wie 
auch in den verschiedenen Betriebsver­
sammlungen, gelingt es, die Betriebs­
vereinbarung zumindest vorerst außer 
Kraft zu setzen. Der Betriebsrat kann 
mit der Betriebsführung der HHLA ei­
ne Regelabsprache treffen, wo in einer 
zweimonatigen Testphase versucht 
wird, die alte Regelung, geringfügig ge­
ändert, zu praktizieren und damit die 
Abfertigungsschwierigkeiten zu behe­
ben. Diese Regelabsprache hat den or­
ganisierten Abbruch der Überstunden­
verweigerung ermöglicht, die ja nicht 
beliebig lange hätte so vollständig ge­
halten werden können. Gleichzeitig ha­
ben die Hafenarbeiter am Burc(iard- 
kai, ihr Betriebsrat, ihre Vertrauens­
leute und alle Hafenarbeiter die Mög­
lichkeit, den Zusammenschluß gegen 
die Nachtarbeit und die Einführung 
der Kontischichi zu festigen.



Eine Lohnerhöhung von 8% ab 
1.1.81 schlägt der ÖTV-Hauptvor- 
stand den Seehafenarbeitern vor. Ab­
teilungssekretär Rumpel begründete 
die Höhe vor der Konferenz der Ver­
trauensleute und Betriebsräte folgen­
dermaßen : Preissteigerungsrate 5,5 % 
und Zuwachs des Sozialprodukts um 
2%. Alle Diskussionsredner sprachen 
sich für eine höhere Forderung aus. Ei­
ner hatte bereits ausgerechnet, was die 
Forderung für die verschiedenen 
Lohngruppen - die Steuerreform ein­
gerechnet - bringt. LG III brutto 167 
DM, netto 92 DM, LG VIII brutto 222 
DM, netto 123 DM. Es wurde enthüllt, 
daß ein Kollege mit Lohngruppe III für 
einen Vierpersonenhaushalt schon 
2200 DM braucht, er aber nur 1700 
verdient bei Normalschichten. Der 
Rest, der fehlt, zwingt zu Doppel­
schichten. Von der Lage im Hafen aus 
wurde eine zweistellige Zahl gefordert 
und die Durchsetzbarkeit mit dem gro­
ßen Arbeitskräftemangel im Hambur­
ger Hafen begründet. Nach den Dis­
kussionen der Mitglieder beschließt die 
Bundestarifkommission am
17.11.1980.

Baden- Württemberg
Grüne sechs Monate im
Stuttgarter Landtag

Stuttgart. Seit März sind die Grünen 
im Stuttgarter Landtag. Zu keiner Zeit 
hat man sich aus der bürgerlichen Pres­
se ein Bild über ihre Tätigkeit machen 
können. Praktisch komplett unter­
schlagen wurden die rund drei Dutzend 
Anfragen der Grünen u.a. zu Kern­
kraftwerken, Straßenbau, Hochschu­
len oder Mittelstreckenraketenstatio­
nierung, in denen Forderungen von 
Volksbewegungen aufgenommen wa­
ren. - In einer Anfrage zur Verurtei­
lung Heidelberger Medizinstudenten 
wegen Teilnahme an den Kämpfen ge­
gen das Praktische Jahr wurde die 
Landesregierung z.B. gefragt, ob sie 
die Urteile für gerechtfertigt und die 
Strafverfolgung für verhältnismäßig 
hält, ob sie eine Amnestie für möglich 
hält, wie in der Öffentlichkeit gefor­
dert. In der Begründung der Anfrage 
hieß es, der Boykott der Lehrveranstal­
tungen war Teil breiter öffentlicher 
Kritik. Eine Amnestie könne heute das 
,,hochschulpolitische Klima an der 
Universität Heidelberg“ wesentlich 
verbessern. - Nach zwei Monaten hat 
die Landesregierung die Anfrage 
schriftlich abgeschmiert: Die Studen­
ten seien wegen strafbarer Handlungen 
verurteilt worden, im übrigen sei die 
Justiz unabhängig. Das Vorgehen ge­
gen den „aktiven rechtswidrigen Boy­
kott“ sei richtig gewesen. Amnestie: 

„Nein.“ - Eine Debatte im Landtag 
um diese „Antwort“ der Landesregie­
rung hat es nicht gegeben, obwohl die 
Forderung der Heidelberger Studenten 
damit alles andere als vom Tisch war, 
wenn auch nicht zwecks „Verbesse­
rung des hochschulpolitischen 
Klimas“.

In der Debatte um die Regierungser­
klärung hatten die Grünen erklärt: 
„An den Hochschulen ist die Verfaßte 
Studentenschaft wiedereinzuführen. 
Es ist keine gute Politik, wenn man aus 
Angst vor unbequemen Gremien diese 
erst gar nicht zuläßt. Wenn man von 
Dezentralisation spricht, Herr Teufel 
(CDU-Fraktionsvorsitzender), dann 
sollte man auch für die Autonomie der 
Hochschulen, auch für ihre Satzungs­
autonomie, eintreten.“ Nur die Grü­
nen hatten in dieser Debatte die Forde­
rung nach Wiedereinführung der Ver­
faßten Studentenschaft unterstützt. 
Späth ging darauf nicht ein. Kultusmi­
nister Engler hat vorletzte Woche an­
gekündigte Novellierungspläne zum 
Landeshochschulgesetz zurückgezo­
gen, ohne heftigen Protest aus dem 
Landtag fürchten zu müssen. Solchen 
wie Engler wird das Geschäft unnötig 
erleichtert, wenn bei der Begründung 
für die Verfaßte Studentenschaft An­
leihen beim CDU-Fraktionsvorsitzen- 
den gemacht werden, wo dieser doch 
mit „Dezentralisation“ einen Finanz­
raubzug des Landes bei den Gemein­
den im Auge hat.

Mit ihrer Landtagsarbeit zufrieden 
sind die Grünen selber nicht, haupt­
sächlich wegen mangelnden eigenen 
Durchblicks. Es sollte ihnen aber auch 
zu denken geben, ob es ihren Absich­
ten dienlich ist, wenn Späth schon bei 
der Debatte der Regierungserklärung 
danken konnte, daß alle die Probleme 
der Regierungserklärung als „unsere 
gemeinsamen Probleme“ ansähen.

Horgau/Bayern
Zäh bekämpft ein Dorf 
die Gemeindereform

München. Die ca. 2000 Einwohner der 
Gemeinde Horgau - 12 km westlich 
von Augsburg gelegen - kämpfen seit 
drei Jahren gegen die Gemeindege­
bietsreform der bayerischen Staatsre­
gierung. Am 23.12.1977 hatte der da­
malige Innenminister Merk die 
Zwangsauflösung Horgaus und die 
Eingemeindung nach Zusmarshausen 
verfügt.

„Wenn Sie mal nach Bayern kom­
men . . . Horgau klagt an! Oder: Wa­
rum ein Dorf voller CSU-Wähler 
Strauß beim Wort nimmt“, ist der Ti­
tel einer Broschüre, die Mitglieder des 
Bürgervereins Rothtal in Horgau her­
ausgegeben haben, um während des 

Bundestagswahlkampfes darauf hinzu­
weisen, „wie der Staat und seine Mehr­
heitspartei, die CSU, mit dem Bürger 
umgehen“. F.J. Strauß hatte während 
des Landtagswahlkampfes betont, er 
stehe auf Seiten der Horgauer.

Die Gemeindegebietsreform war 
noch unter der Federführung des Mini­
sterpräsidenten Goppel durchgeführt 
worden, „um ausreichend leistungsfä­
hige Verwaltungseinheiten“ zu erhal­
ten. Die Horgauer sehen darin jedoch 
einen Schritt, ihnen jegliche Selbstent­
scheidung der Gemeinde zu nehmen. 
So hat ihnen die neue Gemeindever­
waltung prompt sämtliche Kommunal­
steuern erhöht, deren Zahlung sie je­

doch bis zum Zwangseinzug durch den 
Gerichtsvollzieher boykottierten. Wü­
tende Horgauer demolierten das Auto 
des CSU-Vorstandsvorsitzenden des 
Ortes, und per Telefon prasselten dau­
ernd Schimpftiraden auf ihn ein. Da 
befürchteten die bürgerlichen Politi­
ker, „daß im Herzen von Schwaben 
Anarchie Platz greift“.

Als der Gemeinderat aufgelöst wur­
de, gründeten die Horgauer den Bür­
gerverein. Er ist Forum der Auseinan­
dersetzung um die Weiterführung des 
Kampfes, und „er darf zwar keine Per­
sonalausweise verlängern .. . aber er 
hat unsere Dorfgemeinschaft am Le­
ben erhalten. Es vergeht kein Monat 
ohne Aktionen zum Wohl unserer Bür­
ger.“ Er sammelte 1 540 Unterschriften 
gegen die Auflösung der Gemeinde 
Horgau. Das sind 98% der Horgauer.

Am 24.9. zogen 100 Horgauer mit 
einem Autokorso von 35 Pkw zum 
Landrat Frey nach Augsburg, um ihre 
Forderungen zu bekräftigen. Auf einer 
Versammlung am 29.9. beriet der Bür­
gerverein, ob sie nach den Kommunal-, 
Landtags- und Europawahlen auch die 
Bundestagswahlen boykottieren soll­
ten. Eine Mehrheit sprach sich gegen 
den Boykott aus, aber auch gegen eine 
Wahlempfehlung. Der Plan, einen 
Hungerstreik durchzuführen, wurde 
zunächst aufgegeben. Stattdessen wird 
ein Hungerwarnstreik erwogen.
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Böse-Prozeß
Erneuter Versuch, den Krankenpfleger Böse für die 
Folgen der Kostendämpfung verantwortlich zu machen

Freiburg. Nachdem in dem Zeitraum 
von Oktober 1975 - der Eröffnung 
des Rheinfeldener Kreiskrankenhauses 
- und Dezember 1975 auf der Inten­
sivstation von 108 Patienten 20 gestor­
ben waren, wurde der Krankenpfleger 
R. Böse am 21. Dezember 1975 verhaf­
tet. Er sollte verantwortlich gemacht 
werden für die Folgen der Kosten­
dämpfung und als Mörder hinter Git­
ter oder als Irrer in die Anstalt ge­
bracht werden.

Im August 1978 war das Landgericht 
Freiburg gezwungen, den Krankenpfle­
ger Böse freizusprechen. Es konnte die 
Tatsache, daß der Tod der 20 Patien­
ten Ergebnis der gesetzlich festgelegten 
„Wirtschaftlichkeit“ war, nicht aus 
der Welt schaffen. Das Kreiskranken­
haus Rheinfelden war errichtet und or­
ganisiert worden auf Grundlage des 
Krankenhausfinanzierungsgesetzes 

von 1972 und der entsprechenden Län­
dergesetze: des Krankenhausgesetzes 
von 1975 und des Krankenhausbe­
darfsplans von Baden-Württemberg.

So gab es von Anfang an keinen An­
ästhesisten; bei notwendigen, nicht 
eingeplanten Operationen mußte er 
aus Lörrach geholt werden. Chefarzt 
Behrens, der nach den Todesfällen und 
deren Bekannt werden in der Öffent­
lichkeit mit einem ,,Schweigegeld“ von 
160000 DM vom Kreistag entlassen 
wurde, war der einzige Arzt, der „be­
deutende Operationen“ durch führen 
konnte. Auf Grundlage von Aussagen 
von Kollegen von R. Böse mußte das 
Freibuger Landgericht in dem Urteil 
1978 u.a. als erwiesen festhalten: „Der

Patient F.H. sei, da kein Narkosearzt 
bereitstand, trotz heftiger Blutungen 
nicht in der Nacht, sondern erst am 
nächsten Vormittag nachoperiert wor­
den. Wie feststeht, verstarb er bei der 
Nachoperation.“

Die Intensivstation in Rheinfelden 
war als Beobachtungsstation eingerich­
tet, wurde aber tatsächlich als Behand­
lungsstation von den Abteilungen Chi­
rurgie und Innere benutzt. Entspre­
chend fehlte das notwendige Personal. 
Usw. usf. Diese Tatsachen stehen fest, 
und das Freiburger Landgericht mußte 
sie teilweise in dem Urteil von 1978 an­
erkennen.

Im September 1979 hatte der Bun­
desgerichtshof den Freispruch aufge­
hoben, auf Grundlage dieses Urteils 
begann am 23.11.1980 der Revisions­
prozeß am Freiburger Landgericht.

Der Freispruch wurde durch den

BGH aufgehoben, indem ein unter 
Folter erzwungenes „Geständnis“ - 
Böse war 41 Stunden ohne Schlaf, er 
wurde über den Tatvorwurf nicht in­
formiert, er wurde als „eiskalter Mör­
der“ beschimpft, ihm wurde mit „älte­
ren erfahreneren“ Polizeibeamten ge­
droht usw. - zur Grundlage der Revi­
sion gemacht wurde. Damit hat der 
BGH das Landgericht verpflichtet, mit 
dem „Geständnis“ als Grundlage zu 
einer Verurteilung zu kommen. Gleich­
zeitig hat der BGH damit insgesamt 
polizeilichen Foltermethoden gegen 
Beschuldigte den Weg geebnet.

War mit dem Urteil des BGH ein­
deutig, daß mit allen erdenklichen 
Methoden weiterhin hartnäckig ver-

sucht wurde, den Krankenpfleger R. 
Böse stellvertretend für die Beschäftig­
ten im Gesundheitswesen verantwort­
lich für die Folgen der Kostendämp­
fung zu machen und hinter Gitter zu 
bringen, zeigt dies ebenso deutlich der 
am 23. September begonnene Revi­
sionsprozeß am Freiburger Landge­
richt.

Die Verteidiger von R. Böse stellten 
zu Beginn der Verhandlung Ableh­
nungsanträge gegen die Richter Duck­
witz und Becker und gegen die psychia­
trischen Gutachter Degwitz und Had- 
denbrock. Sie führten dazu an, daß 
Richter Schönefuß - Richter im er-/' 
sten Verfahren - gegenüber anderen 
Richtern geäußert habe, er werde Revi­
sionsgründe in das Urteil einbauen. Ei­
ne auf diese Äußerungen gestützte 
Dienstaufsichtsbeschwerde hatte Schö­
nefuß in einer dienstlichen Erklärung 
zurückgewiesen, in der er erklärt habe, 
nicht er hätte dies gesagt, vielmehr sei 
er zum Spott der Kollegen geworden, 
und die Strafrichter hätten ihm emp­
fohlen, Revisionsgründe in das Urteil 
einzubauen.

Nachdem die Richter erklärt hatten, 
sie hätten die von Schönefuß behaup­
teten Äußerungen nie gemacht, Duck­
witz hätte nicht einmal die Pressebe­
richte verfolgt, wurden die Anträge der 
Verteidigung abgelehnt. Immerhin: 
Richter Schönefuß wurde inzwischen 
abserviert. Der Gutachter Degwitz, der 
R. Böse bei den nach seiner Inhaftie­
rung 1975 folterartigen Vernehmungen/ 
Vernehmungsfähigkeit bescheinigt hat­
te, „durfte freiwillig“ gehen. Ein wei­
terer Antrag der Verteidigung ist zu­
nächst erst einmal vom Tisch. Es geht 
um die Gutachten des vom Gericht be­
stellten Prof. Aderjahn vom Rechts­
wissenschaftlichen Institut in Heidel­
berg. Er beabsichtigt, neue Gutachten 
vorzulegen über Gehirnserum, Herz 
und andere Organe der verstorbenen 
Patienten, mit denen die Vergiftung 
durch Herzglykoside festgestellt wird. 
Tatsache ist aber, daß nach Aussage 
des Gutachters Dr. Dr. Friedrich im er­
sten Verfahren 1978 nur noch 50 - 100 
Gramm Leber und etwas Niere von 
den Leichen vorhanden sei. Zudem ha­
ben u.a. der Richter Schönefuß und 
auch einer der Verteidiger von R. Böse 
bei einer Besichtigung der Kühltruhen, 
wo die Leichenteile aufbewahrt waren, 
schon 1978 festgestellt, daß nur noch 
Leber- und Nierenteilchen vorhanden 
waren. Wie kommt Prof. Aderjahn al­
so zu den untersuchten Leichenteilchen 
der verstorbenen Patienten?
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35 Beschäftigte der Universitätsklinik Freiburg fordern erneut die sofortige Frei­
lassung des Krankenpflegers Böse und Einstellung des Prozesses.



German istenprozesse 
Erstes Urteil in den Be­
rufungsverhandlungen

Heidelberg. Insgesamt 84 Monate Ge­
fängnis und mehr als 25000 DM Geld­
strafe haben Heidelberger Gerichte bis­
her gegen studentische Vertreter in Fa­
kultätskonferenz, Fachschaft, Boy­
kottausschuß und AStA wegen Orga­
nisierung und Beteiligung am Streik 
der Germanistikstudenten gegen die 
unerträglichen Studienbedingungen im 
Wintersemester 76/77 verhängt. Jetzt 
sollen diese Urteile, die bisher noch 
nicht rechtskräftig sind, in zweiter In­
stanz abgesegnet und vollstreckbar ge­
macht werden.

Am 3.10.80 wurde das Mitglied der 
Fachschaft Germanistik S. Koch in 
zweiter Instanz wegen „gemeinschaft­
lichen Hausfriedensbruchs in Tatein­
heit mit gemeinschaftlicher Nötigung 
in zwei Fällen und gemeinschaftlichen 
Hausfriedensbruchs in Tateinheit mit 
versuchter Nötigung in zwei weiteren 
Fällen“ zu 1 800 DM Geldstrafe verur­
teilt. Ein weiterer Punkt der Anklage, 
für den in erster Instanz noch drei Mo­
nate auf Bewährung verhängt wurde, 
wurde auf Antrag des Staatsanwalts 
eingestellt, allerdings unter der Aufla­
ge, daß die Angeklagte auf die Revi­
sion gegen das ganze Urteil verzichtet.

„Auch wenn heute vieles nicht mehr 
so festgestellt werden kann, wie es da­
mals war“, so das Gericht zu der dürf­
tigen Beweislage, so sei doch „die in­
tellektuelle Mittäterschaft“ der Ange­
klagten entscheidend. Straferleich­
ternd falle ins Gewicht, so das Urteil 
weiter, daß „katastrophale Zustände 
am Germanistischen Seminar herrsch­
ten, die zu solchen Aktionen geführt 
haben . . . Trotzdem kann ein Streik 
im Arbeitsleben und der Streik der An­
geklagten nicht verglichen werden. Au­
ßerdem wären solche Aktionen auch 
im Arbeitsleben rechtswidrig gewesen, 
denn es geht nicht an, daß wild gestört 
wird.“ Bei der Strafzumessung sei au­
ßerdem positiv zu werten, daß es be­
stimmte Anzeichen dafür gebe, daß 
„die Angeklagte so uneinsichtig nicht 
ist ... vielleicht auch deshalb, weil die 
Gruppe, für die sie tätig ist, in Auflö­
sung begriffen ist.“ So recht wollte das 
Gericht allerdings an seine eigenen 
Spekulationen über die angeblich ge­
wachsene „Einsicht“ der Angeklagten 
nicht glauben: „Es mag sein, daß sich 
die Angeklagte verstellt hat.“

Gegen Ende des Monats wird - teil­
weise wegen derselben Anklagepunkte 
- das zweitinstanzliche Urteil gegen 
das ehemalige Mitglied der Fachschaft 
Germanistik D. Emig gesprochen. In 

erster Instanz war er zu einer Gesamt­
freiheitsstrafe von 15 Monaten ohne 
Bewährung verurteilt worden. Gerade 
noch rechtzeitig zur Eröffnung der Be­
rufungsverfahren hatte die Landesre­
gierung von Baden-Württemberg auf 
eine kleine Anfrage der Grünen im 
Landtag erklärt, sie lehne die Einstel­
lung der Verfahren und eine Amnestie 
für die bereits verurteilten Studenten 
ab.

Hauptschulen
Bald noch mehr Noten 
und schärfere Prüfungen

Die „Beseitigung der Hauptschule als 
Restschule“ gewinnt Kontur: am di­
rektesten gegenwärtig bei den Über­
trittsregelungen nach Abschluß der 
vierten Klasse der Grundschule, aber 
nicht bloß an diesem Punkt.

Im November 1979 gerieten leitende 
Kultusbeamte in Bayern in Bestürzung

Hamburg. Schulstreik im Juli gegen 
Auflösung und Verkauf der Volks­
und Realschule Weißenhof.

Kundgebung der GEW am 21.7. in Sig­
maringen gegen Entlassung von 43 
Lehrkräften.

über die Entwicklung der Übertritte in 
das Gymnasium zu einem Umfang von 
30% des Jahrgangs. Sie kamen zu der 
Feststellung, daß das gegenwärtige 
Übertrittsverfahren nicht mehr in der 
Lage sei, das „politisch gewünschte 
dreigliedrige Schulsystem zu 
erhalten“. Wie der bekannt geworde­
nen Ergebnisniederschrift dieser Ver­
handlungen zu entnehmen ist, sahen 
die Kuitusbeamten einen Grund für 
diese Entwicklung in „mangelnder 
Loyalität der Grundschullehrer zum 
Ministerium“; im übrigen verhielten 
sich die Lehrer zu nachgiebig gegen­
über dem Druck der Eltern.

In Baden-Württemberg ist die Über­

gangsquote trotz Einführung eines an 
den Notendurchschnitt gebundenen 
und durch Tests und Beratungen er­
gänzten Auswahlverfahrens nach er­
sten Berechnungen und entgegen Er­
wartungen des Kultusministeriums von 
61,5% 1979/80 auf 64,6% in diesem 
Schuljahr gestiegen. Der Vizepräsident 
im Oberschulamt Karlsruhe Klar wur­
de tätig. Ohne längere Ausführungen 
über Begabung, Fähigkeiten, Neigun­
gen, die durch Unterricht und Erzie­
hung mit Beamtenbeistand freigelegt 
und durch Noten bescheinigt werden 
sollen, stellte er die Verteilung von 
30000 Deutsch- und Mathematiknoten 
einer einfachen Normalverteilung ge­
genüber und warf den Lehrern vor, 
„der Anteil der Note 2,0 (sei) noch 
nach Berücksichtigung des pädagogi­
schen Wohlwollens um etwa 90% zu 
hoch.“ Die „eigentliche Begabung“ 
dagegen werde von den Lehrern nicht 
richtig gefördert: „Der Anteil der Note 
1 ist sogar gegenüber der Normalver­
teilung deutlich unterrepräsentiert. ‘ ‘ 
Außerdem sei es ein Unding, daß über 
70% der Schüler überdurchschnittliche 
Leistungen bescheinigt würden. Als er­
ste Konsequenz fordert Klar die Her­
aufsetzung der Notenschwellen für den 
Übertritt.

Für die Kultushoheit ist somit erneut 
bewiesen: Gefahr Nr. 1 für die Haupt­
schule ist der „in der Normalverteilung 
der Begabung nicht begründete Drang 
zu den weiterführenden Bildungsein­
richtungen“. Dem kann abgeholfen 
werden. Aber nicht bloß durch Noten. 
Die Hauptschule soll auch „attrakti­
ver“ werden. Wer hofft, daß nun viel­
leicht Schulverhältnisse beseitigt wer­
den, die dazu führen, daß zunehmend 
mehr Erwachsene sich z.B. an den 
Grundrechenkursen der Volkshoch­
schulen beteiligen müssen, wird ent­
täuscht . Die baden-württembergische 
Landesregierung z.B. plant als Kern­
punkt dieser „Attraktivität“ die Ein­
führung einer „Abschlußprüfung“ an 
den Hauptschulen noch in diesem 
Schuljahr.

Der Hauptschüler des 9. Schuljahrs 
soll danach in wenigstens vier bzw. im 
A-Kurs in mindestens fünf Fächern ei­
ne schriftliche Arbeit oder eine mündli­
che Prüfung ableisten, die im Verhält­
nis zu den übrigen Noten des Schul­
jahrs im Zeugnis mit einem Drittel ge­
wichtet wird. 1978 verließen in der gan­
zen BRD rund 130000 Schüler die 
Hauptschule „ohne Abschluß“. Sie 
sollen es bei Einführung dieser Prü­
fung also genau bescheinigt kriegen, 
und die, die es gerade noch geschafft 
haben, werden auch wissen, daß sie 
den Vorstellungen der Kultusbeamten 
nur gerade eben entsprechen. Die Kul­
tusbeamten erhalten zu den gegenwär­
tig rund 400 Millionen Noten, die sie 
pro Schuljahr gebrauchen, um Unter­
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drückung und „fördernde Auslese“ zu 
organisieren, noch etliche Hunderttau­
send dazu.

Das Programm der „Beseitigung der 
Hauptschule als Restschule“ erleich­
tert es den Kapitalisten, auch bei in den 
nächsten Jahren abnehmenden Schul­
abgängern, die Auswahl für ihre Aus­
bildungsplätze zu treffen. Wer aber für 
zu leicht befunden wird, auf den war­
tet ja immer noch die Chance im „An­
lernberuf“.

NATO
Aktionen gegen die 
Herbstmanöver

Hannover. Die diesjährigen NATO- 
Herbstmanöver waren von vielen Pro­
testen begleitet. Bereits Ende Juli die­
ses Jahres gaben zwanzig antimilitari­
stische Gruppen, Bürgerinitiativen und 
politische Organisationen das erste 
maNÖver-Info heraus, in dem Mate­
rialien und Meldungen über die Manö­
ver und die Kämpfe dagegen zusam­
mengestellt waren. Dies war ein erster 
Schritt, um den Kampf gegen die 
Herbstmanöver auf einer guten Infor­
mationsgrundlage durchführen zu 
können. Dies war auch ein gemeinsa­
mer Schritt, obwohl verschiedene poli­
tische Positionen vorhanden sind.

Schnell wurde deutlich, daß die Her­
ausgabe einer Informationsschrift 
nicht ausreicht. Ein Kongreß gegen die 
Herbstmanöver wurde vom 22. bis 24. 
August von einer Hannoveraner Initia­
tive durchgeführt. Die hundert Teil­
nehmer erörterten in den Arbeitsgrup­
pen die imperialistischen Kriegsinteres­
sen des BRD-Imperialismus im Bünd­
nis der NATO. Bezüglich des weiteren 
Vorgehens legten die Teilnehmer des 
Kongresses fest, daß eine Demonstra­
tion am 20. September unter den For­
derungen „Kampf den imperialisti­
schen Kriegsvorbereitungen - Keine 
NATO-Manöver“ die verschiedenen 
örtlichen Aktionen gegen die Herbst­
manöver zusammenfassen sollte.

Zu diesem Zeitpunkt sind die Vorbe­
reitungen zu den Herbstmanövern im 
vollen Gang. Verbindungsoffiziere su­
chen die Gemeinden auf und erläutern 
die beabsichtigten Manöveroperatio­
nen. Verschiedene Bauern weigern 
sich, daß Panzer ihre Felder zerstören. 
Die Kartoffelernte, Rüben- und Mai­
sernte sind noch nicht abgeschlossen. 
In der Lüneburger Heide klagen ein 
Förster und private Waldbesitzer gegen 
die Zerstörung von Waldungen. Ein 
3 000 Hektar großes Waldgelände wur­
de in den letzten Jahren durch Manö­
ver total zerstört. In der hessischen Ge­

meinde Schlüchtern wird eine Viertel­
million Mark Schaden aus dem Manö­
ver Reforger 78 geltend gemacht.

Ende August und Anfang Septem­
ber führt die Bundeswehr Truppenpa­
raden im Detmolder Raum durch. Es 
kommt zu Protestaktionen. Allein in 
Detmold protestieren 600 Demonstran­
ten gegen die Kriegspropaganda der 
Bundeswehr. Die bürgerliche Presse 
reagiert aufgeschreckt: , »Geheimbe­
richt: Radikale wollen NATO-Manö­
ver und Bundeswehr-Jubiläum 
stören.“

Am 2. September finden die ersten 
Truppenbewegungen in Großbritan­
nien in Richtung Westdeutschland 
statt. Zwei Blockaden führt die antimi­
litaristische Gruppe in den Niederlan­
den gegen die durchfahrenden Trup­
pen durch.

15. September. Die eigentlichen 
Herbstmanöver beginnen. 170000 Sol­
daten sind an verschiedenen Manövern 
unter der allgemeinen Bezeichnung

r------------------------------------------------

Hannover 
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Braunschweig
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„Autumn Forge“ beteiligt. Im Manö­
vergebiet kommt es zu Aktionen der 
örtlichen Initiativen gegen die Herbst­
manöver. Einige Bauern verwehren 
den Truppen die Zufahrt auf ihre Fel­
der. Flugblattaktionen der verschiede­
nen Initiativen stoßen auf Interesse. 
Manöverbeschilderungen suchen die 
Truppen oft vergeblich. Sie wurden 
entfernt. Vier Tote und 16 Verletzte 
fordert allein die Übung „Spearpoint“ 
in Niedersachsen.

Nach verschiedenen dezentralen Ak­
tionen gegen die Herbstmanöver findet 
in Hildesheim am 20. September eine 
einheitliche Demonstration statt. Über 
2000 Demonstranten beteiligen sich an 
der Demonstration. Sie fordern den 
Austritt aus der NATO und den Ab­
schluß eines demokratischen Friedens­
vertrages. 400 türkische Arbeiter betei­
ligen sich an der Demonstration mit 
der Forderung: Verhindert jegliche 
Hilfe an die türkischen Faschisten.“

IG Druck und Papier
Gewerkschaftstag vom
12. -18.10. in Augsburg

München. 384 Anträge liegen den De­
legierten zur Beratung und Beschluß­
fassung vor. Für den Bereich der Tarif­
politik wird deutlicher als 1977 die 
Aufgabe formuliert, in den Bereichen 
der Papier und Pappe verarbeitenden 
Industrie wie auch bei den Angestellten 
den Anschluß an das Tarifniveau der 
Arbeiter in der Druckindustrie herzu­
stellen.

So fordert der Landesbezirk Nord­
rhein-Westfalen, den Tariflohn der Pa­
pierverarbeitung schnellstens anzuglei­
chen, um die Belegschaften und Be­
triebsräte nicht weiter dem Zwang von 
Betriebsvereinbarungen zur Sicherung 
des Effektivlohns auszusetzen. Für dery 
neu auszuhandelnden Manteltarifver­
trag wird gefordert, Angleichung bei 
Urlaub und Urlaubsgeld sowie bei den 
Zulagen für Überstunden- und 
Schichtarbeit zu erreichen.

In den Anträgen zur Angestelltenar­
beit wird hervorgehoben, daß der 
wachsende Organisierungsgrad der 
Angestellten (von 1977 auf 1979 um 
6,5%) seinen Ausdruck in der Verein­
heitlichung der Angestelltentarife fin­
den muß, die derzeit noch nach Buch-, 
Zeitschriften- und Zeitungsverlagen 
sowie regional gegliedert sind. Der 
Landesbezirk Hessen tritt dabei dafür 
ein, die Verträge für die Buch- und 
Zeitschriftenverlage gemeinsam mit 
der HBV abzuschließen. Ziel bleibt ein 
gemeinsamer Tarifvertrag für Arbeiter 
und Angestellte, wozu als erstes gleiche 
Laufdauer der Verträge hergestellt 
werden soll.

Ausführliches Antragsmaterial liegt 
über notwendige Schutzbestimmungen 
gegen den Verschleiß der Arbeitskraft 
und zur gesetzlichen Sozialversiche­
rung vor. Für die Novellierung der Ar­
beitszeitordnung wird die Fixierung 
der 40-Stunden-Woche verlangt. Der 
Landesbezirk Rheinland-Pfalz-Saar 
fordert die Beseitigung der 10-Stun- 
den-Regelung. Weitere Anträge wen­
den sich gegen die Ausnahmebestim­
mungen des Jugendarbeitsschutzgeset­
zes, gegen die Ausweitung der Teilzeit­
arbeit und die Aufhebung des Nachtar­
beitsverbots für Frauen.

Der Landesbezirk Baden-Württem­
berg hat detaillierte Anträge zu den So­
zialversicherungen formuliert. Darin 
wird die alleinige Versichertenverwal­
tung für die Kranken-, Renten- und 
Arbeitslosenversicherung gefordert. In 
der Arbeitslosenversicherung sollen die 
Beiträge allein von den Kapitalisten ge­
zahlt werden und Zuschüsse aus Steu­
ermitteln beseitigt werden.
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Gefängnis wesen
5°7o vom Durchschnittslohn und Verlust kollektiver 
Rechte sollen zur Unterwerfung zwingen
Hannover. In Westdeutschland ein­
schließlich Westberlin gab es 1978 165 
Gefängnisse mit 58 100 Haftplätzen. Es 
herrscht eine ständige Fluktuation, 
man kann mit 200000 bis 300000 Men­
schen rechnen, die jährlich eingesperrt 
und entlassen werden. So sieht das Le­
ben dieser Menschen in den Gefängnis­
sen aus, dargestellt am Beispiel des 
Frauengefängnisses Vechta, Nieder­
sachsen. Vechta ist eine ländliche 
Kleinstadt. In mehreren Anstalten sind 
etwa 600 Gefangene untergebracht. 
Dort ist das einzige niedersächsische 
Frauengefängnis mit etwa 120 Gefan­
genen. Die meisten Gefängnisse liegen 
auf dem Land, in Niedersachsen gera­
de auch fast alle Neubauten, Bücke­
burg, Celle II, Hameln-Tündern. Es 
gibt viele solcher Anstaltszusammen­
ballungen fernab von Großstädten und 
großer Industrie. In den Gefängnissen 
herrscht zwar Arbeitszwang, es ist aber 
nie ausreichend Arbeit vorhanden. So 
hatten in Niedersachsen 1978 von 5 106 
Gefangenen 2312 ganzjährig Arbeit. 
Die vorhandene Arbeit ist durchgängig 
unqualifiziert. Die Frauen in Vechta 
müssen Gummimatten entgraten, Ge­
würze sortieren, Plastiktüten legen, die 
einzige maschinelle Arbeit ist Nähen 
auf ganz niedrigem technischen Nive­
au. Eine Gefangene, abwechselnd be­
schäftigt bei den Gewürzen und Tüten, 
war in neun Monaten zu 30% ohne Ar­
beit. Bezahlt wird im Schnitt 1980 5,25 
DM täglich, das sind 5% des Durch- 
schnittslohns des vorvergangenen Jah­
res (1978) aller Rentenversicherten.

Für die Gefangenen sind diese Ver­
hältnisse ein Dreck, die Arbeit eine 
Qual. Entsprechend sind sie oft krank, 
können mal einen Tag nicht, was in 
Vechta mit Freizeitsperre behandelt 
wird. Das Geld reicht kaum für Ziga­
retten, Kaffee, etwas Kosmetikmittel. 
Sonst bleibt bei Entlassung Verschul­
dung, die Angehörigen leben vom So­
zialamt.

Die Kapitalisten als Klasse haben die 
Gefangenen nicht in die allgemeine 
Produktion und Ausbeutung einglie­
dern können. Das wird durch die Be­
schäftigungslage belegt, wird doku­
mentiert durch die örtliche Lage der 
Gefängnisse, auch wirken die norma­
len Reproduktionszwänge in der Ge­
sellschaft unter den geschilderten Ver­
hältnissen nicht. In der Geschichte des 
Gefängniswesens hat es überhaupt nur 
bestimmte Phasen gegeben, in denen 
Gefangene im größeren Maßstab öko­
nomisch vernutzt werden konnten. Die

erste Form war der Verkauf zum Ge­
brauch als Galeerensklaven, was ge­
schichtlich mit Durchsetzung der Se­
gelschiffahrt überholt war. Dann gab 
es den Verkauf in den Kolonien zum 
Einsatz in Bergwerken und bei Besie­
delung. In der frühen Phase des Kapi­
talismus bei einfacher Produktion wur­
den die Gefangenen in Arbeitshäusern 
- der baulichen Vorform der heutigen 
Gefängnisse - ausgebeutet, was mit 
Entwicklung der Produktionsmittel 
tatsächlich nicht mehr ging. Ab Mitte 
des 19. Jahrhunderts ließ man die Ge­
fangenen dann zunächst dahinvegetie­
ren, sie siarben massenweise an Krank­
heiten und Unterernährung. Die Bour­
geoisie konnte nie eine kostengünstige 
Konzeption zum Gefängniswesen ent­
wickeln. Insbesondere hat sie keinen 
Weg der allgemeinen Einbeziehung der 

lung, sondern absolute gesellschaftliche Isolation

25

Gefangenen in die fabrikmäßige Aus­
beutung gefunden. Das Gefängniswe­
sen kommt die Bourgeoisie im Gegen­
teil teuer. So kostete es den Staat in 
Niedersachsen z.B. 1978 131,5 Millio­
nen Mark, die Einnahmen aus Ausbeu­
tung betrugen nur 13,6 Millionen. Die­
sem Kostenproblem versucht die Bour­
geoisie jetzt so beizukommen: Seit 
1977 sind die Gefangenen in die Ar­
beitslosenversicherung einbezogen, mit 
Folge der Überwälzung von Ausbil- 
dungs- und Entlassungskosten. Weite­
re Überwälzung von Kosten auf die So­
zialversicherungen sollte in der laufen­
den Legislaturperiode durch Einbezie­
hung in die gesetzliche Krankenversi­
cherung erfolgen, das Gesetz hängt 
noch im Vermittlungsauschuß. Für 
1985 ist Gleiches für die Rentenversi­
cherung geplant.



Das Gefängniswesen, die dafür auf­
gewendeten Gelder haben für die 
Bourgeoisie den Zweck, die Unter­
drückung aufrechtzuerhalten. Nicht 
die Unterdrückung der Gefangenen 
selber, das bringt ihr keinen Nutzen. 
Die Volksmassen sollen auf Grundlage 
des Gefängniswesens über Moral und 
Erziehung vom Bruch der bürgerlichen 
Gesetze durch Drohung mit diesen Ge­
fängnissen abgehalten werden.

Entsprechend muß es nach dem In­
teresse der Bourgeoisie in den Gefäng­
nissen schikanös, rechtlos, widerlich 
zugehen. So haben die Gefangenen vor 
und nach Erlaß des Strafvollzugsgeset­
zes von 1977 keine Rechte. Urlaub 
usw. kann gewährt werden. Diese 
Kann-Vergünstigungen - eben keine 
Rechte - werden nur gewährt zur Er­
pressung. Wer sich nicht einfügt, be­
kommt keinen Urlaub. Widerstand 
von mehreren Gefangenen wird gegen 
alle gewendet, es wird Freizeitkleidung 
eingeschränkt, Besuch oder der Zellen­
aufschluß, der in Vechta z.B. in den 
letzten Jahren nicht erweitert, sondern 
verkürzt worden ist. Mit diesem perfi­
den Erpressungssytem konnte die

Vechta: Gefangenenmitverantwortung 
bringt Forderungen vor

I Seit dem 5.8.1980 boykottiert die Ge­
fängnisleitung Vechta Frauen, Nie­
dersachsen, die fünf Sprecher der 
Gefangenenmitverantwortung. Auf 
der letzten gemeinsamen Sitzung vom 

' 29.7. hat die GMV über folgende 
i Fragen mit der Leitung verhandelt:

Ergebnisprotokolle an alle Gefange- 
! nen; Festlegungen von Bespre- 
! chungs- und Versammlungsterminen;

Einblick in die Lohnberechnungs­
grundlagen; Kritik an Freizeitsperre 
bei Krankheit, an Durchsuchung 

i nach Besuch; Forderung, daß die 
> Hausmädchen (Kalfaktoren) zweiwö- 
i chentlich sonntags frei haben und ih- 
' nen Überstunden gezahlt werden; 
: Tauchsieder-Beschaffung für neue 
i Gefangene; Erhöhung des Kosmetik- 
i einkaufs; Diät auch zum Frühstück 
j und Abendbrot; Forderungen zu 
I Gardinen, Fernseher, Kleiderhaken, 
' Herd, Tabakautomat, Lichtregelung. 
! Solche Verhandlungen fanden wö- 
i chentlich statt, etliches konnte 
I durchgesetzt werden, von korrekter 
i Grundlohnabrechnung bis Rügen 
i von Wärterinnen wegen Unver­

schämtheiten. Auf dieser Grundlage 
konnte sich die GMV fest auf die 
Mitgefangenen stützen, auch sonst 

I entwickelte sich der Zusammen­
schluß, so wurde der Hofgang ge­
meinsam verlängert oder Reinigung 
der Kirche verweigert.

Bourgeoisie gerade mit den ausgefeil­
ten Formen des Strafvollzugsgesetzes 
auch relative Teilerfolge erringen. Die 
Zahlen von Entweichungen bei Urlaub 
sind relativ gering, weil Flucht heute 
mit sicherem Aufgreifen und dann mo­
natelanger Urlaubssperre bedroht ist, 
meist auch weitere Verfahren wegen 
Überlebensdiebstählen pp. hinzukom­
men. Die Kehrseite ist, daß dadurch 
die Gefängnisisolation stark gelockert 
ist. Ein Nachrichten- und Absprache­
wesen läuft quer durch die Gefängnis­
se. Alles Mögliche wird reintranspor­
tiert, vor allem Geld, früher Alkohol, 
heute Rauschgift. Darauf reagiert die 
Bourgeoisie wieder mit Verschärfung 
der Unterdrückung, widerlichen Kon­
trollen einschließlich Ausziehen, 
Bücken zur After- und Scheidenkon­
trolle; Polizeirazzien mit Rauschgift­
hunden, die die Zellen verhaaren; 
Trennscheiben; Aufbau von'besonde­
ren Sicherungsgruppen, die bei Mas­
senrazzien ganze Gefängnisse durch­
wühlen - alles vom niedersächsischen 
Justizminister Schwind 1980 erstmals 
breit praktizierte Neuerungen. Gleich­
zeitig entwickeln sich unter diesen Ver­

Am 5.8.1980 legte die GMV zum 
zweitenmal eine Resolution gegen die 
Mißhandlung von Gefangenen durch 
Isolation, Fesselung und zwangswei­
ses Ausziehen vor. Die Leitung nahm 
die Resolution zum Anlaß, die GMV 
zu boykottieren: Seither wurde ge­
hetzt, Sitzungen wurden verweigert, 
Anträge nicht bearbeitet; die GMV 
sei zwar nicht abgesetzt - was nach 
der Satzung nicht geht - , sie sei aber 
handlungsunfähig. Das gelte auch, 
wenn diese GMV durch Wiederwahl 
bestätigt würde. Das bewirkte unter 
den Gefangenen schließlich Spaltung 
zwischen denen, die das nicht hin­
nehmen wollten, und denen, die eine 
tätige GMV wollten. Nach neun Wo­
chen konnte die Anstalt Abwahl von 
vier der fünf Sprecher durchsetzen. 
Die Gefangenen haben dann beraten, 
daß diese Spaltung beseitigt werden 
muß. Sie wollen die Einheit jetzt so 
wiederherstellen, daß auf den fünf 
Stationen neue Sprecher gewählt 
werden, die sich nicht von den alten 
Sprechern absetzen, sondern die Tä­
tigkeit der GMV fortsetzen wollen in 
enger Zusammenarbeit mit den alten 
Sprechern und allen Gefangenen. Die 
Gefängnisleitung spürt, daß ihr die 
Spaltung nicht gelungen ist, und 
droht unter der Hand schon mit völli­
ger Abschaffung der GMV, der 
,,Schule der Demokratie“.

hältnissen im ,,freien“ Vollzug unter 
den Gefangenen, die sich individuell 
darauf einstellen, Subkulturen, gegen­
seitige Abhängigkeiten, in die auch die 
schlecht bezahlten und entsprechend 
bestechlichen Wärter einbezogen sind.

Das reformistische Konzept der 
Masseneinzeltherapie, das ganze Ge­
schrei nach Psychologen und Psychia­
tern, ist eine zusätzliche Unter­
drückung. Auf der anderen Seite nut­
zen das einzelne Gefangene, spielen 
mit und bekommen so Vergünstigun­
gen. An einzelnen Punkten wird auch 
übel an Gefangenen rumexperimen­
tiert, z.B. zur Phallografie, Stereota- 
xie. Für das Gefängniswesen ist das 
aber so wenig von Belang wie der ganze 
Ausbildungsrummel. So machen Ge­
fangene diverse Ausbildungen z.B. 
zum Schuster nur wegen des damit ver­
bundenen Urlaubs und sonstigen Ver­
günstigungen.

Die einzige ideologisch konsequente 
Begründung für dieses Gefängniswesen 
wäre die gleiche wie für die Körperstra­
fen feudaler Kulturen: Schuld und 
Sühne. Dafür wird von rechts auch an­
getreten, so von Strauß, wenn er „ganz 
freimütig“ im Wahlkampf erklärte, 
ihn interessierten mehr die Opfer als 
die Resozialisierung der Täter, die na­
türlich auch . . .

Die Gefangenen kommen unter die­
sen Gefängnisverhältnissen aus ihrer 
sozialen Deklassierung nicht raus. Es 
ist schon subjektiv schwer, sich aus 
dem Kriminellenmilieu zu lösen. Man 
muß objektive Bedingungen schaffen, 
die das jedem ermöglichen, der raus 
will. Dazu brauchen die Gefangenen 
normalen Lohn, was nur über gewerk­
schaftliche Rechte, Tarifrecht geht.

Dies wird von Gefangenen aus Lin­
gen, Niedersachsen und aus München 
gefordert und vom Strafverteidigertag ’ 
1980unterstützt. Gesetzesreformen der 
Bourgeoisie, wie der derzeitige Plan, 
den Lohn von 5% auf 10% zu erhö­
hen, der ebenfalls im Vermittlungsaus­
schuß hängt, ändern die Lage nicht. 
Unbedingt muß mit der Gefängnisun­
terdrückung aufgeräumt werden. Dazu 
brauchen die Gefangenen politische 
Rechte und das Recht auf Gefangenen­
räte statt Kann-Vergünstigungen und 
Gefangenenmitverantwortungen nach 
Belieben der Anstalten. Gewerkschaft­
licher Zusammenschluß unter den Ge­
fangenen und mit der Arbeiterklasse ist 
Voraussetzung, um diese Verhältnisse 
Stück für Stück zu ändern. An diesem 

i Mangel sind bisher alle Revolten in den 
Gefängnissen zusammengebrochen, 
konnte in Kämpfen keine Kontinuität 
entwickelt, konnten keine gemeinsa­
men Fronten aufgebaut werden und 
half auch häufige punktuelle Unter­
stützung von draußen nicht weiter. Der 
ÖTV-Vorstand hat 1978 Aufnahmean­
träge von Gefangenen abgelehnt. Das 
muß neu besprochen werden.
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Hannover: Gefangene 
gegen Trennscheiben

Hannover. 23 Gefangene aus 
der JVA Hannover fordern 
mit Resolution vom 20.8.1980: 
„Protest gegen die Anstalts­
verfügung Nr. 3/80 vom 
28.1.1980 - Besuchsregelung 
bei Gefangenen unter Einsatz 
des gesonderten Besucherrau­
mes mit Trennscheibe. Unter 
Berufung auf rechtsstaatliche 
Grundsätze fordern die nach­
folgend Unterzeichnenden, 
obige Anstaltsverfügung mit 
sofortiger Wirkung aufzuhe­
ben. Die Anstaltsverfügung 
vom 28.1.1980 ist rechtswidrig 
und daher unzulässig. Nach 
Absprache mit unseren Ange­
hörigen wird vorbehalten: bei 
unmittelbarer Betroffenheit 
auf eine Besuchsmöglichkeit 
unter diesen unzumutbaren 

’.nd menschenunwürdigen Be­
engungen zwangsläufig zu 

verzichten. Derart barbarische 
Methoden sind nachweislich 
nicht einmal im Dritten Reich 
zur Anwendung gebracht wor­
den.“ (23 Unterschriften) 

schon gezeigt hat, daß die Lü­
gengebäude, auf denen sie be­
ruhen, sehr rasch in sich zu­
sammenbrechen und freige­
sprochen werden muß. Die 
„Föderation der Arbeiter aus 
der Türkei in der BRD und 
Westberlin (ATIF)“ organi­
siert vom 15.-23.9.80 einen 
Hungerstreik, an dem sich 
auch die 25 Inhaftierten in 
bayerischen Gefängnissen be­
teiligen. Er richtet sich gegen 
jede Art von „Türkei-Hilfe“ 
des BRD-Imperialismus, gegen 
die militärische und ökonomi­
sche Unterstützung der faschi­
stischen Militärjunta durch 
Waffenlieferungen und Kredi­
te, gegen die Duldung faschi­
stischer türkischer Organisa­
tionen und die Verfolgung 
fortschrittlicher türkischer Or­
ganisationen in der BRD.

Justizminister gegen 
Unterschriftenaktion

Freiburg. Mit einem Erlaß zum 
Verbot von Unterschriften­
sammlungen in Vollzugsan­
stalten vom 8.7.1980 hat das 

Justizministerium Baden- 
Württemberg auf die letzte 
Unterschriftenaktion in der 
Vollzugsanstalt Freiburg rea­
giert. Die Häftlinge haben be­
gonnen, einen Gefangenenrat 
zu organisieren und eine Un­
terschriftensammlung zur Ver­
besserung der medizinischen 
Versorgung und des Essens 
durchzuführen. Einer der 
Häftlinge ist daraufhin für drei 
Wochen von allen gemeinsa­
men Veranstaltungen ausge­
schlossen worden, weil ein der­
artiges Vorgehen „ohne Ab­
sprache mit der Vollzugsan­
stalt im Hinblick auf die Ord­
nung in der Anstalt nicht hin­
genommen werden“ könne. 
Schon im vorigen September 
wurde durch eine Unterschrif­
tensammlung von Häftlingen 
und Verteidigern gegen die 
Anstaltsleitung die weitgehen­
de Wiederaufhebung eines 
Umschluß- und Freizeitverbo­
tes in der Haftanstalt durchge­
setzt. Anfang Dezember 1979, 
nach dem tödlichen Sturz eines 
Untersuchungshäftlings wäh­
rend einer Vernehmung beim 

Rauschgiftdezernat, griffen elf 
Häftlinge in einem Brief die 
Vernehmungsmethoden der 
Kripo an. Im gleichen Monat 
wandten sich 58 Gefangene der 
Vollzugsanstalt mit einer ge­
meinsamen Erklärung an den 
Landtag gegen die Willkür der 
Anstaltsleitung.

Schüler unterstützen 
Gefangene in Vechta 

Nachdem in Presse und Rund­
funk über Mißhandlungen von 
Frauen in dem Frauengefäng­
nis Vechta berichtet worden 
war, haben Schüler an der 
Hedwig-Heil-Schule eine 
Wandzeitung verfaßt und Un­
terschriften gesammelt. Eine 
Rechtsanwaltsgehilfenklasse in 
Hannover hat gefordert, daß 
die Verantwortlichen zur Re­
chenschaft gezogen werden. 
Sie schreiben: „Wir sprechen 
den betroffenen Frauen unsere 
Solidarität aus. Die Gefange­
nenmitverantwortung muß zur 
Untersuchung herangezogen 
werden und über alle Ergebnis­
se unterrichtet werden.“

Kann-Wahlrecht im 
Strafvollzugsgesetz

Hannover. Der Genossin Ro­
senbaum wird im Frauenge­
fängnis Vechta, Niedersach­
sen, seit 14.1.1980 über neun 
Monate jeder Ausgang und 
Urlaub verweigert, insbeson­
dere auch zur Teilnahme am 
Bundestagswahlkampf als 
Landeslistenkandidatin des 
KBW. Strafvollstreckungs­
kammer Vechta und Oberlan­
desgericht Celle haben das für 
rechtens erklärt. Begründung 
d, sie sei 1975/76 mehrfach 

aus politischen Auseinander­
setzungen heraus abgestraft, 
besonders wegen Beleidigun­
gen von Bourgeois. Es gäbe 
keine Anzeichen für Änderung 
der Gesinnung. Es bestehe die 
begründete Gefahr, daß sie, 
auch nur ein paar Stunden au­
ßerhalb der Anstalt, gleich 
wieder beleidige, insbesondere 
im hitzigen Wahlkampf.

Türkische U-Häft- 
linge im Hungerstreik 

München. In den JVA 
Aichach, Augsburg, Kaisheim, 
Landsberg und München wer­
den 25 türkische Antifaschi­
sten in U-Haft gehalten, die 
sich am 17.6.80 in Augsburg 
an einer Aktion gegen eine 
Veranstaltung des „Islami­
schen Kulturvereins“ beteiligt 
haben sollen. Die Haftbefehle 
werden aufrechterhalten, ob­
wohl sich in einigen Prozessen

Wahlrechtsschutz 
war nicht vorgesehen 
Der jetzige § 73 StVollzG war 
im Entwurf weder zum 
Schutz des aktiven noch des 
passiven Wahlrechts ge­
dacht. Der Halbsatz fehlte. 
Intention war laut Begrün­
dung des Entwurfs, z.B. je­
manden, der sich bisher Un­
terhaltszahlungen entzogen 
hatte, zum Zahlen zu zwin­
gen. Der Bundesrat nahm 
nicht dazu Stellung, die Bun-

Zweierlei Maß bei der 
Regelung des Urlaubs 
Seit dem 1.1.80 ist der § 42 
„Freistellung von der Ar­
beitspflicht“ in Kraft. Durch 
Vermischung mit dem § 13, 
Bestimmungen über „Urlaub 
aus der Haft“, ist keine Re­
gelung erreicht, die dem Ver­
hältnis des freien Lohnarbei­
ters entspricht. Die einzelnen

Keine Akteneinsicht 
| in den Vollzugsplan 

1 Der Gefangene hat kein 
Recht, den ihn betreffenden 

1 Vollzugsplan einzusehen, 
| ebensowenig wie seine Ge- 
| fangenenpersonalakte. Die 
| Entscheidung darüber, wel- 
1 ehe Maßnahme ergriffen 
' werden soll, hängt teils von 
i seinen Bewachern, teils von 
I den vorhandenen Einrich- 
i tungen ab. Wo Belegung von 
I Zellen mit bis zu acht Perso-

StrafVollzugsgesetz: Hilfe während des Vollzugs, Entwurf 
§ 66. Der Gefangene wird in dem Bemühen unterstützt, seine 
Rechte und Pflichten wahrzunehmen, namentlich für Unter- 
hallsberechtigte zu sorgen und einen durch seine Straftat ver­
ursachten Schaden zu regeln.
Verabschiedete Fassung § 73. Der Gefangene wird in dem Be­
mühen unterstützt, seine Rechte und POichten wahrzuneh­
men, namentlich sein Wahlrecht auszuüben sowie für Unter- 
hahsbereehiigte zu sorgen und einen durch seine Straftat ver­
ursachten Schaden zu regeln.
desregierung stimmte dem 
Vorschlag zu. Die unpräzise 
Einfügung wurde von den 
Gerichten genutzt, um fest­
zustellen, daß Leute, die bei 
schikanösen Bedingungen 
werden durch Verordnungen 
der Länder geregelt. Der Ur- 
§13 (1) Ein Gefangener kann 
bis zu einundzwanzig Kalen­
dertage in einem Jahr aus der 
Haft beurlaubt werden ...
(2) Der Urlaub soll in der Re­
gel erst gewährt werden, 
wenn der Gefangene sich 
mindestens sechs Monate im 
Strafvollzug befunden hat.

£ 6. Behandlungsuntersuchung, Beteiligung des Gefangenen.
(I) Nach dem Aufnahmeverfahren wird damit begonnen, die 
Persönlichkeit und die Lebensverhähnisse des Gefangenen zu 
erforschen ... (2) Die Untersuchung erstreckt sich auf Um­
stände, deren Kenntnis für eine planvolle Behandlung des Ge­
fangenen im Vollzüge und für die Eingliederung nach seiner 
Entlassung notwendig ist. (3) Die Planung der Behandlung 
wird mit dem Gefangenen £rörter^ .. ......

§7. Vollzugsplan. (1) Auf Grund der Behandlungsuntersu- 
ehung wird ein Vollzugsplan erstellt ... (3) Der Vollzugsplan 
ist mit der Entwicklung des Gefangenen und weiteren Ergeb­
nissen der Persönlich keilser forsch ung in Einklang zu halten.

nen zulässig ist, erledigt sich ! £ruPPe, wo keine Arbeit ist, 
die Zuweisung zur Wohn- i die Planung des Einsatzes.

Parlamentswahlen kandidie­
ren und andere Ziele verfol­
gen als die bürgerlichen Par- | 
teien, eingemauert gehören, 
so Helga Rosenbaum.

§42 (2) Auf die Zeit der Frei­
stellung wird Urlaub aus der 
Haft ungerechnet, soweit er 
in die Arbeitszeit fällt und 
nicht wegen einer lebensge­
fährlichen Erkrankung oder ! 
des Todes eines Angehörigen ; 
erteilt worden ist.

laub insgesamt ist der Will- 
kür der Gefängnisleitung un- i 

I terworfen. |
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Türkei
Banken stimmen Umschuldungsprogramm zu — Zins 
einnahmen innerhalb von zwei Jahren verdoppelt

In der letzten Woche stimmten Ban­
kiers und Regierungsvertreter bei der 
Weltbank und dem Internationalen 
Währungsfonds einem Umschuldungs­
programm zu, das der Türkei etwas 
mehr Zeit für die Rückzahlung von 3 
Mio. Dollar Kredit gibt, die im letzten 
Jahr aufgenommen wurden. Die Ein­
zelheiten waren bereits mit der Regie­
rung Demirel ausgehandelt worden, 
die am 12. September von Generälen 
gestürzt wurde. Für die Demirel-Regie­
rung wie auch jetzt für die Generals­
junta verhandelte Turgut Özal mit den 
Imperialisten. Özal ,,genießt das Ver­
trauen der internationalen Bankenkrei­
se“, schreibt die britische Finanzzei­
tung ,,Financial Times“. Die Militär­
junta hat ihn zum stellvertretenden Mi­
nisterpräsidenten ernannt, mit der be­
sonderen Aufgabe, das ,»wirtschaftli­
che Sanierungsprogramm“ durchzu­
setzen.

Es war kein Zufall, daß Özal wenige 
Tage vor dem Putsch in London und 
Bonn war. Die imperialistischen Gläu­
bigerländer hatten die türkische Regie­
rung Anfang dieses Jahres zu einem 
selbstmörderischen ,,Sanierungspro­
gramm“ gezwungen, dessen Durch­
führung durch die Kämpfe der Arbei­
ter und Bauern stark behindert wird. 
Mit dem Militärputsch wollen die Im­
perialisten sich Mittel schaffen, den 
Widerstand gegen ihren Plünderungs­
feldzug zu brechen.

Die Türkei hat mehr als 17 Mrd. 
Dollar Auslandsschulden. Das ist fast 
doppelt soviel wie der türkische Staat 
in diesem Jahr insgesamt an Steuern 
einnehmen wird. Von diesen 17 Mrd. 
Dollar schuldet die Türkei den impe­
rialistischen Banken 4,8 Mrd. Dollar, 
den Regierungen anderer Länder - j 
vor allem imperialistischer Länder - : 
8,2 Mrd. Dollar und internationalen 
Organisationen wie Weltbank, Euro­
päischer Entwicklungsbank und Wäh­
rungsfonds 4 Mrd. Dollar. 1978 holten 
die internationalen Kredithaie 489 Mil­
lionen Dollar allein an Zinsen aus der 
Türkei, 1979 waren es schon 629 Mio. 
Dollar, und nach Schätzungen der von 1 
imperialistischen Ländern beherrsch­
ten Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) werden es 1980 1,6 Mrd. Dol­
lar sein. Innerhalb von zwei Jahren ha- | 
ben die Imperialisten ihre Zinseinnah­
men aus der Türkei also mehr als ver­
dreifacht .

Das waren die Hebel, die das Kapital I 
Anfang dieses Jahres ansetzte, um der | 
Demirel-Regierung das „Sanierungs- I 

Programm“ zu diktieren. Der Türkei 
wurde mit der Sperrung der Kredite ge­
droht, die sie für die Rückzahlung der 
älteren Kredite braucht - also mit 
dem Staatsbankrott.

Das ,,Sanierungsprogramm“ sah 
nach diesen Verhandlungen dann so 
aus: Erhöhung der Preise der Staatsun­
ternehmen, nämlich Heizöl, Kohle, Ei­
senbahn und Textilien um 100%, Elek­
trizität um 120%, Benzin um 45%, Zi­
garetten um 55%, Post um 75%, 
Zucker um 80%, Kunstdünger um 
400%. Für landwirtschaftliche Erzeug­
nisse führte die Regierung eine Sonder­
abgabe ein, die die Differenz zwischen 
dem Weltmarktpreis und einem von 
der Regierung festgesetzten internen 
Preis wegsteuert. Das Geld soll für 
„export-orientierte Investitionen“ ein­
gesetzt werden. Kapitalanlagen auslän­
discher Monopole, auch in der Ölindu­
strie, wurden erleichtert. Die Regie­
rung mußte einer Steuerreform zustim­
men. Und sie wurde gezwungen, die 
türkische Lira gegenüber dem Dollar 
um 33% abzuwerten, d.h. die Türkei 
bekommt für alle Exporte weniger und 

Massenverhaftungen durch die Armee in der Nacht des Putsches

muß mehr für Importe zahlen.
Für die Arbeiter- und Bauernmassen 

bedeutet dies Programm sofortige und 
drastische Verelendung. Die Arbeiter 
wehren sich gegen diese Verelendung 
mit Streiks. 50000 Metallarbeiter 
streikten zwei Monate lang im Juli und 
August, ebenso 30000 Textilarbeiter. 
Mit Landbesetzungen und Versamm­
lungen gegen Wucher, Steuern und ho­
he Kunstdüngerpreise protestierten die 
Bauern.

Die OECD forderte im April in ih­
rem „Jahresbericht Türkei“ eine „fe­
ste und kräftige Durchsetzung“ des 

Programms. ,,Löhne, Gehälter und 
Erzeugerpreise“ seien entscheidend. 
Die Generalsjunta, die das Sanierungs­
programm ausdrücklich bestätigt hat, 
verbot deshalb als erstes alle Streiks, 
gewerkschaftliche und revolutionäre 
Tätigkeit. Pressezensur, Demonstra­
tionsverbote, Buchkonfiskationen und 
Kriegsrecht im ganzen Land werden 
bei dem Versuch benötigt, das Pro­
gramm durchzusetzen.

Die OECD verlangt in ihrem Jahres­
bericht auch eine „dynamische, ex­
portorientierte Haltung von türkischen 
Firmen und Regierungsstellen, damn 
eine größere Beteiligung an der inteif 
nationalen Arbeitsteilung in sich selbst 
ein Ziel wird. Die größere Öffnung für 
Auslandsinvestitionen wird hierbei von 
Vorteil sein.“

Die Forderung nach „Beteiligung an 
der internationalen Arbeitsteilung“ ist 
nichts Neues. Die US-Imperialisten 
fordern das seit 1945. Die bürgerlichen 
Revolutionäre, die das Volk bei der 
Zerschlagung des alten, bankrotten os­
manischen Reiches und der imperiali­
stischen Intervention 1919 bis 1923

führten, hatten nämlich Anstrengun­
gen für die politische und wirtschaftli- 
ehe Selbständigkeit des Landes ge­
macht. Ausländische Firmen wurden 
verstaatlicht, der Aufbau der eigenen 
Industrie gefördert und die Auslands­
schulden fast ganz zurückgezahlt. Von 
1929 bis 1939 konnte die Türkei z.B.

’ die Elektrizitätsproduktion um 223% 
■ steigern, die Kohleförderung um 86%, 
| die Zementproduktion um 337%.
I Aber die türkische Bourgeoisie führte 
, keine wirksame Landreform durch, 
I sondern schützte den Großgrundbesitz 
1 und unterdrückte die kleinen Bauern, 
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insbesondere im 2. Weltkrieg. Alle 
Bauern mit weniger als 4 Hektar muß­
ten ihre Zugochsen an den Staat ablie­
fern, was für viele den Ruin bedeutete. 
Ab 1943 wurden die Bauern stärker be­
steuert, während die Beamten aus­
drücklich entlastet wurden. Sinkende 
landwirtschaftliche Produktion und 
große Unzufriedenheit auf dem Land 
waren die Folgen.

Auf dieser Grundlage konnten die 
US-Imperialisten 1945 ihr Vordringen 
in die Türkei beginnen. Sie boten 
,»selbstlose“ Kredite für den Wieder­
aufbau und für Waffenkäufe an. Die 
Angebote waren mit der Ankunft ame­
rikanischer Berater bei der Armee und 
im Wirtschaftsministerium verbunden. 
Nach wenigen Jahren hatten die USA 
mit Drohungen und Schmeicheleien 
die bürgerliche Regierung soweit, daß 
sie 1947 einen Militärvertrag unter­
zeichnete, den Vorläufer des NATO- 
Beitritts.

Wirtschaftlich bestanden die USA 
auf einem ,»neuen Entwicklungsweg“ 
für die Türkei. Für Kredite wurden Be­
dingungen gestellt, z.B. die Stillegung 
des 1939 eröffneten Stahlwerks Kara- 
bük. Die Türkei sei ein Agrarland und 
solle Maschinen importieren. Mit Bil­
ligprodukten aus Westeuropa und den 
USA, deren Import durch erzwungene 
Zollsenkungen erleichtert wurde, be­
hinderten die Imperalisten die Ent­
wicklung der türkischen Industrie bzw. 
zerstörten sie. Ihre eigenen Kapitalan­
lagen waren dabei höchst profitabel. 
Die Türkei mußte ihre Exporte von 
Rohmaterial, vor allem Lebensmitteln 
(Nüsse, Obst, Getreide) und Erzen 
(Chrom, Bauxit und andere) ausdeh­
nen, um für die teuren Importe von 
Maschinen, Werkzeugen, Kunstdünger 
usw. zahlen zu können. Während das 
.Land zwischen 1930 und 1946 dauernd 
eine positive Handelsbilanz hatte - al­
so mehr exportierte als importierte - , 
ist die Bilanz seit 1947 negativ - d.h.» 
die Türkei verschuldet sich immer 
mehr bei den Lieferländern. Das erste 
große Sanierungsprogramm setzten die 
Banken 1958 durch, als sie die Strei­
chung staatlicher Ausgaben für den 
Aufbau der türkischen Industrie er­
zwangen.

Die Assoziierungsverträge mit der 
EWG 1963 brachten die westeuropäi­
schen Mächte verstärkt ins Geschäft, 
,,auf Kosten der USA“, wie ein US- 
Minister klagte. Die westeuropäischen 
Imperialisten setzen die Politik der 
,»Arbeitsteilung“ fort. Die BRD ist in­
zwischen Haupthandelspartner und ein 
Hauptgläubiger. Die Exporte der Tür­
kei bestehen weiterhin aus Lebensmit­
teln und Erzen. Die Unterentwicklung 
der türkischen Wirtschaft ist auch die 
Voraussetzung dafür, daß die Imperia­
listen gegenwärtig mehr als eine Mil­
lion türkische Arbeiter in ihren Län­
dern ausbeuten.

Südkorea
Todesurteil gegen 
Kim Dae Jung

Wegen ,,Verschwörung zur Rebellion“ 
hat ein südkoreanisches Militärgericht 
den bürgerlichen Oppositionsführer 
Kim Dae Jung am 17. September zum 
Tode verurteilt. 23 Mitangeklagte er­
hielten, ebenfalls aufgrund erfolterter 
und in der Hauptverhandlung widerru­
fener ,,Geständnisse“, Gefängnisstra­
fen zwischen 2 und 20 Jahren. Der ja­
panische Gewerkschaftsbund Sohyo 
führte gegen die Terrorurteile eine 
Kundgebung in Tokio durch. Die japa­
nischen Imperialisten sind die Haupt­
profiteure an der von US-Besatzern be­
wachten Arbeitskolonie Südkorea.

Scheinheilig hatte die Supermacht 
vor ,»ernsten Konsequenzen“ eines To­
desurteils ,,gewarnt“. Diese bestanden 
darin, daß am Tag der Urteilsverkün­
dung D. Rockefeiler eine neue Filiale 
der Chase Manhattan Bank eröffnete. 
Kurz darauf hat das Militärregime be­
kanntgegeben, jetzt würden die Tore 
für ausländische Investitionen ,»weiter 
geöffnet“. Sie waren bisher schon of­
fen genug, um in 18 Jahren über 1 
Mrd. Dollar Kapital ins Land zu 
schleusen. Jetzt können die Kapitalex­
porteure auch in der Nahrungsmittel­
und Pharmaindustrie sowie in Grund 
und Boden investieren. Bisher mußte 
an Niederlassungen ausländischer 
Konzerne zu 50% ein koreanischer 
Partner, und sei es ein Strohmann, be­
teiligt werden. Das hat Teile der einhei­
mischen Bourgeoisie an imperialisti­
sche Interessen gebunden. In vielen 
Fällen wird diese Bestimmung jetzt ge­
strichen. Die imperialistischen Mono­
pole wollen den ganzen Profit.

t/S/l
Wehrerfassung der 
Jugend erzwungen

Zwischen dem 21. Juli und 2. August 
hatten sich 4 Millionen männliche Ju­
gendliche in den USA bei einem der 
34 500 Postämter zu melden und ihre 
Personalien einschließlich Wohnsitz, 
Telefonnummer und Sozialversiche­
rungsnummer anzugeben. Erfaßt wur­
den die Jahrgänge 1960 und 1961; der 
Jahrgang 1962 wird ab 5. Januar 1981 
innerhalb von sechs Tagen erfaßt; der 
Jahrgang 1963 und alle späteren müs­
sen sich innerhalb von 30 Tagen vor 
oder nach ihrem 18. Geburtstag mel­
den. Wer nicht auf den Postamt er­
scheint, dem droht die Bourgeoisie mit 
einer Strafe von bis zu 5 Jahren Ge­
fängnis und/oder bis zu 10000 Dollar 

Geldstrafe. Die Strafe gilt auch für den 
Aufruf zur Nichtregistrierung und die 
Nichtmeldung von Umzügen. Auf dem 
Erfassungsformular ist vermerkt, daß 
diese Personalien im Bedarfsfall dem 
Justizministerium, Arbeitgebern von 
Zivildienstleistenden, dem FBI, der 
Einwanderungsbehörde, dem Innen­
ministerium, dem Amt für Beschäfti­
gung von Kriegsveteranen und der Öf­
fentlichkeit zugänglich gemacht wer­
den können.

Diese Wehrerfassung hatte Carter 
als Antwort auf den Überfall der So­
zialimperialisten auf Afghanistan An­
fang 1980 angekündigt und im Kon­
greß mit deutlichen Mehrheiten durch­
gesetzt . Zwei Auseinandersetzungen 
wurden innerhalb des Kongresses ge­
führt: Sollten auch die Frauen erfaßt 
werden? Carter war dafür, die Aus­
schüsse des Kongresses waren dagegen. 
Eine Verfassungsklage wegen Benach­
teiligung der Männer durch Nichterfas­
sung der Frauen hatte Erfolg; im Laufe 
des Jahres wird der Oberste Gerichts­
hof endgültig entscheiden. Sollte die 
Verweigerung des Kriegsdienstes zuge­
lassen werden? Der Senator Hatfield 
verlangte, in die Erfassungsformulare 
ein Feld aufzunehmen, in dem sich die 
Jugendlichen als Kriegsdienstverweige- 
rer aus Gewissensgründen bezeichnen 
könnten. Der Kongreß lehnte das ab.

Die US-Imperialisten hatten die 
Wehrpflicht 1971 und die Wehrerfas­
sung 1975 ausgesetzt. Das war eine Ab­
wehrmaßnahme gegen die Zersetzung 
des Wehrpflichtigenheeres während 
des Indochinakrieges. Die Siege der 
Völker von Kampuchea und Vietnam 
wurden dadurch erschwert. Der US- 
Bourgeoisie gelang so die Konsolidie­
rung ihres bewaffneten Armes. Die Be­
rufsarmee hat allein zwischen Oktober 
1979 und Mai 1980 230500 Freiwillige 

; angeworben, meist für drei Jahre, viele 
: von ihnen arbeitslose Jugendliche und 
I Fabrikarbeiter. Diese Berufsarmee 
! reicht aus für imperialistische Aggres­

sionen; für den imperialistischen Krieg 
großen Maßstabs ist das Kanonenfut­
ter der Wehrpflichtigenarmee unab- 

i dingbar. Die jetzige Wehrerfassung be- 
i reitet die Wiedereinführung der Wehr- 
i pflicht vor, und zwar vor allem als 
1 Maßnahme der Unterdrückung nach 
; innen. Die ,,Aktionseinheit Mittlerer 
: Westen gegen Wehrerfassung und 

Wehrpflicht“ hat dagegen die Losun­
gen aufgestellt: ,,Keine Wehrerfas­
sung; keine Wehrpflicht; keine Dienst­
verpflichtung; keine militärische Inter- 

I vention“.
: Schwächen hat die Bewegung in der
i Kritik der Berufsarmee und des Rivali- 
i tätsstrebens der beiden Supermächte.

Die Berufsarmee ist aber der Kern des 
imperialistischen Gewaltapparates und 

; der imperialistischen Aggression. Die 
i Kriegsvorbereitung der US-Bourgeoi- 

sie gegen die sozialimperialistische Su­
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permacht ist keinen Deut gerechter als 
die Kriegsvorbereitungen gegen die 
Dritte Welt. Diese Schwächen kann 
der Präsidentschaftskandidat Reagan 
nutzen - er tritt gegen die Wehrerfas­
sung auf und fordert höhere Besol­
dung der Berufsarmee und noch schär­
fere Aufrüstung.

Durch die Wehrerfassung über die 
Postämter hat die Regierung Carter ei­
ne wirksame Verhinderung der Wehr­
erfassung erschwert wie auch die Post­
beschäftigten zur Tätigkeit für den Ge­
waltapparat gezwungen. An den 
Kampfaktionen haben sich vielfach 
Gewerkschafter beteiligt. In San Fran­
cisco sprachen auf einer Kundgebung 
Ende Juli der stellvertretende Bezirks­
sekretär der Postarbeiter und der Be­
zirkssekretär der Gaststättenarbeiter, 
die gerade im Streik gegen die großen 
Hotels der Stadt standen. Die führen­
den Organisationen der Antiwehr­
pflichtbewegung kommen aber von 
den Hochschulen, auf die etwa 45% 
der US-Jugend gehen, und den Kir­
chen.

Da in den USA bisher keine allge­
meine Meldepflicht besteht, ist es für 
die Bourgeoisie nicht sofort möglich, 
festzustellen, wie viele Jugendliche sich 
der Registrierung entziehen. Die Regie­
rung rechnet mit 98% Registrierung, 
das wären 80000 Verweigerer. Die Or­
ganisationen gegen die Wehrerfassung 
und Wehrpflicht rechnen mit erheblich 
höheren Zahlen; aus einzelnen Bezir­
ken meldeten sie über 40% Verweige­
rung. Über die Sozialversicherungs­
nummer kann die US-Bourgeoisie je­
denfalls alle Lohnabhängigen überprü­
fen. Bis 1. November plant sie Ab­
schluß der Datenverarbeitung und 
Aufnahme der Strafverfolgung durch 
die Staatsanwaltschaften.

Fiat/Italien
Streik gegen geplante 
Massenentlassungen

Seit fast vier Wochen halten die Streik­
aktionen der italienischen Fiat-Beleg­
schaften an. Teils wird unbefristet ge­
streikt, teils führen die Arbeiter in den 
Abteilungen häufige Kurzstreiks 
durch. Mitte September hatte das Au­
tomonopol angekündigt, am 7.10. 
würden 14469 Arbeiter entlassen. Be­
reits seit Ende der Werksferien mußten 
70000 der 130000 Lohnabhängigen der 
Autowerke an zwei Wochentagen Fei­
erschichten machen.

Nach dem Urteil von Fiat-Arbeitern, 
die in ausländischen Autofabriken ge­
arbeitet haben, sind die Anlagen tech­
nisch veraltet. Wegen der weit niedri­
geren Löhne - ein Facharbeiter ver­
dient gut 500000 Lire, nicht einmal 
1 100 DM hat der Konzern noch in

der letzten Bilanz Profite ausgewiesen. 
Jetzt sind 432000 Autos, fast ein Drit­
tel der Jahresproduktion, unverkauft. 
Die Fiat-Kapitalisten wollen die Krise 
nutzen, um eine drastische Verschär­
fung der Arbeitshetze durchzusetzen.

Die Gewerkschaft lehnt Entlassun­
gen ab. Kurzarbeit soll, wenn sie schon 
angesetzt wird, „rotierend“ durchge­
führt werden, damit nicht ein fester 
Teil der Belegschaft abgespalten wird 
und damit die ersten Entlassungskan­
didaten darstellt. Ein für den 2.10. be­
reits beschlossener Generalstreik wur­
de abgesagt, als Fiat nach dem Sturz

IWF-Jahresversammlung
Raub von Opec-Geldern mißlungen. 
Beitritt Chinas stärkt Dritte Welt.

Gleichzeitig mit Berichten von der 
Washingtoner Jahresversammlung des 
Internationalen Währungsfonds (IWF) 
und der Weltbank vermeldete die Pres­
se, daß jetzt an die türkische Militär­
junta ein weiterer Teil des zugesagten 
IWF-Kredits in Höhe von 1,625 Mrd. $ 
ausbezahlt wird. Die Junta biete die 
Gewähr für die Einhaltung der ver­
langten Kreditauflagen: Abwertung 
der türkischen Währung, was die türki­
schen Produkte auf dem Weltmarkt 
verbilligt, ebenso aber den imperialisti- 

' sehen Kapitalexport in die Türkei; Ab- 
! bau der Hemmnisse für den Kapitalex- 
| port in die Türkei; strikte Lohnkon- 
i trolle. Ende letzten Jahres hatte der 

IWF bei der Kreditvergabe an Portugal 
ein ähnliches Sanierungsprogramm 
diktiert, das u.a. die Aufhebung der 

I Enteignungen von Großgrundbesitz, 
| Lohnsenkungen, Streichung von Le- 
i bensmittelsubventionen und Abwer­

tung verlangte. Auch Ägypten, Peru, 
Sambia, Zaire und andere Entwick­
lungsländer sind in den letzten Jahren 
von IWF und Weltbank derart erpreßt 
worden.

Wegen des ungleichen Tausches auf 

der Regierung Cossiga die angekündig­
ten Entlassungen zunächst aufschob. 
Doch schon wenige Tage später setzte 
der Konzern für 24000 drei Monate 
Zwangsurlaub zu Kurzarbeitergeld' 
(80% des Lohns) ab 6.10. an. Unter 
den Betroffenen sind 282 Vertrauens­
leute - die Kapitalisten wollen die ge­
werkschaftliche Organisation im Be­
trieb treffen. Die Arbeiter antworteten 
sofort mit Blockade aller Werkstore, 
um die Auslieferung fertiger Autos zu 
unterbinden. Für den 10.10. haben die 
Gewerkschaftsbünde zum landeswei­
ten Generalstreik aufgerufen.

dem Weltmarkt, bei dem die nationale 
Arbeit der Entwicklungsländer weniger 
zählt als die in Industrieprodukten ver-/ 
körperte nationale Arbeit der imperia­
listischen Länder, und wegen der fort­
gesetzten Verschlechterung dieser Aus­
tauschverhältnisse sehen sich die Ent­
wicklungsländer gezwungen, mangels 
Devisen entweder auf den Import z.B. 
dringend benötigter Maschinen zu ver­
zichten oder aber eine negative Zah­
lungsbilanz in Kauf zu nehmen und 
sich zu verschulden.

Als Mitgliedsland im IWF hat ein 
Entwicklungsland, das eine bestimmte 
Einlage in Form seiner nationalen 
Währung und in Form von Weltgeld 
- Gold oder zumeist Dollar - in den 
IWF getätigt hat, Sonderziehungsrech­
te (SZR), die sich an seiner Einlage, 
seiner Quote bemessen. Will das Land 
z.B. von den BRD-Imperialisten Ma­
schinen kaufen und hat es die nötigen 
DM dafür nicht, so muß es Sonderzie­
hungsrechte an die Bundesbank geben. 
Es zieht damit einen Währungskredit, 
der verzinst werden muß und nur mit 
Auflagen gewährt wird, sobald die Zie­
hungen des Landes 25% seiner Quote 
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beim IWF übersteigen. Die vom IWF 
verhängten Auflagen wie die Abwer­
tung, die die Austauschverhältnisse für 
das Entwicklungsland auf dem Welt­
markt weiter verschlechtert, und die 
Zinslasten verstärken ihrerseits die Ab­
hängigkeit und Verschuldung. Etwa 
20% ihrer Exporterlöse müssen die 
Entwicklungsländer - einschließlich 
der Opec-Länder - gegenwärtig allein 
für Rückzahlungs- und Zinslasten aus 
Auslandsschulden aufwenden.

In einem Sofortprogramm verlang­
ten die Länder der Dritten Welt auf der 
Jahresversammlung von IWF und 
Weltbank u.a.: zusätzliche Zuteilun­
gen von SZR an die ölimportierenden 
Entwicklungsländer in Höhe von 7,7 
Mrd. $, also eine Ausweitung des Rah­
mens für Währungskredite, der bislang 
auf 100% der Quote bei einem Jahr 
Laufzeit begrenzt war; Aufstockung 
der jährlichen Zuteilungen von SZR 
auf mindestens 12,9 Mrd. $; Herauf­
setzung der auflagenfreien ersten Kre­
dittranche, die gegenwärtig 25% der 
SZR eines Landes beträgt, um 50%; 
Erhöhung des Quoten- und damit des 
Stimmanteils der Entwicklungsländer 
von derzeit 33% auf 45%; schließlich 
die Kopplung der Ausgabe von neuen 
SZR, mit denen sich die Imperialisten 
in erster Linie selbst bedienen, mit zu­
sätzlichen Entwicklungshilfezahlun­
gen.

Entwicklungsländer mit Opec, ohne VR China. 
Quelle: International Financial Statistics 5/80. 
Quoten nach IWF-Jahresbericht 1979

Quoten 
(Stimm­

gen i eilte)

°o der SZR- 
Bestände und 

Devisenbestände 
im IWl-

Australien .... 2,0% 0,6%
Belgien............ 2,3% 3,8%
BRD............... 5,6% 14,3%
Frankreich . . . 4,9% 5,0%
Großbritannien 7,5% 4,6%
Italien ............ 3,2% 3.6%
Japan .............. 4,3% 9.0%
Kanada .......... 3,5% 3.1%
Niederlande . . 2,4% 3.4%
USA................ 21,7% 13,0%

104 Entwick­
lungsländer . . . 32,0% 30,6%

Durch den Beitritt der VR China 
und Zimbabwes zum IWF und zur 
Weltbank stellen die Entwicklungslän­
der inzwischen 122 von 141 IWF-Mit­
gliedern. Die VR China hält 3% der 
Quoten im IWF; die Bevölkerungszahl 
aller im IWF vertretenen Länder hat 
sich durch Chinas Beitritt fast um die 
Hälfte erhöht. Das politische Gewicht 
der Entwicklungsländer in IWF und 
Weltbank ist dadurch weiter gewach­
sen, wenn auch die westlichen Imperia­
listen durch ihre Quoten nach wie vor 
über die Stimmehrheit verfügen. Der 
chinesische Finanzminister Wang 

Bingqian verlangte auf der Konferenz 
eine Reform der ungerechten Weltwirt­
schaftsordnung, wozu eine Änderung 
der Stimmverhältnisse im IWF, die Er­
leichterung der Bedingungen der Kre­
ditvergabe, eine erhebliche Steigerung 
der Entwicklungshilfe und der Abbau 
von Handelsrestriktionen gehöre. Der 
Vertreter Tansanias Jamal forderte für 
IWF und Weltbank die gleiche Stimm­
regelung wie in allen internationalen 
Organisationen: ein Land, eine Stim­
me.

Die westlichen Imperialisten hatten 
beabsichtigt, die benötigten zusätzli­
chen Mittel für IWF und Weltbank 
großenteils von den Opec-Ländern zu 
besorgen und auf diese Weise einen 
Teil der Überschüsse der Opec-Länder 
unter ihre Kontrolle zu bringen. Mit 
diesem Raubzug scheiterten sie auf der 
Konferenz. Nachdem die westlichen 
Imperialisten den Beobachterstatus für 
die PLO abgelehnt hatten, verhandel­
ten die Opec-Länder nicht mehr über 
die Finanzierung von IWF und Welt­
bank aus Opec-Mitteln. Denn es war 
klar, daß die Imperialisten das alleinige 
Sagen über die Verwendung der Ölgel­
der haben wollten. Einig waren sie 
sich, mittels Weltbank und IWF die 
Ausplünderung und Erpressungen ge­
gen die Entwicklungsländer fortzuset­
zen und daran nichts zu lockern. Be­
sonders die wirtschaftlich potentesten 
Räuber USA, BRD und Japan verlang­
ten die strikte Beibehaltung der Kredit­
auflagen des IWF, die auch für die 
Großbanken Maßstab der Kreditwür­
digkeit eines Landes sind. US-Staatsse- 
kretär Bergsten vom Schatzministeri­
um zynisch: „Sie (die Entwicklungs­
länder; Red.) sind tragisch in die Irre 
geführt. Diese Institutionen sind die, 
welche am meisten für sie tun.“ Matt- 
höfer, Türkei-Experte des IWF, erklär­
te, die Politik der Kreditauflagen müs­
se erhalten bleiben. Außerdem trage 
nämlich in vielen Ländern die Über­
nachfrage an den Zahlungsbilanz­
schwierigkeiten erheblich Mitschuld. 
Matthöfer zeigte sich zudem besorgt 
über die Schaffung von „Krediten aus 
dem Nichts“; der BRD-lmperialismus, 
Hauptgläubiger des IWF, fürchtet um 
sein gutes Geld. Lediglich Frankreich, 
aufgrund seiner eigenständigen Politik 
gegenüber der Dritten Welt auch stär­
ker unter dem Druck der Entwick­
lungsländer, unterstützte die Forde­
rungen wie die Zuteilung von mehr 
SZR an die Entwicklungsländer und 
die Lockerung der Auflagen bei der 
Kreditvergabe.

Zugestehen mußten die Imperiali­
sten, daß die Länder statt wie bisher 
100% künftig bis zu 600% ihrer Quote 
auf drei Jahre ausleihen können und 
daß Zinssubventionen für Entwick­
lungsländer gewährt werden. Außer­
dem mußten sie einer Überprüfung der 
Stimmanteile bis 1982 zustimmen.

Afghanistan
Aktionen in Kabul 
treffen Invasoren

Mit der Zerstörung der Felder und 
Dörfer und der Vertreibung der Bau­
ern versuchen die sozialimperialisti­
schen Invasoren, den Kampf des af­
ghanischen Volkes an der Wurzel aus­
zurotten. In zwei großen Offensiven im 
Nordosten verwüsteten russische Trup­
pen das Konar-Tal. Die Guerillastreit­
kräfte kehrten nach den Offensiven zu­
rück und sorgten dafür, daß die russi­
schen Truppen und afghanischen 
Hilfstruppen sich nicht aus ihrem befe­
stigten Stellungen wagten. Nach wie 
vor ist die Desertionsrate in der afgha­
nischen Armee hoch. Das Karmal-Re- 
gime versucht, Widersprüche zwischen 
einzelnen Stämmen durch Bestechung 
zu verschärfen. - Während die 
Hauptstärke der Guerillakräfte auf 
dem Land liegt, gibt es mehr und mehr 
Meldungen von erfolgreichen Aktio­
nen auch in den Städten, vor allem in 
Kabul. Vor kurzem wurde ein hoch­
rangiger sowjetischer Offizier von ei­
ner Menschenmenge aus dem Auto ge­

zogen und getötet. Die Einheit, die den 
Anschlag ausführte, konnte entkom­
men. Das berichtete der indische Jour­
nalist Kuldip Nayar, der vor wenigen 
Tagen aus Kabul nach Delhi zurückge­
kehrt ist. Nach Nayars Angaben haben 
die Sozialimperialisten 20000 Mann in 
der Stadt Kabul und Umgebung, die 
sich aber bei Tage selten zeigen. Ab 
acht Uhr abends zeigen sich die Panzer 
auf der Straße. Am 3. Oktober gab es 
in Südwestkabul eine größere Schlacht 
in der Nähe des Hauptquartiers der Be­
satzungsarmee. - Der nach der sozial- 

i imperialistischen Invasion im Dezem- 
j ber installierte afghanische Präsident 
j Karmal wird in dieser Woche erstmals 
■ amtlich nach Moskau reisen.
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Filmkritik
Spannender Mystizismus:
„Das Imperium schlägt zurück“

Der Krieg des Guten gegen das Böse 
geht weiter. Am 12. Dezember läuft in 
den westdeutschen Kinos der Film 
„Das Imperium schlägt zurück“ an, 
Fortsetzung von „Krieg der Sterne“. 
Die „Rebellen“, angeführt von dem 
blond-blauäugigen amerikanischen 
Oberschüler-Typ Luke und der ebenso 
spießigen Prinzessin Leia, werden von 
den Truppen des Imperiums aus ihrer 
Basis auf dem Eisplaneten Hoth nach 
einer wilden Schlacht, die sie mit Ge­
wehren aus Schützengräben, mit stäh­
lernen Kabeln und Handgranaten ge­

gen monströse wandelnde vierbeinige 
Panzerfestungen führen müssen, 
schließlich vertrieben.

Luke begibt sich auf einen sumpfi­
gen Planeten zu dem uralten zwergen­
haften Guru Yoda, um Jedi zu werden, 
eine Art Messias. Zu seiner Ausbildung 
gehört neben mancherlei Waldläufen 
auch - ein einarmiger Handsland.

Vor allem aber werden die Zuschau­
er in einige Geheimnisse der mysteriö­
sen Kraft eingeweiht, die auf Lukes 
Seite steht, deren sich aber auch das 
Böse, also Dark Vader, bedient. „Sie 
schafft das Leben und läßt es wachsen. 
Ihre Energie umgibt uns und verbindet 
uns.“ Sie ist ,.überall, wartet darauf, 
gespürt und benutzt zu werden“, er­
klärt Yoda.

Und das Böse? „Zorn, Zorn, Furcht 
und Aggression! Das ist die dunkle Sei­
le der Kraft! Hab acht vor ihr!“ In ei­
ner Schlangenhöhle folgt eine erste 
Auflösung des Geheimnisses: Luke 
trifft auf die Erscheinung Dark Va- 
ders, schlägt ihr den Kopf ab, die Mas­

ke löst sich auf und hervor kommt: der 
Kopf Lukes! Auch wenn das wirkliche 
Duell mit Dark Vader am Schluß des 
Films noch aussteht: Der Kampf der 
Rebellen gegen das Imperium ist letzt­
lich der Kampf des Guten im Men­
schen gegen das Böse ebendann.

Reaktionärer Mystizismus, verpackt 
in spannende intergalaktische Schlach­
ten, in Verfolgungsjagden in den Leib 
einer Monsterschlange hinein und wie­
der hinaus, das Ganze aufgelockert 
durch Witzeleien des Roboterpärchens 
C-3PO und R2-D2, eines Gespanns ä la 
Dick und Doof: das ist die Mischung

, des Films. Die „Technologie der Zu­
kunft“ wäre danach: fähig, alle Natur­
schranken zu überwinden, aber immer 

! noch angewiesen auf zwergenhaft \er- 
; kümmerte Arbeiterrassen und ab und 
: an gestört durch Kurzschlüsse oder 
; Arbeit er unru hen.

„Das Teehaus“
Beijinger Volkskunst­
theater in der BRD

I Das Beijinger Volkskunsttheater ga­
stiert im September und Oktober mit 
dem Bühnenstück „Das Teehaus“ des 
berühmten chinesischen Dramatikers 
Lao She in der BRD und Frankreich. 
Es ist die erste chinesische Theaterauf­
führung im Ausland; der Text wird si­
multan ins Deutsche übersetzt. Erst 
seil 70 Jahren gibt es in China Schau­
spiel. Den 200 Sprechtheatern stehen 
rd. 2000 Ensembles der traditionsrei­
chen chinesischen Oper gegenüber, je­
doch wächst die Bedeutung des Schau­
spiels. Vom Volkskunsttheater wurden 
seil seiner Gründung (1952) über 140 
ausländische und chinesische Stücke 
aufgeführt. Der Dreiakter „Teehaus“ 
ist mit 300 Aufführungen (Urauffüh­
rung 1958) eines der populärsten.

Lao She gelingt es, durch die Dar­
stellung dreier Zeitabschnitte (1898; 
1918; 1948) am Beispiel eines Beijinger 
Teehauses die sozialen Umwälzungen 
in einem halben Jahrhundert wiederzu­
geben. Das Stück schildert realistisch 
die feudal-koloniale Dekadenz der al­
ten Gesellschaft und ihren unvermeid­
lichen Untergang unter den Schlägen 
des Imperialismus; bankrott und rui­
niert treffen sich Teehausbesitzer, na­
tionaler Kapitalist und Aristokrat in 
der letzten Szene. Auch für sie eröffnet 
erst der Sieg der neudemokratischen 
Revolution eine neue Perspektive.

Ökologen
Die Aussichtslosigkeit ■' 
der Menschengeschichte

„Da unten, stets betrogen, 
saust die geschäftge Welt.
Schlag noch einmal die Bogen 
um mich, du grünes Zelt.“

Dieser spätromantischen Stimmung 
Eichendorffs könnte Amery etwas ab­
gewinnen, wenn er es nicht besser wüß­
te. Nämlich, daß dies auch kein Weg 
ist, wie die Menschheit gedeihen kann, 

i In seinem Buch „Der Untergang der 
| Stadt Passau“ hat die große „Seuche“ 
| 1981 fast die ganze Erdbevölkerung 
I vertilgt. Die Übriggebliebenen sam- 
’ mein sich im südlichen Europa. Der 

Held der Geschichte ist Lois Retzer, 
’ von den neufeudalen Passauern ver- 
; ächt lieh ..Bauern fünfer“ genannt. Er 
i ist Apolhckerssohn, wurde links, „ob­

wohl das 1976 schon nicht mehr mo­
dern war“, und plante, einen „Grund­
riß des ökologischen Materialismus“ 
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zu schreiben. Stattdessen wird er zum 
klugen Führer einer Gruppe in Rosen­
heim, die er lehrt, Subsistenzwirtschaft 
zu treiben, um unabhängig zu sein. Er 
rettet sie vor der Verfolgung der droh- 
nenhaften Passauer, indem er seinen 
Ziehsohn beauftragt, das Volk in die 
blaugrünen Berge zu führen. Sterbend 
erkennt er: „Er hatte eine neue mittel­
europäische Politik eingeleitet - und 
doch eine schändliche alte: die alte Po­
litik der Wölfe und Schafe, der Tiger 
und Antilopen . . . und später . . . wür­
de dann etwas in den neuen Ge­
schichtsbüchern stehen über Lois, den 
Dschingis-Khan.“ Die Folgen kennt 
der Leser bereits aus einer eingeschobe­
nen Chronik über die Eroberung des 
verderbten Passau durch Rosmer und 
verbündete Ungarn. Fazit des Skepti­
kers: Der Mensch kann die Geschichte 
nicht vernünftig gestalten. Daß er mit 
der Natur nicht in Einklang kommt, 
liegt an der Natur des Menschen. Aus 
jedem neuen Paradies gehen wieder 
Kain und Abel hervor. Erlösung ist 
notwendig: „Wie hätte er es anders 
machen sollen . . . mit seinen begrenz­
ten Einsichten . . .? Da half wohl nur 
die Barmherzigkeit.“
Heyne-Buch 3461, München 1975, Preis 3,80 DM

Religion
„Ein anderes Leben“ - 
Selbstmord auf Raten

Der Trappistenprior Schellenberger 
wendet - in gekonntem Selbsterfah­
rungsgruppenstil - sein Inneres nach 
außen, wahrscheinlich in der Hoff­
nung, enttäuschte Opfer der Medita­
tionszirkelwelle daran kleben zu ma­
chen. Er hätte da was zu bieten: „Leer 
werden für Gott“. Dann kann eine 
„letzte ,Ruhe‘ in der extremen Auslie­
ferung und Verzweiflung“ eintreten. 
Dem Prior, der ständig mit dem Glück 
der Selbstentleibung kokettiert, ist 
auch schon ein - sündenfreier - Zu­
gang zu diesem gelungen: „Einmal ha­
be ich mich auf die Pritsche in der Ere­
mitage gelegt und mir vorgestellt, daß 
dies der Augenblick meines Todes sein 
könnte . . . Wie in konzentrischen 
Kreisen löste sich mein Geist nach in­
nen hin von allem ab ... Es hätte nur 
noch eines winzigen Schrittes bedurft, 
und er wäre vollends zu Null geworden 
und wäre durch das enge Öhr des Zu­
nichtewerdens geglitten - wohin? Ich 
ahnte eine unfaßbare neue Welt von 
unendlicher Weite in einer absoluten 
Stille und Klarheit.“ - Der Prior und 
Novizenmeister zu Mariawald in der 
Eifel rektifiziert das Glaubensopium 
zu purem Heroin. Herder dealt.
Bernardin Schellenberger: Ein anderes Leben; 
Herder Freiburg 1980, 135 Seiten, 16,80 DM

Hl. Vater
Biosphäre gebrechlich, Verbrauch 
und Wachstum schrecklich
Wenn der hl. Vater Wojtyla will, kann 
er bei seinem Besuch in der BRD aus 
dem Glaubensschatz der Mutter Kirche 
einige Kleinodien an unerwartete 
Adressen ausschenken. Nämlich an die 
Grünen. Bereits 1971 hat die römische 
Bischofssynode ein Dokument ge­
schaffen, geeignet, den ökologischen 
Zeitgeist in den Bannkreis christlichen 
Konservativismus zu ziehen.

„Die neuesten technischen Möglich­
keiten beruhen auf der weltweiten Ein­
heit des Wissenschaftsbetriebes, auf 
dem weltumspannenden zeitlosen 
Nachrichtenverkehr und auf der Ent­
wicklung einer Weltwirtschaft, in der 
alles mit allem in Wechselwirkung 
steht. Neuerdings beginnen die Men­
schen jedoch, sich auf eine neue und 
tiefere Dimension ihrer Einheit zu be­
sinnen, indem ihnen bewußt wird, wie 
Naturschätze, beispielsweise so kostba­
re Güter wie Luft und Wasser, ohne 
die kein Leben möglich ist, und all die 
Dinge, die zur schmalen und gebrechli­
chen ,Biosphäre4 alles dessen gehören, 
was auf dieser Welt lebt, nicht uner­
schöpflich sind, sondern als einmalige 
und unersetzliche Ausstattung der ge­
samten Menschheit sorgsamer Pflege 
und des Schutzes bedürfen.“

Die von Gott „einmalig und uner­
setzlich“ geschenkten Naturbedingun­
gen des Lebens bedürfen der Pfleger 
und Schützer. In dieser Sachverwal­
tung von Gottes Eigentum finden die 
Menschen eine „neue und tiefere Di­
mension ihrer Einheit“. Die bisherige 
Entwicklung hat sich - luziferisch 
überheblich - auf so Sachen wie Wis­
senschaftsbetrieb, Nachrichtenverkehr 
und Weltwirtschaft konzentriert. 
Hochmut kommt vor den Fall, und 
hinter dem Blendwerk staut sich auf 
nichts wie Dreck:

„Überdies hat die Nachfrage der 
wohlhabenderen - gleichviel ob kapi­
talistischen oder sozialistischen - 
Länder nach Rohstoffen und Energie 
(wie auch die schädliche Wirkung ihrer 
Abfälle auf Atmosphäre und Ozeane) 
ein solches Ausmaß erreicht, daß die 
wesentlichen Voraussetzungen des Le­
bens auf dieser Erde wie Luft und 
Wasser unwiederherstellbar geschädigt 
würden, wenn diese Höhe des Ver­
brauchs, dieser Grad der Verschmut­
zung und diese Schnelligkeit des 
Wachstums bei der gesamten Mensch­
heit Platz greifen würde.“

Hierin steckt ein beachtlicher Scher- 
und Kunstgriff der synodalen Hirten; 
man spricht nicht etwa von „der Höhe 

i dieses Verbrauchs“, sondern von die­

ser Höhe des Verbrauchs, nicht von 
der ,,Schnelligkeit dieses Wachstums“, 
sondern von dieser Schnelligkeit des 
Wachstums. Art und Weise des Ver­
brauchs, Verbraucher und Verbrauch­
te verschwinden vor dem Begriff der 
reinen Höhe. Art und Weise des 
Wachstums und Richtung der Ent­
wicklung verschwinden vor der reinen 
Schnelligkeit. Schädlich und zum 
Schaden des Menschengeschlechtes ge­
gen das göttliche Lehen gerichtet sind 
mithin Höhe des Verbrauchs und 
Schnelligkeit des Wachstums.

Dem Streben der Arbeiterklasse 
nach Herrschaft über die Produktiv­
kräfte und dem Streben der unter­
drückten Völker nach Entwicklung, 
diesen Bewegungen, die den Fort­
schritt der Menschheit ermöglichen, 
stellt die Kirche ein konservativ bewah­
rendes Motto gegenüber. Den Schein 
haben diese Heiligen wie meist auf ih­
rer Seite; die Form, in der durch die 
kapitalistische Wirtschaft die Quellen 
des materiellen Reichtums, der Arbei­
ter und die Erde, untergraben und zer­
stört werden, ist die der Arbeit, die be­
kanntlich von den unterdrückten Klas­
sen verrichtet wird. So lassen sich die 
Verbrechen des sterbenden, faulenden 
Kapitalismus an den Lebensinteressen 
der Menschheit recht gut als Verbre­
chen der Menschheit an den gottge­
schaffenen Naturvoraussetzungen des 
Lebens darstellen.

Übrigens findet man in allen unter­
gehenden Klassengesellschaften derar­
tige Erscheinungen. Verkarstung von 
Gebirgszügen, Versteppung von 
Ackerland, Überschwemmungskata­
strophen, Seuchenzüge sind stets Zeug­
nisse des wachsenden Unvermögens 
der herrschenden Klassen, die Produk­
tivkräfte der Gesellschaft gemäß den 
Gesetzen der Naturereignisse, in die die 
gesellschaftliche Arbeit immer ein­
greift, zu leiten.

Die untergehende Kapitalistenklasse 
demonstriert dies Unvermögen in bis­
her nicht dagewesenem Maßstab gan­
zer Länder, Erdteile, ja des ganzen 
Planeten. - Fast immer in der Ge­
schichte waren aber derartige, gesell­
schaftlich vermittelte Naturkatastro­
phen Vorboten revolutionärer Umwäl­
zungen; sie haben sowohl das glühende 
Bestreben, die Verursacher dieser Ver­
brechen ausfindig zu machen, hervor­
gerufen, wie auch mystische und mysti­
fizierende Endzeitideologie. Beide Mo- 

! mente finden sich übrigens in der 
Wahlpropaganda der Grünen wieder.
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Die Gestaltung der Lohn- und 
Gehaltsabzüge läßt - insbe­
sondere, weil die Gesamtab­
zugslast inzwischen so enorm 
ist - Rückschlüsse auf die Be­
wegung der Lohn- und Ge­
haltssumme zu, die die durchs 
Parlament vertretene Kapitali­
stenklasse politisch gefördert 
wissen will. Die Gestaltung der 
Abzugslast wirkt auf die Ver­
hältnisse des Arbeitsmarktes 
zurück. Die Gestaltung der 
Abzugslast macht deswegen ei- 

! ne vernünftige Spekulation auf 
die Politik der Kapitalisten ge- 

I gen die Lohnbewegungen 
möglich. Im kommenden Jahr 
ist der Rechtfertigungsdruck 
auf den bürgerlichen Politi­
kern etwas niedriger, das Jahr 
ist ,,wahlfrei“. Dem entspricht 
der Inhalt der für den Januar 
vorgesehenen Neugestaltung 
der Lohnabzüge.

- Für ledige, kinderlose 
I Arbeiter und Angestellte setzt 
| eine Verbesserung des Netto- 
| lohns erst deutlich oberhalb 

des Durchschnittslohns der 
i weiblichen Arbeiter ein, der 
I Reformertrag nimmt dann er- 
| heblich zu und erst oberhalb 
i des Durchschnittslohns der 

männlichen Angestellten wie­
der ab. Ein Leistungsmotiva­
tionsförderungsprogramm, 

; denn überhaupt nichts kriegt, 
wer nicht durch hohe Akkord­
leistung, durch Überstunden

oder durch Nacht- und 
Schichtarbeit in diese Zone 
vorstößt. Ansonsten gemahnt 
diese Reform die hoch verdie­
nenden männlichen Angestell­
ten daran, daß von ihnen eine 
Familienbildung mit Hausfrau 
usw. erwartet wird, denn nur 
dann kommen sie in den Ge­
nuß der Steuerklasse III.

- So dringlich für die höch­
sten Sphären der Lohnarbeit 
die Gründung einer Familie 
nahegelegt wird, so deutlich 
auch der Hinweis, daß für die 
unteren und mittleren Lohn- 
und Gehaltsklassen Derartiges 
nicht in Frage kommt. Sie er­
halten in der Steuerklasse III 
fast nichts. Wieso auch, sofern 
die Frau gezwungen ist, zu 
Hause zu bleiben, besteht 
durch materielle Not sowieso 
,,Leistungsmotivation“ ge­
nug.

- Die Reform der Steuer­
klasse V, die nur paßt, wenn 
das Einkommen eines Ehegat­
ten erheblich unter dem des 
anderen liegt, zeigt ein gewis­
ses Nachgeben gegenüber der 
Frauenbewegung, vor allem im 
Angestelltenbereich und bei 
Halbtagsbeamtinnen. Im Zu­
sammenhang mit der Betrach­
tung der Abzugsart IV für bei­
de Ehegatten ergibt sich je­
doch, daß gerade die unglei­
chen Verdienste und die unste-

Bilanz der für 1981 bereits beschlossenen
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Obwohl das Programm der er­
sten hundert Tage der neuen 
Bundesregierung noch nicht 
ausgemacht ist, steht bereits 
für 1981 fest:

- Das 21. Rentenanpas­
sungsgesetz sieht die Erhöhung 
der Rentenabzüge um 0,5% 
vor, also auf 9,25% des Brut­
tolohns.

- Das am 16. August ver­
kündete Steuerentlastungsge-

; setz 81 läßt ab Januar 81 eine 
i Änderung des Steuertarifs und

der Tarifzonen in Kraft treten.
- Mit diesem Gesetz ist 

zum 1. Februar eine Erhöhung 
des Kindergelds um 20 DM für 
das zweite Kind auf 120 DM 
und von 200 auf 240 DM für 
das dritte und alle weiteren 
Kinder beschlossen worden. 
Für das erste Kind bleibt es bei 
50 DM.

In den Schaubildern 01 - 04 
sind diese drei Maßnahmen zu­
sammengerechnet und in ihrer 
Wirkung auf den Nettolohn

I ohndurchschnitt Metall April 1980: a weibl.. b alle Arbeiter. l *eibl Ang.. <J rnannl Arbei 
ter, e Gesamt. Ii alle Ang . i männl Ang . Beitragsgren/en kV t 1980, e 198j. R\ j 1980. k 1981



Jer „Leistungsmotivation“, 
lerung ist dringlich.

te Arbeit der Frau gefördert 
werden. Wahrscheinlich soll 
die mit der Abschwächung der 
Konjunktur zunehmend unsi­
chere Arbeitsmarkilage durch 
Teilrückzüge der Frauen in 
den Haushalt abgefedert wer­
den.

- Für den Fall IV/2 Kin­
der, also wenn beide Ehegatten 
mit - ungefähr - gleichem 
Verdienst berufstätig sind, ist 
eine deutliche Entlastung etwa 
bloß der Kinder wegen nicht 
vorgesehen. Hier soll der Zu­
stand, daß Kinder nicht nur ei­
ne Einschränkung der Repro­
duktion bedeuten, sondern 
auch noch zum Nachgeben ge­
genüber den Kapitalistenan­
sprüchen auf Sonderleistung 
zwingen, in voller Schönheit 
erhalten bleiben.

- Dies hat die von SPD- 
Schmidt geführte Regierung 
getan. Bei den Wahlen hat sich 
dann gezeigt, daß solch trübe 
Verfahren der Anbiederung an 
die höher verdienenden 
Schichtungen der Lohnarbeit 
durchaus nicht zu einer Stär­
kung der SPD führen, sondern 
wegen ihres liberal-leistungs- 
fördernden Inhalts zur Stär­
kung der FDP.

Im ganzen zeigt sich, wie un­
klug die DGB-Gewerkschaften 
handelten, als sie die Forde­
rung nach Erhöhung des Kin­
dergeldes fallen ließen.

Trotzdem, so wie die Ver­
hältnisse sind, wäre es nicht 
richtig, gegen diese Politik mit 
einer frontal wirksamen Fest­
geldforderung anzutreten. 
Auch eine Forderung, aus 
Festgeldseite und Prozentseite 
zusammengesetzt, wäre nicht 
vorteilhaft. In beiden Fällen 
würde ein deutlich spürbarer 
Nachteil gerade in jener Zone 
eintreten, die zwischen dem 
Durchschnittslohn der männli­
chen Arbeiter und dem der 
Angestellten liegt, also in einer 
Zone, in der die Arbeiterbewe­
gung hohes Interesse haben 
muß, Kräfte für die Gewerk­
schaftsbewegung zu gewinnen 
und gewonnene Kräfte zu fe­
stigen.

Vor allem aber muß die For­
derung hoch sein, dies ergibt 
sich schon aus der Frechheit, 
mit der die durchs Parlament 
vertretene Kapitalistenklasse 
auf den Zwang zu Akkord, 
Überstunden und Nacht- und 
Schichtarbeit rechnet.

Zweckmäßig würde da eine 
Forderung wirken, die aus ei­
nem Sockelbetrag und einer 
zusätzlichen Prozentforderung 
kombiniert ist. Sollte sich in 
Folge der Arbeitsmarktlage ein 
Nachgeben für unvermeidlich 
erweisen, so könnte ein Teil 
des Sockelbetrags in Form ei­
ner Vorweganhebung abge­
schlossen werden.

Rechtslage in Sachen Lohnabzüge
bei gleichbleibendem Brutto­
lohn bilanziert worden.

Der Ertrag der Lohnforde­
rung, wie sie z.B. im Februar 
in der Metallindustrie stehen 
wird, muß also bereits anhand 
der neuen Steuerrechtslage 
beurteilt werden. Dies ge­
schieht in den Bildern 05 - 08. 
Da auch im einzelnen Fall kei­
neswegs sicher ist, ob das aus­
gehandelte Ergebnis im März 
z.B. auf den nur 75% des Ef­
fektivlohns betragenden Tarif­

lohn bezahlt wird, oder ob die 
volle Überwälzung des Tarifer­
gebnisses auf den um z.B. ein 
Drittel höheren Tariflohn ge­
lingt, haben wir die Bandbreite 
des Nettoergebnisses der For­
derung dargestellt.

In den Schaubildern 09 - 12 
wird die Bilanz der für 1981 
bereits beschlossenen Ände­
rungen der Lohnabzüge mit 
dem Ertrag der Lohnforde­
rung 1981 nach neuem Recht 
verrechnet.
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